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Die Löſung der Mationalitäten- und Autonomiefrage 
in Oſterreich 
auf hiſtoriſcher und verfaſſungsmäßiger Grundlage. 
Von .. . . 


(Schluſs.) 


NN 
s trifft den Beamten annäherungsweiſe dasſelbe Los, das ſich 
der Officier, welcher in der beſtimmten Zeit eine zweite 
END Regimentsſprache nicht erlernt hat, gefallen laſſen muis. Wenn 
auch beim Beamten die Sprachenerlernung eine gründlichere zu jein hätte, 
jo kann bei demſelben auf ſeine Sprachenkenntnis bei Transferierungen 
leichter Rückſicht genommen werden, was bei Officierstransferierungen 
aus manchen Dienſtesrückſichten nicht möglich iſt. 

Es iſt damit allerdings, wenn nicht ein directer, ſo doch ein 
indirecter Druck zur Erlernung einer zweiten Sprache ausgeübt. 
Die im modernen Staate weſentlich geönderten oder erweiterten 
Rechtsverhältniſſe bedingen jedoch, daſßs der Staat, das Kronland, 
der Bezirk oder die Stadt von ihren Organen, den neuen Ver— 
hältniſſen entſprechend, jene Qualificationen verlangen, welche die ver— 
mehrten Anforderungen des öffentlichen Dienſtes erheiſchen; dazu ge— 
hören eben auch die erweiterten ſprachlichen Kenntniſſe. 

Wenn durch die Einführung der Zweiſprachigkeit immerhin ein 
Theil der dermaligen Beamten zu leiden haben wird, ſo werden gewiſs 
Mittel zu finden ſein, damit die älteren und gut verwendbaren 
darunter, welchen man nicht zumuthen kann, in vorgerückten Jahren 
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noch eine zweite Sprache zu lernen, nicht empfindlich getroffen werden; 
die jüngeren Herren werden ſich in der entſprechend zu bemeſſenden 

Übergangszeit die zweite Sprache im erforderlichen Grade anzueignen 
vermögen. 

Was jedoch den Beamtennachwuchs anbelangt, ſo wird man ſich 
beeilen müſſen, in den Mittelſchulen den Unterricht in den Landes— 
ſprachen einzuführen und ihn obligatoriſch zu machen — das liegt 
im allgemeinen Intereſſe. Man wird wohl nicht etwa ſo weit 
gehen wollen, gegen dieſen Zwang auch die Grundgeſetze ins Feld zu 
ſenden. Wenn man den Knaben oder Jüngling zwingen kann, alte 
Sprachen zu lernen, wird dies nicht minder für die neuen gelten. Nur 
möge man einen rationellen, dem Schüler das Lernen der Sprache 
thunlichſt erleichternden Sprachunterricht anwenden! 

Wenn anerkannt werden muis, daſs jeder Staatsbürger bei den 
Behörden ſeines Heimatsbezirkes und Landes in ſeiner Sprache ver— 
kehren dürfe, hat er umſomehr das Recht zu verlangen, dafs auch die 
Schuleinrichtungen derart getroffen werden, daſs jeinen Kindern der 
Schulunterricht, ſoweit die localen und ſonſtigen Verhältniſſe es ge— 
ſtatten, in ihrer Mutterſprache ertheilt, ihnen die Schwierigkeiten des 
Lernens weſentlich verringert werden, wodurch zugleich eine lebendigere 
Verbindung zwiſchen der Erziehung in der Familie und jener in der 
Schule hergeſtellt, beziehungsweiſe der erſteren dort, wo ſie wegen 
ſchwieriger Erwerbs- und ſonſtiger ungünſtiger Umſtände vernachläſſigt 
erſcheint, in der Schule leichter nachgeholfen würde. Das iſt ganz be— 
ſonders in den Volksſchulen, überhaupt in den unteren Claſſen von 
großem Werte. 

Bezüglich der Minoritäten in gemiſchtſprachigen Gegenden können 
aber aus naheliegenden Gründen nicht dieſelben Grundſätze gelten wie bei 
der Amtierung, weil da der Koſtenpunkt ein gewichtiges Wort mitſpricht 
und die localen, insbeſondere Erwerbs- und Beſiedlungsverhält— 
niſſe, der geringere oder größere Wohlſtand der Gegend zu berückſichtigen 
ſind. Darum wird nicht bloß nach Ländern, ſondern auch nach Bezirken ein 
verſchiedener Maßſtab bei Fixierung eines Schülerminimums für die 
Errichtung von Parallelclaſſen oder getrennten Schulen anzulegen ſein. 
Es mußs jedoch ſowohl vom Standpunkte des Rechtes als von dem der 
Humanität das Princip feſtgehalten werden, möglichſt den Unterricht in 
der Mutterſprache zu fördern und deshalb in gemiſchtſprachigen Ge— 
genden, wo das Bedürfnis wirklich vorhanden iſt, die Schulen den 
berechtigten nationalen Poſtulaten entſprechend nach Maßgabe der vor— 
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handenen Mittel thunlichſt zu erweitern. Derſelbe Standpunkt des 
Rechtes und der Humanität bedingt aber auch, dais die Nationali— 
täten in der Errichtung oder Erweiterung andersſprachiger Schulen 
nicht mehr wie bisher eine Beeinträchtigung oder Bedrohung der 
eigenen Nationalität erblicken. 

Wie bereits angedeutet und wohl von allen vorurtheilsloſen 
Kreiſen zugeſtanden, erſcheint es als ein dringendes Erfordernis, dais 
die deutſche Sprache als Dienſtſprache der Armee bei der Erziehung 
der Jugend nicht nur nicht vernachläſſigt, ſondern nach Kräften 
cultiviert werde, weil durch dieſelbe ein gemeinſames, insbeſondere vor 
dem Feinde unentbehrliches Verſtändigungsmittel gegeben iſt und als 
ſolches unter den anderen öſterreichiſchen Sprachen doch die deutſche 
mit Rückſicht auf ihre ſchon ſo lange eingelebte und am weiteſten 
verbreitete Anwendung die tauglichſte iſt. Bei der jetzigen Kriegführung 
iſt im Hinblicke auf die wachſende Schwierigkeit des Zuſammenwirkens 
der höheren taktiſchen Verbände als Theile der Maſſenheere eine 
raſche, einheitliche und tadelloſe Functionierung in der Befehlgebung 
ſowie im Meldungsweſen von einſchneidendſter Wichtigkeit. Eine Er— 
ſchwerung der Verſtändigung zwiſchen den betreffenden Organen müjste 
unausbleiblich vermehrte Frictionen, mithtn die nachtheiligſten Folgen 
verurſachen. 

So nothwendig deshalb der deutſche Sprachunterricht an allen 
öſterreichiſchen, namentlich Mittel- und höheren Schulen erſcheint, ſo 
iſt es vom militäriſchen Standpunkte ebenſo erwünſcht, daſs in den 
deutſchen Schulen der deutſch-öſterreichiſchen Jugend die Gelegenheit 
gegeben werde, ſich auch andere öſterreichiſche Sprachen — jedenfalls 
eine zweite Landesſprache — anzueignen, weil dadurch für den Officiers— 
nachwuchs die Befähigung zur Inſtruction der nichtdeutſchen Mann— 
ſchaft des Heeres erweitert und die Verſtändigung mit der Mannſchaft 
anderer Truppen erleichtert wird. Eine ſolche Erweiterung der Sprach— 
kenntniſſe iſt bei der heutigen Intenſität der Gefechtsführung, welche 
eine häufige Vermiſchung der Truppenverbände bedingt, umſo vortheil— 
hafter und wird den Einfluſs der Officiere auf die gelegentlich unter 
ihre Befehle tretende Mannſchaft anderer Abtheilungen weſentlich fördern. 

Aber nicht bloß für den Militär und Beamten, auch für Geiſt— 
liche, Ingenieure, Arzte, Kaufleute erweist ſich die Kenntnis der 
Landesſprachen höchſt nützlich, und wäre eine größere Strebſamkeit 
in dieſer Richtung insbeſondere der deutſch-öſterreichiſchen Jugend zu 
empfehlen, um ihre Verwendbarleit in Zukunft zu ſichern. Die Ver— 
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hältniſſe haben ſich eben geändert, man muis denſelben Rechnung 
tragen, will man ſich nicht ſelbſt ſchädigen. Auch hier iſt Stillſtand 
gleichbedeutend mit Rückſchritt. 

Es kann die verbindende Macht der öſterreichiſchen Staatsidee 
nur erhöhen, wenn alle Nationalitäten im Staate ohne Unterſchied 
die überzeugung gewinnen, dass fte in Sſterreich die Förderung 
ihrer Intereſſen nach jeder Richtung finden, und dass der Staat in 
dieſer fortſchreitenden nationalen Entwicklung nicht nur keine Gefahr 
für ſeine Exiſtenz als Ganzes erblickt, ſondern das Wachſen von 
Wohlſtand und Cultur der einzelnen Nationalitäten als Voraus— 
ſetzung zunehmender ſtaatlicher Kraft und vermehrten Anſehens nach 
außen freudigſt begrüßt und zielbewujst begünſtigt 

* 
Die Autonomiefrage. 

Wie die Erfahrung zeigt, hat der öſterreichiſche Reichsrath — 
nach ſeiner Activierung durch die Decemberverfaſſung — befangen 
von der herkömmlichen ſtreng centraliſtiſchen Tendenz, ſeine Geſetzgebung 
auf Gebiete ausgedehnt, welche nach dem Grundgeſetze über die Reichs⸗ 
vertretung hätten den Landtagen reſerviert bleiben ſollen. Die Folge 
davon war, daſs der Reichsrath in eine Menge mehr oder minder 
localer Streitfragen verwickelt wurde, welche viel Zeit und viel Kraft ab— 
ſorbierten, die für eine fruchtbringende Arbeit und für die Hebung der 
wirklichen Volkswohlfahrt verloren giengen. Ebenſo nachtheilig war es, 
daſs die Majorität des Reichsrathes bei gewiſſen Geſetzen in der 
Aufſtellung der Normen auf die großen Verſchiedenheiten zwiſchen den 
einzelnen Kronländern und ſelbſt innerhalb derſelben zuwenig Rückſicht 
nahm und dadurch viele Frictionen und Beſchwerden veranlaſste, welchen 
dann durch Ausnahmsverordnungen und Geſetze ꝛc. abgeholfen werden 
muſste. 

Dieſe vielzu weit gehende Anſammlung von Arbeitsſtoff, die langen, 
oft leidenſchaftlichen Debatten, welche um Dinge geführt wurden, die 
an ſich für das Allgemeine häufig geradezu nebenſächlich waren, ver— 
längerten die Reichsrathsſeſſionen meiſt jo ſehr, dajs wegen Mangels 
an Zeit in den Landtagsſeſſionen kaum das Landesbudget fertig 
gebracht werden konnte und zahlreiche wichtige Landesangelegenheiten 
unerledigt blieben oder ihre Erledigung wiederholt verſchoben werden 
muſste. Daraus erwuchs der weitere große Nachtheil, daſs die Bevölkerung 
der langathmigen Debatten müde wurde und, da ſie von der parla— 
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mentariſchen Arbeit wenige ihr Wohl fördernde, greifbare Reſultate zu 
ſehen bekam, ſich miſsvergnügt vom Parlamente abwandte und, was 
noch bedenklicher, die Fehler der geſetzgebenden Körper der Verfaſſung 
aufs Kerbholz ſchrieb. 

Das Streben nach erweiterter Autonomie iſt ein ganz natürlicher 
Proceſs gebundener Kräfte gegen den Druck der bisher zuſehr einge— 
engten Landescompetenzen. 

Die Ausdehnung der Landesautonomie in dieſem Sinne involviert 
vermöge der Theilung der Arbeit eine weſentliche Erleichterung und Be— 
ſchleunigung derſelben, und es kann deren normale Entwicklung unter 
der Vorausſetzung, daſs die Nationalitätenfrage in den einzelnen 
Kronländern in Ordnung gebracht ſei, und inſofern die autonomen 
Beſtrebungen ſich in den verfaſſungsmäßigen Grenzen halten, keine 
nennenswerten Schwierigkeiten bereiten. 

Nun gewinnt es aber den Anſchein — verſchiedene frühere und 
neuere Anzeichen und Emanationen weiſen darauf hin — daſs in gewiſſen 
Kreiſen unter dem Titel ſtaatsrechtlicher Anſprüche betreffs Ausgeſtaltung 
der Autonomie gar weit gehende Forderungen erhoben werden ſollen, 
und da ſteht die als Zankapfel hingeworfene böhmiſche Frage im 
Vordergrunde. : 

Es ijt nicht nur ſehr begreiflich, es iſt auch ſehr anerkennens— 
wert, wenn der Böhme mit Stolz auf die Geſchichte ſeines Vater- 
landes zurückblickt und die Jugend ſich für deren Wiederbelebung be— 
geiſtert. Doch iſt es eine ernſte Pflicht derjenigen, welche an die Spitze 
nationaler Bewegungen geſtellt ſind, dieſe Bewegung in jenen Geleiſen 
zu erhalten, welche ohne ſchwere Gefährdung allgemeiner und der 
Landesintereſſen nicht verlaſſen werden dürfen. 

Gegenüber den Anſprüchen der Böhmen außer ihren Nationali⸗ 
ſierungstendenzen werden folgende Bedenken geltend gemacht: 

1. Dajs ihre ſtaatsrechtlichen Forderungen die öſterreichiſche Ver— 
faſſung und 

2. den Ausgleich mit Ungarn alterieren müſsten, wie 

3. ihr Antagonismus gegen unſere dermalige äußere Politik, 
ihre Feindseligkeit gegen Deutſchland und Hinneigung zu Ruſsland 
und Frankreich internationale Schwierigkeiten verurſachen könnten. 

Was Punkt 1 anbelangt, jo würde das vorausgehende Zuſtande— 
kommen einer aufrichtigen Verſtändigung zwiſchen den Deutſchen und 
Böhmen in nationaler Beziehung einer darauffolgenden Regelung der 
Anſprüche auf autonomem Gebiete beiderſeits die Schärfen benehmen. 
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Die von den Böhmen verlangte Ausnahmsſtellung für die Länder 
der Wenzelskrone findet in den während der letzten Jahrhunderte 
weſentlich geänderten Verhältniſſen und in den Anforderungen des 
modernen Staatsweſens ihr natürliches Correctiv und läſst ſich inner— 
halb dieſer Grenzen auch im Rahmen der öſterreichiſchen Verfaſſung zum 
Ausdrucke bringen. 

Was das oft erörterte böhmiſche Staatsrecht betrifft, ſo bleibt es 
immer ſehr bedenklich, ſtaatsrechtliche Forderungen auf eine längſt ver— 
gangene Zeitperiode zu baſieren oder ad hoe einen folden geſchicht— 
lichen Abſchnitt zu neuem Daſein erwecken zu wollen. 

So wird von böhmiſchen Parteimännern bis auf die erſten Jahr— 
zehnte des 17. Jahrhunderts zurückgegriffen. Abgeſehen davon, dass 
alle Verhältniſſe, die ſtaatlichen, ſocialen und wirtſchaftlichen, in dieſem 
bald drei Jahrhunderte zurückliegenden Zeitraume ganz andere geweſen 
find, mögen die maßgebenden Männer in Böhmen wohl bedenken, dass 
gerade vor und um das Jahr 1620 die fatalen Wirkungen gezeitigt 
wurden, welche Decennien vorher durch die Unbotmäßigkeit und das 
fortwährende Ringen der böhmiſchen Stände um die Einengung der 
Fürſtenmacht und deren gänzliche Untergrabung eingeleitet worden ſind, 
und welche das Land an den Rand des Verderbens gebracht und endlich 
zu der das Schickſal Böhmens entſcheidenden Kataſtrophe am Weißen 
Berge geführt haben. 

Die Ereigniſſe der nachfolgenden zwei Jahrhunderte verdienen 
zum mindeſten ebenſo die Anerkennung als hiſtoriſche Thatſachen wie 
jene vor dieſer Zeit, und kann die Gegenwart in Bezug auf ſtaats— 
rechtliche Entwicklung nicht an längſt Vergangenes, ſondern bloß an 
die aus ihm gewordenen Realitäten anknüpfen. An der Hand der 
Geſchichte iſt aber ſchon ausgeführt worden, daſs vor und nach der 
pragmatiſchen Sanction in den böhmischen und deutſchen Erblanden, 
dann in Galizien den Landſtänden nur ſehr karge Reſte von Auto— 
nomie belaſſen waren, welche ſich nach der Erhebung des bſterreichiſchen 
Staates zum Kaiſerthum eher verengt als erweitert hatten. 

Dieſe hiſtoriſche Entwicklung hat demnach ebenfalls vollgiltigen 
Anſpruch, als „hiſtoriſches Recht“ geachtet zu werden, und kann es nur 
erwünſcht ſein, wenn obige Verhältniſſe in weiteren Kreiſen bekannt werden, 
damit letztere, wenn die Fragen der Autonomieausdehung zur Verhandlung 
kommen, einen richtigen Maßſtab für deren Beurtheilung gewinnen. 

Wenn hier dieſe Umſtände ganz offen geſchildert werden, ſo liegt 
die Abſicht, den Wünſchen der böhmiſchen Nation feindſelig entgegen— 
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zutreten, durchaus ferne. Die gewijs objective Behandlung der natio— 
nalen Fragen ſchließt eine ſolche voreingenommene Auffaſſung von 
vornherein vollkommen aus. N 

Von dem gleichen Streben nach Klarſtellung der hiſtoriſchen 
Wahrheit geboten, muſs hier der Beziehungen Böhmens zu den 
Kronländern Mähren und Schleſien nochmals Erwähnung geſchehen. 
Mähren war um das Jahr 900 in eine Art Perſonalunion mit den 
damaligen Großherzogen von Böhmen, den Przemysliden, getreten. Das 
Verhältnis der böhmiſchen Oberhoheit geſtaltete ſich jedoch zu einem 
wechſelnden und wurde beſonders durch die Creierung von Apanage— 
(Theil⸗)Fürſtenthümern gelockert. Auf kurze Zeit, 1182 bis 1192, 
wurde das damalige Markgrafenthum Mähren ſogar ein unmittelbares 
deutſches Reichslehen. 

Auch nach der Erhebung Böhmens zum erblichen Königreiche 
durch Kaiſer Friedrich II. blieb der autonome Zuſtand Mährens 
aufrecht und erſcheint deſſen Autonomie unter den luxemburgiſchen 
Königen durch die Gründung einer markgräflich-mähriſchen Linie dieſes 
Hauſes ſcharf ausgeprägt. 

Die ſchleſiſchen Piaſten-Fürſtenthümer waren von 1290 an nach 
und nach in ein loſes Lehensverhältnis zu Böhmen getreten, und auch 
Karl IV. gewährleiſtete denſelben ihre volle Landeshoheit. 

So blieb es noch im 15. und 16. Jahrhundert, und iſt es ge— 
ſchichtlich vollſtändig nachweisbar, dass die mähriſchen und ſchleſiſchen 
Landtage, beziehungsweiſe Stände auch ſpäterhin bei jeder Gelegenheit 
ihre autonome Stellung gegenüber böhmiſchen Anforderungen, welche 
dieſe Autonomie verletzten oder miſsachteten, mit Entſchiedenheit betont 
und verfochten haben. 

Im Hinblicke auf obige Daten iſt ſchwer zu erſehen, in welcher 
Weiſe man die böhmiſcherſeits wiederholt angeſprochene ſtaatsrechtliche 
Verbindung der drei Länder praktiſch durchführen könnte, ohne die 
dermalige ſelbſtändige Stellung der Kronländer Mähren und 
Schleſien und eine in der Folge etwa anzubahnende Erweiterung 
der Landesautonomie innerhalb des Staates Sſterreich zu ſtören. 
Die öſterreichiſche Verfaſſung gibt allen Kronländern bei richtiger, 
ſinngemäßer Anwendung mehr Selbſtändigkeit, als ſie vor und nach 
der pragmatiſchen Sanction in den letzten zwei Jahrhunderten je ge— 
habt hatten. Es ijt deshalb kaum anzunehmen, dajs jene beiden Kron— 
länder auf irgendeinen Theil ihrer Selbſtändigkeit zu Gunſten Böhmens 
verzichten würden. Deren einſtmalige Verbindung und theilweiſe exempte 
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Stellung kann durch Wiederbeſetzung der Stelle eines Miniſters für 
Böhmen, Mähren und Schleſien ſchärfer markiert werden. 

Hiermit dürfte der Rahmen, innerhalb deſſen die ſtaatsrechtlichen 
Anſprüche in Bezug auf das Kronland Böhmen Berückſichtigung 
finden können, ſich von ſelbſt ergeben und zwar unter voller Wahrung 
der beſtehenden Verfaſſung. 


Bevor zu Punkt 2 übergegangen wird, ſei nachdrücklich betont, 
dass ſich vorliegende Studie bloß mit den ſpeeifiſch öſterreichiſchen 
Angelegenheiten befaſſen und deshalb die Beziehungen zu den Ländern 
der Stephanskrone möglichſt außer Spiel laſſen will. Darum werden 
die aus dem böhmiſchen Lager hier und da hörbaren Proteſte gegen 
den Dualismus nur in aller Kürze auf ihren Gehalt geprüft. 

Es iſt geſchichtlich erwieſen, daſs die ſtaatsrechtliche Stellung 
des Königreiches Ungarn zu den anderen Kronländern und der Krone 
gegenüber von jeher ſcharf ausgeprägt ſelbſtändig blieb und zwar ſo— 
ſowohl vor als nach der pragmatiſchen Sanction und ganz beſonders 
auch zur Zeit der Gründung des Kaiſerthums Sſterreich unter Kaiſer 
Franz. Dieſe ſehr autonome Poſition war überdies durch eine faſt 
ununterbrochene Praxis lebendig erhalten. 

Den durch die Großmachtſtellung der Monarchie ſowie durch die 
Einführung moderner Staatseinrichtungen bedingten, total geänderten 
Umſtänden entſpricht der durch die Verfaſſung auch öſterreichiſcherſeits 
ſanctionierte Dualismus, welcher das ſtaatsrechtliche Verhältnis 
beider Staaten der Monarchie grundgeſetzlich geregelt hat und 
ohne Staatsſtreich nur im Einvernehmen beider Theile modificiert 
werden kann. Es iſt demnach feſtzuhalten, daſs die Stellung Böhmens 
in Sſterreich ſchon lange vor und nach der pragmatiſchen Sanction 
ſtets eine weſentlich andere war als jene Ungarns zu den Königreichen 
und Ländern von Ofterreich. 

Die Abneigung, welche ſeitens der Weſtſlaven dem öſterreichiſch— 
ungariſchen Ausgleiche entgegengeſetzt wurde, war indes vielfach 
darauf zurückzuführen, dafs Ungarn in Conſequenz ſeines eentrali— 
ſierenden Regierungsſyſtemes als eine Stütze der früheren deutſch— 
centraliſtiſchen Herrſchaft in Öfterreich angeſehen werden konnte und 
ſich bei gewiſſen Anläſſen auch als ſolche bethätigte. Eine Einmiſchung 
Ungarns war jedoch nur dann erfolgt, wenn es ſich um die Abwehr 
einer Bedrohung des Dualismus gehandelt hatte. Von dem Momente 
der Herſtellung des nationalen Friedens in Oſterreich iſt irgendeiner 
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derartigen Einfluſsnahme eo ipso der Boden entzogen: im Gegentheile, 
es wird die Stimme Oſterreichs ſowie das Votum der öſterreichiſchen 
Delegation bei der Entſcheidung aller gemeinſamen Angelegenheiten in 
dem Maße an Bedeutung gewinnen, als die Einigkeit der öſterreichiſchen 
Nationalitäten ſich feſtigt. 

Was die gewijs ſehr begreiflichen Sympathien der öſterreichiſchen 
Slaven für ihre Stammesbrüder in Ungarn anbelangt, ſo theilen dort 
dieſe mit den Deutſchen ganz dasſelbe Los — es iſt aber kaum zu 
erwarten, daſs fremde Einmiſchung in ungariſche Angelegenheiten der 
Löſung der nationalen Frage in Ungarn vom Vortheile ſein würde. Es 
it im Gegentheile höchſt wahrſcheinlich, daſs eine Verquickung der Löſung 
unſerer inneren Fragen mit einem Streben nach Anderung des Aus⸗ 
gleiches oder mit einer Parteinahme für die nichtmagyariſchen Natio— 
nalitäten in Ungarn zu bedenklichen Complicationen führen und vor— 
ausſichtlich ſelbſt die Herſtellung des eigenen Friedens ſtören, vielleicht 
ſogar verhindern könnte. 

Es iſt der größte politiſche Fehler, gleichzeitig zu viele, namentlich 
weit auseinander liegende Ziele erreichen zu wollen, weil man ſeine Kräfte 
theilen muſs und nirgends mit voller Kraft auftreten kann. Eine 
geſunde Politik ſoll in der Verfolgung ihrer Zwecke ſtets eine zeit— 
gemäße Selbſtbeſchränkung üben, beziehungsweiſe in den Grenzen des 
Realiſierbaren bleiben, das Wichtige und Dringende nicht durch Ver— 
folgung minder wichtiger oder minder dringender Abſichten gefährden. 

Alſo vor allem Ordnung im eigenen Hauſe! 

* 


Betreffs des dritten Bedenkens muſs man betonen, dajs die Eini— 
gung der Nationalitäten auch auf die äußere Politik und die zu deren 
Durchführung gegebenenfalls verfügbaren Machtmittel von vortheil— 
hafteſtem Einfluſſe fein wird; die öſterreichiſch-ungariſche Monarchie 
wird ihre Intereſſen umſo ſicherer wahren, wenn ſie ihre Kräfte voll 
und ganz dafür einſetzen kann. 

Nun war aber gerade in Bezug auf die Art, wie die Monarchie 
ihre Intereſſen am beſten zu wahren ſucht, der größte Theil der 
Slaven!) mit der Richtung unſerer Politik unzufrieden, und wäre 
es bei aller Opferwilligkeit und allem Patriotismus immerhin miſslich, 
wenn es darauf ankäme, für eine ſolche Politik ſämmtliche Kräfte einſetzen zu 


) Die Polen nehmen ſowohl in Bezug auf den Dualismus als auf die 
äußere Politik aus bekannten Gründen eine ganz andere Stellung ein. 
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müſſen. Angeſichts der Feindſeligkeit zwiſchen Deutſchen und Slaven 
in Oſterreich iſt es begreifllich, bag ein Bündnis mit Deutſch— 
land nicht die Sympathie der Slaven im allgemeinen haben konnte, 
und daſs fte fih zum ſtammverwandten ruſſiſchen Reiche viel 
mehr hingezogen fühlten. Die Spannung, welche gegenüber Diejem 
mächtigen Staate mehrere Jahre hindurch infolge von gewiſſen Unter— 
ſtrömungen beſtanden hat, und die unſere wichtigſten Intereſſen in 
den Balkanländern ernſtlich bedrohte, iſt glücklicherweiſe gewichen; 
zudem iſt die aufrichtig friedliche Tendenz des Dreibundes ſo ſehr 
in das öffentliche Bewuſstſein gedrungen, dass die ſchon durch die 
geographiſche Lage gegebene Verbindung der drei europäiſchen Central— 
mächte nur als ein natürlicher Ausdruck des allgemeinen Friedens— 
bedürfniſſes aufgefaſst werden mufs, welcher durch das freundſchaftliche 
Verhältnis Deutſchlands und Sſterreichs zu Nujsland eine neue 
Stärkung erhält. 

Daſs übrigens nationale Zu- oder Abneigung nicht allein die 
Richtung der äußeren Politik beſtimmen darf, das könnten unſere 
Slaven aus dem Verhältniſſe Deutſchlands und Rufslands, deren 
Staatskunſt fortwährend auf die Pflege enger Beziehungen zwiſchen 
beiden Reichen abzielt, erkennen. Der Verbindung mit Deutſchland 
wird aber in den Augen unſerer Slaven in dem Maße jeder Stachel 
benommen, als das Einvernehmen mit den Deutſch-Oſterreichern herz 
geſtellt ſein und die Wohlthat des inneren Friedens ſich immer mehr 
fühlbar machen wird. je 

Wenn hier dem nationalen Ausgleiche und der Autonomiefrage 
gerade in Bezug auf Böhmen eine beſondere Erörterung gewidmet 
wurde, ſo erklärt ſich das, abgeſehen von der politiſchen und wirtſchaft— 
lichen Bedeutung des Kronlandes, auch daraus von ſelbſt, dass die 
ſogenannte böhmiſche Frage ſeit Jahren auf die Entwicklung unſeres 
Verfaſſungslebens einen mehr oder minder erkennbaren Einfluſs nahm. 
Es war aber durchaus nicht gemeint, dafs deshalb die Regelung ſolcher 
ſchwebenden Fragen in den anderen Kronländern von geringerem 
Belange fet, oder dass damit unter allen Umſtänden gewartet werden 
ſolle, bis dieſe Angelegenheiten in Böhmen zu Ende geführt ſind. 

So ſei hier des Landes Tirol ſpecielle Erwähnung gethan, da 
dasſelbe unter den Alpenländern ſchon auf Grund ſeiner exponierten 
Lage zwiſchen Deutſchland und Italien immer eine gewiſſe Ausnahms— 
ſtellung innehatte und vermöge des lebhaften Verkehrs, welchen es von 
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altersher zwiſchen den beiden Staaten vermittelt hatte, frühzeitig 
ein reges Culturleben und infolge ſeiner landſchaftlichen Verhältniſſe 
ein eigenartig geſtaltetes Volksthum entwickelte. 

Weſentlich verſchieden von dem übrigen Tirol it das ehemalige reichs— 
unmittelbare Territorium des Bisthums von Trient, das rein italieniſche 
Trentino mit dem Valſugana- und dem Cembrathale — Durch— 
bruchsthal des Aviſio — öſtlich und dem größten Theile des Nons— 
und Sulzthales weſtlich des Etſchlandes. Es ijt nicht zu leugnen, daſs 
dieſe Gebiete angeſichts ihrer topographiſchen Bedingungen insbeſondere 
in wirtſchaftlicher Beziehung eine beſtimmte Exemption in der Ver— 
waltung beanſpruchen können. Das Faſſa- und Fleimſerthal ſowie 
alle anderen weiter nordöjtlich liegenden, großentheils ladiniſchen Thäler, 
welche infolge ihrer Lage und Communicationsverhältniſſe ganz ent— 
ſchieden nach Bozen und gegen das Puſterthal gravitieren, wären im 
jetzigen adminiſtrativen Status zu belaſſen. 

Es dürfte mithin umſoweniger ſchwer werden, einen die Zuſammen— 
gehörigkeit des Landes Tirol ſtreng reſpectierenden Modus für die 
Trennung der Verwaltung zu finden, als ja dermals ſchon gewiſſe 
Differenzierungen beſtehen. 

Selbſt bei Gewährung einer angemeſſen begrenzten Autonomie 
an Italieniſch-Tirol wird eine Gefährdung der Landeseinheit nicht zu 
befürchten ſein. Es muſs eben unterſchieden werden zwiſchen dem weit 
überwiegenden Gros der italieniſch-tiroliſchen Bevölkerung, welche die 
Autonomie nur aus ſachlichen Gründen des öffentlichen Wohles an— 
ſtrebt, und jener kleinen, ſtets agitierenden Minorität, welche inner— 
halb der ſchwarz-gelben Grenzen überhaupt nicht zu befriedigen ſein 
wird und deshalb auch in der Autonomiefrage gar nicht in den Galcul 
gezogen werden kann. 

Man braucht ſich aber ebenſowenig durch das Bedenken beun— 
ruhigen zu laſſen, daßs dadurch den irredentiſtiſchen Treibereien er— 
wünſchter Vorſchub geleiſtet würde. Dieſe fehlen auch jetzt nicht; ſollten 
ſie dann offener zutage treten, ſie würden zweifelsohne in nur ge— 
ringem Grade bedrohlich. 

Nicht minder als das Trentino verlangt Dalmatien ſowohl 
wegen ſeiner iſolierten Lage und eigenthümlichen Grenzconfiguration, 
welche es hauptſächlich auf die Verbindungen mit dem gemeinſamen 
Occupationsgebiete Bosnien und Hercegovina hinweiſen, als wegen der 
mit dieſem Hinterlande correſpondierenden ethno- und topographiſchen 
Verhältniſſe eine entſprechend angepasste Autonomie. 
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Mehr denn anderswo hat eine ſolche aber die Ausgleichung der 
nationalen Gegenſätze und zwar zwiſchen Italienern und Slaven und 
letzterer unter ſich zur unbedingten Vorausſetzung. Bei der gegen— 
ſeitigen Erbitterung, welche auf dem heißen ſüdlichen Boden beſonders 
üppig gedeiht, wird wohl die Vermittlung der Regierung die Wege 
ebnen müſſen. Dieſe Vermittlerrolle wird weſentlich erleichtert werden, 
ſobald endlich die dalmatiniſche Bevölkerung in dem öſterreichiſchen 
Regimente — Regierung und Parlament — wirkſame, energiſche 
Förderer der Landes-, namentlich Verkehrsintereſſen zu erkennen vermag. 


* 


Die große Mannigfaltigkeit des öſterreichiſchen Ländercomplexes 
bringt es mit ſich, daſs derſelbe — insbeſondere als moderner Rechts— 
ſtaat — nicht bis ins Detail völlig uniform verwaltet werden kann. 
Da überdies die hiſtoriſche Entwicklung gewiſſer Länder eine im Rahmen 
des Staates zuläſſige Berückſichtigung erheiſcht, ſo reſultiert hieraus 
die vollkommen überzeugende Folgerung, dass nur eine Verwaltungs— 
form und eine innere Politik, welche mit den gegebenen Factoren rechnen 
und ohne irgendwelche Voreingenommenheit deren Evolution mit 
gleicher Sorgfalt ſchützen und fördern, die Einheit und Kraft des 
Ganzen am ſicherſten und ausgiebigſten wahren werden. 

Die Richtlinien, welche nach vorausgegangener nationaler Berjtän- 
digung für eine den Individualitäten der Kronländer anzupaſſende Er— 
weiterung der autonomen Verwaltung einzuhalten wären, ſind oben an— 
gedeutet und durch die beſtehende Verfaſſung ſchon vorgeſehen. 

Man muis fich eben darüber klar werden, dass der Begriff der 
Autonomie nicht verwechſelt werden darf mit jenem Föderalismus, 
welcher ohne Rückſicht auf die Exiſtenzbedingungen des Staates Oſterreich 
die Machtbefugniſſe desſelben an ſich reißen und die Theile auf Koſten 
des Ganzen zu deſſen und zu deren eigenem Schaden über das berechtigte 
Maß erheben möchte. Andererſeits aber wolle man ſich gegenwärtig 
halten, daſs das naturgemäße Streben nach Vermehrung und Sicherung 
der einheitlichen Kraft nicht weiter ausgedehnt werden ſollte, als es das 
wirkliche Bedürfnis und die gemeinſamen Intereſſen des Staates aus 
Gründen der inneren Conſiſtenz und Macht nach außen abſolut er— 
heiſchen. . 
Auf die Nichtbeachtung dieſer in der Verfaſſung deutlich genug 
markierten Competenzgrenzen iſt der politiſche und nationale Hader 
in Ofterreich hauptſächlich zurückzuführen. 
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Den Fehler kann man gutmachen, beziehungsweiſe in Zukunft 
vermeiden, indem man die Grundgeſetze nicht einſeitig, ſondern in ihrem 
richtigen, alle Rechte der Individuen, Nationalitäten und Länder 
wahrenden Sinne erfasst und zur Realiſierung bringt, zugleich im 
Geiſte der Allerhöchſten Thronrede vom 22. Mai 1867 jene Autonomie 
in der Verwaltung anbahnt, welche den Intereſſen der Königreiche 
und Länder entſpricht und ohne Gefährdung der Geſammtmonarchie zu— 
geſtanden werden darf. 

Im Sinne dieſer höchſtenorts gegebenen Directive würde darauf 
zu achten ſein, daſs man, belehrt durch frühere Erfahrungen, bei dem 
Ausmaße der Zugeſtändniſſe mit der Autonomie nicht weiter gehe, als 
es dem wirklichen Bedürfniſſe der betreffenden Kronländer adäquat er— 
ſcheint, daſs man aber auch ausgiebige Garantien ſchaffe, damit nicht da 
oder dort die Herrſchaft der einen Nationalität durch die neue einer an⸗ 
deren erſetzt und ſtatt des bis nun ſo heftig bekämpften Centralismus im 
Staate ein ſolcher innerhalb des einen oder des anderen Kronlandes 
etabliert werde. 

Eine zu weit gehende Autonomie, die zum Föderalismus führt, 
wäre in ihren Conſequenzen jedenfalls weit ſchädlicher als die ſchärfſte 


Centraliſation. 
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Löſungsmodalitäten. 

Im Vorſtehenden ſind die Principien, auf deren Baſis die 
Nationalitäten- und Autonomiefrage in Oſterreich und vornehmlich in 
Böhmen zur Austragung zu gelangen hätte, auseinandergeſetzt. Es 
handelt ſich nun darum, einen Transactionsmodus zu finden, welcher 
die ſtreitenden Parteien auf einem gemeinſamen Boden der Ver— 
ſtändigung zu vereinigen geeignet erſchiene. 

Bei dem Umſtande, bois ſowohl in früherer als in letzterer Zeit 
ſeitens der Regierung eingeleitete Verſöhnungsverſuche jedesmal mz. 
glückt waren, dürfte es gerechtfertigt ſein, wenn hier auf die Durch— 
führung der nöthigen Verſtändigung umſo näher eingegangen wird, 
als infolge der mächtigen Erregung, welche gegenwärtig die Gemüther 
erfajst hat, die Verſtändigungsaction weſentlich erſchwert ijt. 

Man hatte mit Sprachenverordnungen zwar ſchon wiederholt 
böſe Erfahrungen gemacht, glaubte aber doch nochmals auf demſelben 
Wege ans Ziel zu kommen. Wer mochte denken, dass dieſer Verſuch 
ſolche Folgen haben, daſs die Deutſchen in Oſterreich über dieſe 
Sprachenverordnungen derart entrüſtet und dass dieſe Entrüſtung 
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eine jo allgemeine und nachhaltige werden würde, dass ſie in allen 
Schichten der deutſchen Bevölkerung Wiederhall fand und ihr ſelbſt 
die conſervativſten Kreiſe Rechnung tragen müſſen? 

In der langen Zeit des nationalen Haders war eben reichlicher 
Zündſtoff aufgehäuft worden, und das durch die vielen Reibungen 
bis zur nervöſen Reizbarkeit geſteigerte Miſsbehagen kam nun mit 
voller Wucht zum Durchbruche. Die elementare Gewalt, mit welcher ſich 
das nationale Bewufſstſein bethätigte, die brutale Leidenſchaftlichkeit, 
welche beide ſtreitenden Parteien entwickelten, haben indes, ſo tief 
bedauerlich dieſe Erſcheinungen ſein mögen, eine Klärung und Erkennt— 
nis bezüglich der Expanſionskraft jener Factoren gegeben, mit welchen 
man in ſämmtlichen nationalen Fragen zu rechnen hat. 

Der weitaus größere Theil der deutſchen Parteien fordert als 
erſte Bedingung, um überhaupt mit der Regierung in Verhandlungen 
einzutreten, die vorherige Aufhebung der Sprachenverordnungen. Alle 
aber ſind darin einig, daſs die Regelung der Sprachenfrage nur im 
geſetzlichen Wege geſchehen dürfe, und zwar verlangen die einen die 
Geſetzgebung im Reichsrath, die anderen durch die Landtage. 

Was den Verordnungsweg betrifft, drängt ſich ſowohl bezüg— 
lich der Aufhebung der beſtehenden, als bezüglich der Erlaſſung einer 
neuen Verordnung von ſelbſt die Frage auf, ob die mit Zuſtimmung 
der damaligen parlamentariſchen Majorität erfolgte Hinausgabe der 
Badeni'ſchen Sprachenverordnungen eine Ungeſetzlichkeit geweſen jet, 
und ob deren Aufhebung und die Erlaſſung einer neuen durch ein 
anderes Miniſterium im Verordnungswege nicht ebenſo ungeſetzlich 
wäre. 

Sonach bliebe allein der Geſetzesweg übrig, und der Gegenſtand 
iſt ein jo hochwichtiger, dass er eine geſetzliche Regelung vollauf recht- 
fertigt. Es handelt ſich alſo nur noch um die Entſcheidung darüber, 
ob Reichs- oder Landesgeſetzgebung, e darüber, welche von 
beiden vorangehen ſoll? 

Wenn auch die Regelung einer ſo emed Angelegenheit 
wie die nationale Frage zweifellos der parlamentariſchen Geſetzgebung 
zukommt, jo wird man ſicherlich zugeſtehen müſſen, dass unſere innere 
Lage dermals nicht danach angethan iſt, die Schaffung eines allgemein 
befriedigenden Nationalitätengeſetzes erhoffen zu laſſen. Gerade bei 
dieſem Geſetze handelt es ſich um ein wohl zu überdenkendes dauern 
des Werk — es müjste ein Grundgeſetz werden, und es müſsten in 
demſelben die Garantien ſo für den Schutz der Minoritäten wie für die 
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gebürende Berückſichtigung der großen Verſchiedenheiten der öſter— 
reichiſchen Nationalitäten und Länder geboten ſein. 

Sind aber jetzt ſchon die Bedingungen für eine ruhig ausgleichende, 
gründliche Bearbeitung eines ſolchen Fundamentalgeſetzes vorhanden? 
Erſchiene es nicht rathſam, wenn zuerſt der Boden vorbereitet und 
in den einzelnen Kronländern die Baſis für die Regelung der nationalen 
Frage feſtgeſtellt würde?!) 

Mit Rückſicht auf die Mannigfaltigkeit der nationalen Grup— 
pierung ſowie der einzelnen Volksſtämme und auf ihren gegenſeitig 
jo ſehr abweichenden Entwicklungsgang dünkt es uns unter allen Ume 
ſtänden zweifelhaft, ob es gelingen werde, ein ſämmtliche Theile annä— 
hernd befriedigendes Sprachengeſetz für den ganzen Staat zu promul— 
gieren. Man würde ſich wahrſcheinlich doch wieder mit allgemeinen 
Directiven begnügen müſſen, damit ſie den ungleichen Bedürfniſſen der 
einzelnen Kroͤnländer angepajst werden könnten, und ſelbſt hierbei wäre 
mit äußerſter Vorſicht zu operieren, will man nicht dort, wo augen— 
blicklich ein ungeſtörter Verkehr beſteht, zu Conflicten Anlaſs geben, 
3. B. in Tirol, in welchem Kronlande bisher allein die Autonomiefrage 
ſtrittig iſt. Bald würde man ſo zur Erkenntnis durchdringen, daſs man es 
dermals mit einem Staatsſprachengeſetze höchſtens zu einer überflüſſigen 
Umſchreibung des in ſeiner Kürze gerade für die öſterreichiſchen Ver⸗ 
hältniſſe außerordentlich zweckmäßig ſtiliſierten § 19 zu bringen vermöchte. 

Jene deutſchnationalen Stürmer, welche nun gar die Statuierung 
der deutſchen Staatsſprache und einen ſtrammen Centralismus verlangen, 
erinnern ſich wohl nicht der Zeit und der Umſtände, unter denen die 
geltende Verfaſſung vor dreißig Jahren eingeführt worden iſt, oder 
ſie überſehen dieſelben unter dem Eindrucke der gegenwärtigen nationalen 
Erregung. Wenn die Proclamierung der deutſchen Staatsſprache ſchon da— 
mals für ſehr bedenklich befunden und, wie dies im erſten Capitel näher 
erörtert iſt, deshalb mit Recht unterlaſſen wurde, wie könnte man 
jetzt nach dreißigjährigem Beſtehen der Verfaſſung, unter deren Schutz 
die nationalen Eigenarten ſich mächtig entwickelt und gekräftigt haben, 
im Ernſte an die Realiſierung einer ſolchen, den leidenſchaftlichſten 

1) Der ſeinerzeit eingebrachte Antrag auf Erlaſſung eines Nationalitäten⸗ 
geſetzes ſoll hiermit durchaus nicht als Fehler oder als unzeitgemäß bezeichnet 
werden. Der patriotiſche Verſuch, durch dieſen Vermittlungsantrag eine Beruhigung 
der Gemüther zu bewirken und einen Ausweg aus der Sackgaſſe der Obſtruction 


zu weiſen, verdient umſomehr Anerkennung, als damit zugleich Anknüpfungspunkte 
für die außerparlamentariſche Verſtändigungsaction gegeben werden ſollten. 
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Widerſtand aller anderen Nationalitäten herausfordernden Maßregel 
denken! 

Dieſen und anderen, auf weitere Centraliſierung abzielenden 
idealen Wünſchen und Begehren müſſen die gemäßigten Deutjch- 
Oſterreicher insgeſammt, weil jene unerreichbar und unter den der— 
maligen Verhältniſſen geradezu gefährlich ſind, entſchieden ent— 
gegentreten. 

Die bisherigen trüben Erfahrungen und das bereits ſo an— 
dauernde, an der Kraft des Staates zehrende Ringen im nationalen 
Kampfe müſſen endlich zur Erkenntnis führen: 

1. daſs man in Sſterreich das ſonſt im conſtitutionellen Leben 
übliche Majoritätsprincip in nationalen Fragen zum mindeſten nicht 
uneingeſchränkt anwenden kann, dais alſo der Schutz der nationalen 
Minoritäten zur Anwendung kommen mujs. Darum jollen ſolche 
Fragen, bevor ſie an die geſetzgebenden Körperſchaften gelangen, durch 
Compromiſſe entſprechend vorbereitet werden. 

2. Alles, was ſelbſt nur den Schein einer Parteinahme der maß— 
gebenden Factoren für den einen oder den anderen Theil erwecken 
könnte, iſt grundſätzlich zu vermeiden. 

Ob und wie die Regierung bei Einleitung der Verhandlungen 
und bei deren Fortſetzung vermittelnd eingreifen ſoll, hängt von den 
jeweiligen Verhältniſſen ab. Die Vermittlung hätte immer wieder neu 
einzuſetzen, ſo oft der Faden der Verhandlung zu reißen droht. 

Dieſes Problem iſt nicht leicht und auch nicht angenehm — doch 
wenn ſeine Löſung gelingt, iſt reicher Lohn der Dankbarkeit ſicher. 
Wenn fie aber misslingt? Wie ſoll man weiter ſchaffen, wenn die 
ſtreitenden Parteien ſich nicht vertragen wollen? Wie ſoll die Staats— 
maſchine in Gang erhalten, die vielen ſchon ſo lange vernachläſſigten 
volkswirtſchaftlichen Aufgaben erfüllt und der Ausgleich mit Ungarn 
finaliſiert werden? Dieſe bangen Fragen ſind umſomehr berechtigt, als 
man auf einen glatten Verlauf keineswegs wird mit Sicherheit zählen 
können. Darum muis 

3. vor allem der Bevölkerung die Gewähr dafür bleiben, dais 
an dem Verfaſſungsbaue nicht gerüttelt werden, daſs keine das Weſen 
der Verfaſſung bedrohenden Anderungen und Experimente beab— 
ſichtigt oder geduldet würden, damit den gemäßigten Elementen weder 
der Wille noch die Möglichkeit zur Unterſtützung der Regierung 
genommen werde. Auch Ausſchreitungen extremer Elemente dürfen nicht 
dazu verleiten, den Boden der Verfaſſung aufzugeben, weil vr one in 
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kritiſchen SE eine feſte Rechtsbaſis die einzige Zuflucht und 
den für ſämmtliche loyalen Kreiſe geſicherten Vereinigungspunkt bietet, 
von dem aus eine Action zur Herſtellung der gefährdeten Ordnung 
inſceniert und durchgeführt werden kann, während mit einer ſelbſt nur 
theilweiſen Opferung dieſer Rechtsbaſis die Rechtsungewiſsheit und 
damit die Verwirrung ſich ins unendliche ſteigern müſsten. Es ſoll 
hiermit nicht geſagt ſein, daſs die Verfaſſung ein unabänderliches, 
unantaſtbares Bollwerk für alle künftigen Zeiten zu bilden habe. So 
wie jedes Menſchenwerk iſt ſie dem Wandel unterworfen, die Entwicklung 
mufs jedoch eine organiſche und geſetzmäßige ſein und im Einvernehmen 
der dazu berufenen Factoren geſchehen. 

Daſs jetzt, in der Periode der Aufregung und Eider 
nicht der richtige Zeitpunkt hierzu wäre, iſt einleuchtend und unbe— 
ſtreitbar! Es mt aber auch kein Anlaſs dazu vorhanden, denn die 
ſchwebenden nationalen Fragen können, wie bereits gezeigt wurde, im 
Sinne der Verfaſſung anſtandslos geregelt werden, und die nach vor— 
hergegangener nationaler Verſtändigung wünſchenswerten Autonomie— 
erweiterungen ſind theils in der Verfaſſung ſchon vorgeſehen, theils 
können ſie aus derſelben in der Folge abgeleitet und entwickelt 
werden. 

Sobald das allgemeine Gefühl der Sicherheit beſteht oder befeſtigt 
iſt, dafs von den maßgebenden Factoren der verfaſſungsmäßige Boden 
abſolut nicht verlaſſen werde, darf man beſtimmteſt darauf rechnen, 
daſs ſich die Ruhigen aller Parteien wieder um die Regierung ſcharen 
und nicht länger dem Terrorismus der Gaſſe und der Radicalen 
fügen werden. Dann kann die Regierung auch gegen Exceſſe, wo immer 
ſie ſich ereignen, mit Entſchiedenheit und Strenge einſchreiten. 

Wenn dieſes Einſchreiten ſich auf jene Ortlichkeiten beſchränkt, 
wo es zur Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit der Bevöl— 
kerung nothwendig wird, wenn die ſtaatlichen Schutzvorkehrungen 
alſo local bleiben und unter gewiſſenhafter Wahrung der geſetzlichen 
Form ſelbſt die ſtrengſten Ausnahmsmaßregeln zur Anwendung kommen, 
kann von einer Verfaſſungsverletzung keine Rede ſein. Wenn hingegen 
bloß in einzelnen Städten oder in einzelnen Bezirken die öffentliche Ruhe 
bedroht wird, dann iſt freilich kein genügender Grund vorhanden, das 
ganze Kronland unter Ausnahmsmaßregeln leiden zu laſſen, ebenſo— 
wie es ungerechtfertigt wäre, wollte man, falls in einzelnen Kronländern 
eingeſchritten werden müſste, die Beſchränkung verfaſſungsmäßiger 
Rechte auf alle Kronländer ausdehnen. 

Oſterr.⸗Ungar. Revue. XXV. Bd. (1899.) 15 
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Zu einer folchen, jet es auch nur zeitweiligen allgemeinen Be— 
ſchränkung verfaſſungsmäßiger Rechte oder gar zu einer Siſtierung der 
Verfaſſung iſt indes umſoweniger Urſache geboten, als die Bevölkerung, 
ganz abgeſehen von den beſitzenden Claſſen, in ihren breiteſten Schichten, 
dem Bauern- und Bürgerſtande, ja im Gros des Arbeiterſtandes, bloß 
dann den Aufreizungen extremer Coterien Gefolgſchaft leiſten würde, 
wenn ſie durch Parteinahme der Regierung in ihrem nun gleichfalls 
erregbaren nationalen Empfinden verletzt oder durch Preisgebung der 
Verfaſſung in ihrem Rechtsbewuſstſein erſchüttert oder endlich durch 
eine ſchwankende Haltung der leitenden Factoren irre gemacht 
würde. 

Es ſind in den nationalen Lagern wiederholt gewichtige Stimmen 
für die Herſtellung des Friedens laut geworden, und einzelne Landtage 
haben ſich entſchieden in nämlichem Sinne ausgeſprochen. Der Boden 
für eine endliche Verſtändigung ijt alſo bearbeitet. Die bisherigen un- 
günſtigen Reſultate, welche eine imperative Intervention der Regie— 
rungen im Sprachenſtreite im Gefolge hatte, empfehlen es, die Ver— 
ſtändigungsaction durch die Parteien ſelbſt im Wege ihrer Vertrauens— 
männer einleiten zu laſſen. In den bis jetzt vorliegenden miniſteriellen 
Entwürfen, Adreſſen und Parteiprogrammen finden ſich ohne Zweifel 
hinlängliche Stützpunkte für die Anknüpfung und Baſierung der Ver⸗ 
handlungen vor. Die gegebenen öſterreichiſchen Verhältniſſe werden vor⸗ 
ausſichtlich dahin führen, zunächſt länderweiſe die Differenzen auszu⸗ 
gleichen und erſt auf Grund einer ſo gewonnenen Concordanz die de— 
finitive geſetzliche und adminiſtrative Regelung vorzunehmen, vielleicht 
vorderhand letztere nur zu vereinbaren. 

Allerdings muſs man auch den ſchlimmſten Fall ins Auge faſſen, 
daſs beim Scheitern einer nationalen Verſtändigung neuerdings die 
Obſtruction im Parlamente einziehen und dasſelbe arbeitsunfähig 
machen werde: dann trifft eben die Friedensſtörer die Verantwortung, 
wenn jo lange mit dem § 14 regiert werden mufs, bis eine Unter- 
lage der nationalen Verſtändigung durch weitere außerparlamentariſche 
Verhandlungen gewonnen iſt und Neuwahlen ausgeſchrieben werden 
können. 

Die Aufgaben, welche im Sinne der vorſtehenden Erörterungen 
den gemäßigten Elementen zufallen, ſind durchaus einfach in ihren Zielen 
und ſowohl vom wahrhaft conſervativen als wirklich liberalen, jedes 
Recht achtenden Standpunkte begründet. Darum ſoll deren Programm 
eine bisher nicht beobachtete, doch keineswegs neue Richtung einſchlagen: 
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es muſßs eine poſitive Ausgeſtaltung der ſeitherigen, mehr paſſiven oder 
doch unſicheren Majoritäts- und Regierungsprogramme bilden. 

Während man bis nun beſtrebt war, allen Fragen, die ernſtere 
Schwierigkeiten bereiten konnten, möglichſt aus dem Wege zu gehen, 
darum ganz beſonders den nationalen, wird man von jetzt an gerade die 
Löſung dieſer Fragen, wennſchon vorerſt nicht im Parlamente ſelbſt, 
ſo doch in den Verhandlungen von Partei zu Partei mit Energie auf— 
nehmen und zu Ende führen müſſen. 

Mit ſolch poſitivem Programme wird eine alle Gemäßigten 
umfaſſende Vereinigung, ſicherlich aufrichtig unterſtützt von der Regie— 
rung, in den eben gedachten Bahnen Nützliches ſchaffen; ſie wird zu— 
gleich verhindern, daſs den weiten Schichten der arbeitenden und ge— 
werblichen Bevölkerung fernerer Anſtoß zur Unzufriedenheit gegeben 
werde; ſie wird verhindern, daſs jene Elemente ſich vordrängen oder 
die Oberhand erhalten, deren deſtructive Tendenzen für die Geſellſchaft 
wie für den Staat verderblich ſind, ob ſie nun in blinder Zerſtörungsluſt 
dem Vernichtungsprincipe huldigen, oder ob ſie in verblendeter Schwär— 
merei auf den Trümmern der heutigen ſtaatlichen und geſellſchaftlichen 
Ordnung einen chimäriſchen Zukunftsbau zu conſtruieren trachten. 

Kein einſichtiger Politiker wird es verkennen, dais auf dem Ger 
biete unſerer ſocialen Geſetzgebung noch ſehr viel nachzuholen iſt. Die 
auf realem Boden ſich bewegenden Beſtrebungen der ſocialen Parteien 
verdienen gewijs eine ſorgfältige Erwägung und weiteſtgehende Berück— 
ſichtigung. Nur jenem ſocialiſtiſchen Programme, das, unbekümmert 
um die beſtehenden Verhältniſſe, in radicaler Weiſe und einſeitig die 
Intereſſen der unteren Claſſen auf Koſten der übrigen fördern und 
dieſen das Geſetz dietieren will, muſs entſchieden entgegengetreten und 
die Löſung der ſocialen Fragen zwar mit allem Ernſte, aber ohne Über- 
ſtürzung in Angriff genommen und durchgeführt werden! 

Eine erfolgreiche Action in letzterer Richtung hat jedoch ebenfalls 
eine vorherige Verſtändigung auf nationalem Boden zur Vorausſetzung, 
da eine fruchtbare Thätigkeit auf ſocialem und volkswirtſchaftlichem 
Gebiete nicht zu erzielen iſt, ſolange bei jeder Gelegenheit nationale 
Gegenſätze aufeinander platzen und ein gedeihliches Zuſammenwirken 
vereiteln. 

Welcher Name auch für dieſes einigende Programm gewählt 
werden mag, deſſen Berechtigung iſt durch den ſtaatlichen Werde— 
gang Sſterreichs bereits gegeben und findet in den gemäßigten Theilen 
der conſervativen und liberalen ſowie der nationalen Parteien that— 
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kräftige Unterſtützung und namentlich im Großgrundbeſitze einen feſten 
Kryſtalliſationskern für die Conſolidierung auf loyaler und zugleich 
volksthümlicher breiter Baſis. 

Bei allen Verſtändigungsverhandlungen möge als Leitmotiv der 
längſt bekannte Grundſatz dienen: Oſterreich kann weder als deutſcher 
noch als jlavischer, ſondern allein als öſterreichiſcher Staat beſtehen, 
deſſen Exiſtenz eben durch die Verbindung der verſchiedenen Nationali— 
täten bedingt iſt und eine Verletzung, eine Zurückdrängung oder 
Beherrſchung der einen oder der anderen Nationalität ausſchließt. 
Dieſer Beſtand iſt durch Sſterreichs Lage zwiſchen dem Weſten und 
Oſten des europäiſchen Continents und beſonders durch die bisherige 
Entwicklung ſowie durch die Gruppierung und die Beſiedlungsart der 
einzelnen öſterreichiſchen Kronländer vorgezeichnet. 

Der den Geſetzen der natürlichen Staatenevolution folgende Auf— 
bau Sſterreichs innerhalb der letzten drei Jahrhunderte, der daraus 
hervorgegangene öſterreichiſche Staatsgedanke und deſſen Thatwerdung 
durch die gewaltigen Ereigniſſe, welche die Schaffung des Kaiſerthums 
Oſterreich veranlajsten, können nirgends mehr willkürlich modificiert 
oder auf eine längſt überwundene ſtaatsrechtliche Situation künſtlich 
zurückgeſchraubt werden, ohne die bedenklichſten Erſchütterungen nicht 
bloß der öſterreichiſchen Reichshälfte, ſondern der ganzen Monarchie 
herbeizuführen und damit unausbleiblich früher oder ſpäter ſogar das 
europäiſche, zum mindeſten das eentraleuropäiſche Staatenſyſtem zu 
alterieren. 

Obwohl das erſehnte verſöhnende Reſultat nicht ſogleich erreichbar 
ſein wird, jo iſt doch zu hoffen, daſs durch das Eintreten in gegen— 
ſeitige Ausſprachen auch den gemäßigten Anforderungen Raum gegönnt 
und dadurch die Vermittlung zwiſchen den ſich ſchärfer gegenüber— 
ſtehenden extremen Fractionen ermöglicht werde. Dann Läjst ſich der 
Wunſch ſämmtlicher loyalen Kreiſe, welcher öſterreichiſchen Nationalität ſie 
immer angehören, realiſieren, dass jetzt nach dem Jubiläumsjahr endlich 
die Frucht der Verſöhnung zu vollſter Reife gedeihe — die ſchönſte Nach— 
feier, welche die Völker Oſterreichs ihrem väterlichen Herrſcher widmen 
können, der mit gleicher Liebe und Fürſorge ſein geſammtes Reich umfaſst! 

Mögen darum alle Patrioten nach Maßgabe ihrer Stellung 
und ihres Einfluſſes dazu beitragen, die noch beſtehenden Urſachen 
der Zwietracht aus dem Wege zu räumen, und an der ungeſtörten 
Entwicklung Oſterreichs auf jeinen natürlichen und hiſtoriſchen Grund— 
lagen „mit vereinten Kräften“ thätigſt mitwirken! 


S 
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Die Petroleuminduſtrie Galiziens. 
Von Dr. Ladislaus Szajnocha, 
k. k. Univerſitätsprofeſſor. 

Krakau. (Schluſs.) 
Dur Bergung des Erdöles wurden gleichzeitig großartige Reſer— 
J voire und Röhrenleitungen zu den benachbarten Eiſenbahnſtationen 

— angelegt. Im Jahre 1897 werden von der Bergbehörde 1296 eiſerne 
und hölzerne Erdölreſervoire mit dem Totalfaſſungsraum von 85.187 ms 
und Röhrenleitungen in der Geſammtlänge von über 75 m angegeben, 
und gegenwärtig (1899) werden ſich dieſe Einrichtungen gewijs noch 
erweitert haben. 

Im gleichen Schritte mit der Vervollkommnung der Abbau— 
methoden gieng die Conſolidierung und Vergrößerung der Bergbau— 
unternehmungen ſowie die immer ſteigende Quantität des erbohrten 
Erdöles. Im Jahre 1873, aus welchem wir zuerſt ein vom Oberberg— 
commiſſär Windakiewicz zuſammengebrachtes ſtatiſtiſches Material 
beſitzen, waren in ganz Galizien mindeſtens an 900 Erdöl- und Erde 
wachsunternehmungen — die beide in den Ausweiſen nicht zu trennen 
ſind — mit circa 12.000 Arbeitern vorhanden, im Jahre 1884 nach 
den Ziffern des Landesbergbureaus nur noch 485 Unternehmungen 
mit 10.000 Arbeitern, im Jahre 1890 nach den Daten der Bergbehörde 
bloß 285 Unternehmungen mit 3729 Arbeitern, und im Jahre 1897 
werden vom galiziſchen Vereine zur Hebung der Naphthainduſtrie nicht 
mehr als 219 Erdöl- und 39 Erdwachsunternehmungen verzeichnet. 

Nicht ſo ſehr jedoch die Anzahl der beſchäftigten Arbeiter und 
der Bergbauunternehmungen, die, kräftiger und vielſeitiger geworden, 
ihren Wirkungskreis mehr und mehr ausdehnten, als die Anzahl der 
Bohrſchächte, deren im Laufe der letzten 20 Jahre gewijs mehrere 
Tauſende in Galizien niedergeſtoßen wurden, und die erbohrten 
Erdölmengen ſind hier für die Beurtheilung der Entwicklung dieſes 
Bergbaues maßgebend. In den Fünfzigerjahren nannte man 10 bis 
15 Garnec oder 30 bis A8 ko pro Tag eine gute Ausbeute, und manche 
Gruben, z. B. Kleczany oder Plowee, arbeiteten dabei mit einem ganz 
acceptablen Nutzen für den Beſitzer. Erſt in den Siebzigerjahren wurde 
eine andauernde Production von mindeſtens 100 kg pro Tag für nutz— 
bringend erachtet, und Inſpector Lipp, dem wir viele intereſſante 
Details über die Naphthainduſtrie jener Jahre verdanken, nannte im 
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Jahre 1870 es „fabelhaft“, wenn ein Brunnen in Böbrka 1000 Garnec 
oder 31) Ol pro Tag durch einige Tage lieferte, ohne botz der— 
ſelbe vertieft zu werden brauchte. In den Achtzigerjahren war man 
nicht mehr ſo beſcheiden. Das Fallen der Rohölpreiſe zwang die 
Grubenbeſitzer, viel größere Quantitäten zu erlangen, und ein tieferer 
Schacht, welcher pro Tag 5 % oder pro Jahr circa 1500 o producierte, 
wurde für kaum rentabel gehalten. Die zu Sloboda Rungurſka in 
Oſtgalizien durch St. Szezepanowſki und Comp. in den Jahren 
1881 bis 1885 aus mehreren Schächten erbohrten Quantitäten von 
150, 200, 250 o, ja darüber pro Tag machten allen Betroleuminter- 
eſſenten den Kopf heiß, und ein allgemeines Petroleumfieber brach epi— 
demiſch aus. In raſcher Folge wurden nun die Gruben von Wietrzno 
und Roöwne bei Kroſno erſchloſſen, Olſpringbrunnen von ameri— 
kaniſchem Typus aufgebrochen, und einzelne Schächte lieferten daſelbſt im 
Jahre 1889 das koloſſale Quantum von 1590 % pro Tag Sodann 
kam Potok, gleichfalls bei Kroſno, an die Reihe, nach gewaltigen Gas— 
ausbrüchen erſchien das Erdöl in mächtigen Springquellen, und 
glückliche Beſitzer der dortigen Gewerkſchaften haben in den Jahren 
1892 bis 1896 thatſächlich nahmhafte Geldſummen gewonnen. Doch 
auch Potok wurde bald in den Schatten geſtellt durch die rieſigen 
Olausbrüche in verhältnismäßig geringer Tiefe in den ſchon zwei 
Jahrzehnte alten Gruben von Schodnica, und ein Strom von Erdöl 
ergoſs ſich über die Anglobank aus dem Jakobſchacht (Nr. 78), welcher 
im Jahre 1895 durch einige Tage 10.000 q pro Tag und ſammt dem 
Cäcilienſchachte während des Jahres 1896 mindeſtens 800.000 7 ergeben 
hatte. Der Ausbruch des Jakob iſt geradezu eine Calamität geworden, 
man war nicht auf Bergung ſolcher Quantitäten vorbereitet, ein Theil 
des Erdöles floſs gegen den Stryj unbenützt ab, die Rohölpreiſe fielen 
rapid in ganz Galizien, und große Mengen wurden von vielen Gruben 
Weſt⸗ und Oſtgaliziens zu wahren Schleuderpreiſen verkauft. 

Dieſer Moment bedeutet den bisherigen Culminationspunkt des 
galiziſchen Erdölbergbaues. Der Jakobſchacht ließ aber bald nach, und 
wenn auch mehrere andere recht ergiebige Schächte in Schodnica, 
Wietrzno und Sékowa erbohrt wurden, haben ſich neue Gruben vom 
Range Schodnicas bisher nicht gefunden, und wieder andere haben 
das anfänglich Verſprochene auf die Dauer nicht einzuhalten vermocht. 
Im Augenblicke ſcheint eine gewiſſe Ruhe in der Production eingetreten 
zu ſein, es wird in den alten Gruben eifrig nachgebohrt und nach neuen 
Revieren emſig geſucht, und es unterliegt keinem Zweifel, daſs noch zahl— 
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reiche Erdölpunkte im galiziſchen Karpathengebirge zutage gebracht 
werden dürften, die den bereits im Betriebe befindlichen berühmten Ge— 
bieten nicht nachſtehen werden. 

Die oben angeführten Zahlen laſſen zur Genüge erkennen, botz 
manche Gruben wirklich ganz beträchtliche Erdölquantitäten von großem 
Geldwerte geſpendet haben, und viele poſitive Ziffern und Schätzungen 
beſtätigen das vollinhaltlich. Die Gruben von Bóbrfa haben z. B. in 
den Jahren 1862 bis 1881 mindeſtens an 220.000 o geliefert, Skoboda 
Rungurſka producierte im Jahre 1883 allein 300.000 q, die Production 
von Wietrzuo und Nöwne kann in den Jahren 1888 bis 1894 auf 
mindeſtens 1,400.000 4 geſchätzt werden, und Schoͤdnica allein mag in 
den Jahren 1891 bis 1896 mindeſtens 3,000.000 o ergeben haben. 

Demgemäß weiſen auch die ſtatiſtiſchen Daten der geſammten 
galiziſchen Erdölproduction ſtets wachſende Ziffern auf. Wenn die 
Jahresproduction im Jahre 1853 mit höchſtens 500 9 angeſetzt werden 
darf, jo war man ſchon im Jahre 1863 auf mindeſtens 50.000 q gez 
ſtiegen, und Windakiewicz berechnete fie für ganz Galizien im Jahre 
1873 auf 218.599 q. 

Seit dem Jahre 1877 beſitzen wir eine halbamtliche, d. h. vom 
Landesbergbureau ausgehende und vom Jahre 1886 angefangen eine 
amtliche, d. h. auf den Ausweiſen der Bergbehörden baſierende Petroleum— 
ſtatiſtik, und wenn dieſelbe auch manchmal höchſt wahrſcheinlich vielzu 
niedrige Zahlen angibt, ſo iſt in den Jahresproductionen trotzdem eine 
conſtante und raſche Progreſſion evident. 

Im Jahre 1886 wurden nach dieſen Ziffern 425.400 9, im 
Jahre 1890 916.504 9, im Jahre 1894 1,320.000 g, im Jahre 1896 
gar 3,397.650 % in ganz Galizien gewonnen. Erſt im Jahre 1897 iſt 
ein kleiner Rückgang in der Production zu verzeichnen, indem nach 
den Ausweiſen des galiziſchen Vereines zur Hebung der Naphthainduſtrie 
im genannten Jahre circa 3,096.263 g produciert wurden, doch ſteht 
zu hoffen, Dos der Ausfall bald wettgemacht werden und die Produc— 
tion wie bisher im beſchleunigten Tempo vorwärts ſchreiten wird. Die 
Geſammtziffer der galiziſchen Petroleumausbeute in den letzten 12 Jahren 
(1886 bis 1897), die über 15¾ Millionen ou erveicht, ut eine ſichere 
Gewähr dafür, daſs es an Rohöl im Karpathengebirge nicht mangelt, 
wenn nur eifrig und rationell nach demſelben geſucht wird. 

Ka 

Die Verwertung des galiziſchen Erdöles beruht auf ſeiner chemi— 

ſchen Zuſammenſetzung. Wenn man das Rohöl bei ſteigender Temperatur 
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in einem halbgeſchloſſenen Gefäße langſam erhitzt, gehen zuerſt bis zu 
150 Grad C. die Gaſe und die leichtflüchtigen Ole, Ather, Gaſolin, 
Benzin und Ligroin, dann zwiſchen 150 bis 300 oder 320 Grad C. 
die eigentlichen Leuchtöle, ſpäter bis etwa 360 und 400 Grad C. 
ſchwere Blau-, Schmier- und Paraffinöle ab, und zuletzt verbleibt noch 
auf dem Boden des Gefäßes ein theerartiger Rückſtand und Koks. Das 
Zahlenverhältnis der einzelnen Beſtandtheile wechſelt ungemein nach 
den verſchiedenen Rohölſorten und nach den verſchiedenen Deſtillations— 
methoden, welche dabei angewandt werden, doch kann man nach Prof. 
Pawlewſfki beim ſorgfältigen Fabriksbetriebe im großen und ganzen 
annehmen, dafs die galiziſchen Rohöle im Mittel 10% Benzin, 600% 
Leuchtöl (Naphtha), etwa 1% Paraffin, 12% ſchwere Ole und 17% 
Rückſtände enthalten. Der wertvollſte Beſtandtheil iſt das Leuchtöl, und 
in dieſer Hinſicht iſt das galiziſche Rohöl dem kaukaſiſchen Erdöle 
gegenüber in einer ziemlich günſtigen Lage, indem nach Prof. Engler 
aus dem letzteren nur etwa 32 bis 53% Leuchtöle und gegen 36 bis 
60% Rückſtände gewonnen werden, während das pennſylvaniſche Rohöl 
mit der Ausbeute von circa 60 bis 75% Leuchtöl und von 5 bis 10% 
Rückſtänden ſiegreich vorangeht. Unter den leichtflüchtigen Olen beſitzt 
nur das Benzin eine nahmhaftere Bedeutung, indem es in der 
chemiſchen Induſtrie vielfache Verwendung findet und ſeit einigen 
Jahren zur Feuerung der Kleinmotoren in ſehr großem Maßſtabe 
insbeſondere in Deutſchland gebraucht wird. Sonſt war es früher 
hier und da, mit den ſchweren Olen gemiſcht, zur Erzeugung ſchlechter, 
leichtentzündlicher Naphthaſorten benützt worden, was gegenwärtig bei 
den verſchärften geſetzlichen und polizeilichen Beſtimmungen wohl 
nirgends der Fall ſein dürfte. Galizien produciert heute etwa 100.000 4 
Benzin, und außerdem werden circa 180.000 o aus dem galiziſchen 
Rohöle in den außergaliziſchen Raffinerien erzeugt. Der meiſte Theil 
davon wird nach Deutſchland ausgeführt, wohin im Jahre 1897 allein 
beiläufig 180.000 og zum Preiſe von 8 bis 9 Gulden pro 100 kg aus 
dem öſterreichiſch-ungariſchen Zollgebiete exportiert wurden. 

Die ſchweren, über 320 Grad C. deſtillierenden Cie find zur 
Fabrication von flüſſigen und halbfeſten Schmieren geeignet, und aus 
der am Schluſſe der Deſtillation oder zu Anfang derſelben ver— 
bleibenden Paraffinmaſſe wird feſtes Paraffin in glänzenden Schuppen 
in einer Temperatur von — 1 bis — 4 Grad ausgeſchieden. Der 
Bedarf an Schmierölen und Paraffin wird aber durch die ein— 
heimiſche Production keineswegs gedeckt, und jahraus jahrein werden 
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ſehr bedeutende Mengen ſowohl von ruſſiſchen und amerikaniſchen 
dunklen und hellen, ſchweren und Schmierölen, als auch von amerika— 
niſchem Paraffin nach Oſterreich-Ungarn importiert. Im Jahre 1897 
mögen aus dem galiziſchen Rohöle höchſtens circa 348.000 o ſchwere 
und Schmieröle nebſt circa 58.000 4 Paraffin erzeugt worden ſein, 
während im nämlichen Jahre in das öſterreichiſch-ungariſche Zoll— 
gebiet außerdem 151.794 ruſſiſche und amerikaniſche Schwer- und 
Schmieröle jowie 70.940 ) rohes und gereinigtes Paraffin eingeführt 
wurden. 

Die urſprünglichen, von Eukaſiewiez in den Fünfzigerjahren 
zuerſt in Galizien angewandten Deſtillations- und Raffiniermethoden 
ſind in den letzten Jahrzehnten vielfach und weſentlich verbeſſert und 
umgeſtaltet worden, und nach Einführung des continuierlichen und 
Dampfbetriebes, desgleichen vieler neuer Deſtillierapparate ſind die an— 
fänglich ganz kleinen, kaum einige Hundert bis tauſend Metercentner 
pro Jahr conſumierenden Raffinerien zu großen, ja geradezu koloſ— 
ſalen Fabriksetabliſſements geworden mit der jährlichen Verarbeitung 
von 30.000 bis 50.000 % Rohöl. Im Jahre 1884 wurden in Galizien 
etwa 204.000 3, im Jahre 1891 ſchon 410.000 9, im Jahre 1897 
gar circa 635.000 % Leuchtöl (vom ſpecifiſchen Gewichte nicht 
über 0:87) erzeugt, und mit der Steigerung der Production gieng 
Hand in Hand die zunehmende Anzahl von im Betriebe ſtehenden 
Raffinerien, deren im Jahre 1880 nur 31, im Jahre 1884 bereits 57 
und im Jahre 1898 noch 54 in Galizien exiſtierten. 

Der Wendepunkt im Daſein der galiziſchen Raffinerien datiert aus 
dem Anfange der Achtzigerjahre, wo der außerordentliche Erdöl— 
gehalt der Gruben von Sloboda Rungurſka bei Kolomea die Inſtallie— 
rung einer großen, modern eingerichteten Raffinerie in Peczenizin und 
einer anderen in Kolomea zur Folge hatte. 

Jedoch nicht nur von den localen Verhältniſſen der galiziſchen 
Rohölproduction iſt die einheimiſche Petroleuminduſtrie abhängig, 
ſondern vorwiegend auch von den Steuer- und Zollabgaben der ganzen 
Monarchie ſowie von der Concurrenz der fremdländiſchen Leuchtöle. Das 
Jahr 1882 bedeutet eine Kataſtrophe für dieſelbe, indem damals in den 
beiden Hälften der Monarchie eine Petroleumconſumſteuer eingeführt 
wurde, deren Höhe die lebhafteſten Befürchtungen für die Exiſtenz der 
galiziſchen Gruben und Raffinerien erweckte, und welche nicht ohne einen 
äußerſt heißen Kampf im öſterreichiſchen Abgeordnetenhauſe angenommen 
worden war. Nach dem Geſetze vom 26. Mai 1882 unterliegt das Leuchtöl 
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im ſpecifiſchen Gewichte von nicht über 0˙87 einer Beſteuerung von 
6 fl. 50 kr. pro 100 kg, während bisher von der Naphthainduſtrie 
bloß die allgemeinen Erwerbs- und Einkommenſteuern entrichtet worden 
ſind, und ſeitdem fließen jahraus jahrein mehrere Millionen Gulden 
aus der Petroleumſteuer dem Staatsſchatze zu. Jene Befürchtungen haben 
ſich indes glücklicherweiſe nicht bewahrheitet, und nach einigen Jahren 
haben ſich die galiziſchen Raffinerien von der ſchweren Kriſis erholt, 
aber der kleine Naphthaconſument blieb trotzdem im Nachtheile und 
musste ſchließlich beinahe die ganze Steuer bezahlen. Im Jahre 1884 
wurden in Galizien 204.440 % Leuchtöl erzeugt und 1,328,860 fl. 
Steuern eingehoben, im Jahre 1890 bis 397.138 3, reſp. 2,58 1.397 fl., 
im Jahre 1897 gar circa 635.000 % bei einer Steuer von circa 
4,128.000 fl., und dieſe verhältnismäßig geringe Progreſſion im Laufe 
von 13 Jahren während des allgemeinen volkswirtſchaftlichen und indu— 
ſtriellen Aufſchwunges zeigt am beſten, wie ſchwer die Steuer auf dem 
Producenten und dem Conſumenten laſtet, und wie hemmend ſie auf 
die Entwicklung der galiziſchen Petroleuminduſtrie gewirkt hat. 

Noch ungünſtiger als die Steuer beeinfluſſen unſere Petroleum⸗ 
production die Zollverhältniſſe. Bis zum Jahre 1882 entrichtete 
ein fremdes, d. h. vorwiegend amerikaniſches in die Zollſchranken 
der öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie gelangendes, bereits raffiniertes 
Leuchtöl einen Zoll von 3 Gulden in Gold pro 100 ko, und dabei 
wurde damals nach Sſterreich etwa 1 Million o amerikaniſchen Leucht- 
öles im Werte von beiläufig 20 Millionen Gulden importiert. Im 
Jahre 1882 und nach dem öſterreichiſch-ungariſchen Ausgleiche im 
Jahre 1887 wurden jene Zollbeſtimmungen inſofern geändert, als 
nunmehr — bis heute — fremdes raffiniertes Leuchtöl 10 Gulden 
in Gold oder 12 Gulden in Silber als Eingangszoll zu bezahlen hat, 
während ſchwere Rohöle im ſpecifiſchen Gewichte von mehr als 0:83 
nur einem Zoll von 2 Gulden in Gold unterworfen ſind. Wenn 
die genannten Normen des Zollgeſetzes genau und im natürlichen 
Sinne durchgeführt worden wären, hätte die galiziſche Petroleum— 
induſtrie einen kleinen, aber efſectiven Schutz gegen die Concurrenz 
der amerikaniſchen Raffinade erhalten, und die einheimiſchen Raffinerie— 
beſitzer berechneten im Jahre 1882 dieſe durch den Wortlaut des Zollgeſetzes 
für Galizien geſchaffene Prämie auf etwa 82:5 Kreuzer pro 100 kg. 
Doch trat jetzt ein neuer mächtiger Feind auf, der aus den Zoll— 
beſtimmungen unerhörten illegalen Gewinn zu ziehen und an der un— 
gariſchen Reichshälfte eine wirkſame Stütze zu finden verſtand. 
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Ruſsland producierte in Baku bereits ſeit mehreren Jahren große 
Mengen von Erdöl und trachtete mit allen Mitteln, demſelben in Weſt— 
europa Eingang zu verſchaffen, was jedoch trotz äußerſt geringer 
Productionskoſten infolge zu hoher Frachtſpeſen und Zollabgaben 
weder für das Rohöl, noch für das Leuchtöl möglich war, 
bis man auf den Gedanken kam, ein ſchon abdeſtilliertes, aber mit 
ſchweren Olen ſchwarz gefärbtes Leuchtöl als Rohöl zu dem niedrigen 
Zolltarife von 2 Gulden pro 100 kg nach Ungarn einzuführen. Der 
Gedanke war genial, in Fiume wurde eine koloſſale, nur auf die Verar— 
beitung dieſes ruſſiſchen „Kunſtöles“ berechnete Raffinerie angelegt, der 
ungariſche Staat profitierte daraus jährlich über 2 Millionen Gulden 
Conſumſteuern, und die ungariſche Chemie war nicht imſtande, an der 
Zollgrenze mit irgend welchen wiſſenſchaftlichen Mitteln wahres ruſſiſches 
Rohöl von einem gefärbten Deſtillate zu unterſcheiden. 

Der ſolchergeſtalt legal gewordene Schmuggel des ruſſiſchen 
Falſificates, welches notoriſcherweiſe in 106 bis 100 ½ reinen 
Petroleums enthält, in die Grenzen der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie war ein harter Schlag für die galiziſchen Erdölgruben und 
Petroleumraffinerien, von dem ſie ſich bis heute nicht völlig erholt 
haben. Die natürliche Tendenz dieſer Induſtrie mujste darauf ge: 
richtet ſein, den ganzen Petroleumverbrauch der Monarchie zu erobern 
und zu befriedigen, was angeſichts der Concurrenz ſowohl des ameri— 
kaniſchen Leuchtöles als auch des ruſſiſchen Kunſtöles nur mit ungemein 
großen Opfern geſchehen konnte. Der Conſum an Petroleum in der 
geſammten Monarchie wurde von dem bekannten Statiſtiker Pizzala 
für das Jahr 1888 auf circa 1, 500.000 9, für das Jahr 1895 auf über 
2,000.000 berechnet, und das dazu nothwendige Quantum an Rohöl 
war weder im Jahre 1888, noch im Jahre 1895 in Galizien zu er— 
reichen geweſen. 

Die Unternehmungs- und Schürfluſt iſt in den Achtziger— 
jahren nicht im gleichen Schritte mit dem Wachſen des Leuchtöl— 
bedarfs fortgeſchritten, und die rapid ſinkenden Preiſe des Erdöles 
waren die wichtigſte Urſache davon. Im Jahre 1870 bezahlte man 
für 19 galiziſchen Erdöles loco Grube im Mittel 12 Gulden, im 
Jahre 1877 993 Gulden, im Jahre 1886 450 Gulden, im 
Jahre 1892 nur circa 3 Gulden, und heute (1899) haben ſich die 
Preiſe in keiner Richtung gebeſſert. Die mit kleineren Geldmitteln 
arbeitenden Erdölgrubenbeſitzer veranſchlagten die eigenen Productions— 
koſten im Jahre 1898 auf circa 2:20, 2:50, ja ſogar 2:80 Gulden 
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pro 100 kg, es blieb daher von dem Marktpreiſe bloß ein verhältnis- 
mäßig geringer Reingewinn übrig, wobei noch ein ſtetes Riſico beim 
Miſslingen oder infolge der Unproduectivität mehrerer Bohrlöcher 
in Rechnung gebracht werden muſste. Daher iſt in den Achtziger— 
und Neunzigerjahren der Untergang vieler kleinerer Erdölunternehmer 
zu verzeichnen, welche, mit einem Anlage- und Betriebscapitale von 
unter 100.000 Gulden ausgerüſtet, das Verſagen von zwei oder drei 
Bohrlöchern, die, bis 300 oder 400 m reichend, je 30.000 oder 
40.000 Gulden gekoſtet hatten, nicht zu überleben imſtande waren. 
Nur ganz große oder exceptionell günſtig arbeitende Unternehmungen 
vermochten ſich bei dem ſtarken Preisfalle zu erhalten, aber ſogar 
bei ihnen muſste jede Vermehrung des Anlagecapitales oder jeder 
Abſchluſs einer längeren Lieferung zur äußerſten Vorſicht ermahnen. 
Unter ſolchen Umſtänden war ein gemeinſames Vorgehen ſämmtlicher 
Intereſſenten höchſt wünſchenswert, und im Jahre 1897 wurde der 
Verband der galiziſchen Erdölproducenten gegründet, dem nunmehr die 
Wahrung der Handels- und Verkaufsintereſſen dieſes Bergbaues obliegt. 

Viel günſtiger ſind den Zoll- und Preisverhältniſſen gegenüber 
die galiziſchen Raffinerien ſituiert. Wenn auch ihre Geſtehungskoſten 
ſehr bedeutend ſind — dieſelben werden von den Betheiligten mit 
circa 16:25 Gulden pro 100 7% Leuchtöl angegeben — jo haben fie 
doch mit keinem Riſico zu kämpfen und vorwiegend allein die ruſſiſche 
Concurrenz abzuwehren. Das amerikaniſche Deſtillat iſt heutzutage aus der 
öſterreichiſch-ungariſchen Monarchie beinahe verdrängt und ſein Abſatz auf 
ein Minimum reduciert. Im Jahre 1882 — wir entnehmen die folgenden 
und die meiſten der hier angeführten ſtatiſtiſchen Daten den Zuſammen— 
ſtellungen von Dr. Stanislaus Olſzewſki, Secretär des galiziſchen 
Naphthavereines und der in Lemberg erſcheinenden Zeitſchrift, Natta“ — 
wurden an amerikaniſchem Leuchtöl nach Oſterreich-Ungarn 1,065.000 3, 
im Jahre 1889 nur über 78.000 q, im Jahre 1897 ſogar nicht mehr 
als 36000 ) importiert. Dem gegenüber ſtieg der Import des ruſſiſchen 
Falſificates vom Jahre 1882 bis zum Jahre 1893 in erſchreckender 
Progreſſion, indem im Jahre 1885 670.000 J, im Jahre 1890 
1,085.000 %, im Jahre 1893 gar 1,309.000 g eingeführt wurden, und erſt 
ſeit letzterem Jahre (1893) beginnt der Import allmählich zu fallen, 
um auf die Anzahl von 478.000 4 im Jahre 1897 herabzuſinken. 
In dieſen Ziffern liegt der Schlüſſel zu der Wendung, welche ſich 
während der jüngſten Jahre in der öſterreichiſch-ungariſchen Petroleum— 
induſtrie vollzogen hat. Die Vertheuerung des ruſſiſchen Rohöles 
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und Deſtillates einerſeits, die ſtetig zunehmende galiziſche Erdöl— 


production andererſeits haben es den größeren und mitunter ganz neuen 


Petroleumraffinerien der beiden Reichshälften vortheilhafter gemacht, 
das galiziſche Rohöl anſtatt des kaukaſiſchen Kunſtöles zu deſtillieren, 
wenn auch ruſſiſcherſeits alle Anſtrengungen gemacht wurden, durch 
die Ermäßigung der Bahntarife von Baku nach Poti den Preis des 
Roh- und Kunſtöles loco Fiume oder Trieſt thunlichſt herabzudrücken. 


Jeden Augenblick können aber die Verhältniſſe ſich anders geſtalten 


und kann eine neue Invaſion des kaukaſiſchen Falſificates wieder 
die geſammte galiziſche Erdöl- und Petroleuminduſtrie erſchüttern. 
Dawider iſt nur eine einzige Abhilfe möglich, nämlich die Erhöhung 
des bisherigen Einfuhrzolles, wie ſie bereits von der Regierung in 
den Ausgleichsvorlagen vorgeſchlagen wurde. Nach jener Vorlage ſollte 
der Zoll für ein ohne vorherige Deſtillation zur Beleuchtung unge— 
eignetes Rohöl von 2 Gulden in Gold auf 3:50 Gulden erhöht 
werden, während der Zolltarif für die Raffinade neben der Conſum⸗ 
ſteuer von 6:50 Gulden 4:60 Gulden zu betragen hätte, was dem 
Tarifſatze von 10 Gulden in Gold entſpräche. Der gegenwärtige Ein— 
gangszoll von 68 Kreuzern für das rumäniſche Rohöl — bis zum 
Maximalbetrage von 200.000 pro Jahr — ſoll nach der Vorlage 
unberührt bleiben, und auf die Weiſe würden die ſiebenbürgiſchen mit 
rumäniſchem Erdöle arbeitenden Raffinerien keinen Schaden erleiden. 

Dieſe Zollvorlage wurde in Galizien und von allen reellen 
Petroleumintereſſenten mit wahrer Genugthuung begrüßt und ſtellt 
wirklich eine, wenn auch nur partielle Abwehr der bisherigen Miſs— 
bräuche in Ausſicht. Die Erdöl- und Naphthainduſtrie Galiziens be— 
ſchäftigt mehrere Tauſende von Arbeitskräften, bringt Leben in die 
armen Gebirgsgegenden und gutes Verdienſt der außergaliziſchen 
Eiſen- und Maſchineninduſtrie, es ijt daher durchaus gerecht, wenn 
ſie, in illegale Bedrängnis gerathen, vom Staate Hilfe in der Form 
eines Schutzzolles gegen den fremden kaukaſiſchen Eindringling erfährt 
und infolge deſſen innere Stärkung gewärtigen darf. 

Die heutige Lage der Petroleuminduſtrie Galiziens — wir wollen 
noch kurz das oben Geſagte erläutern — iſt ziemlich precär. Die 
ganze in Galizien gewonnene Rohölmenge wird nicht ausſchließlich in 
Galizien conſumiert, ſondern zu einem ſehr bedeutenden Theile nach Ungarn 
und Sſterreich ausgeführt. Im Jahre 1897 wurden nach Ungarn circa 
550.700 9, nach Sſterreich (Schleſien, Wien, Böhmen, Trieſt) circa 
1,294.000 % galiziſchen Rohöles exportiert und im Lande nur etwa 
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1,058.500 % zu Leuchtöl verarbeitet. Davon mögen 635.100 9 Leuchtöl 
in den galiziſchen Raffinerien erzeugt worden ſein, was einer 
Conſumſteuer von 4,128.150 Gulden und einem Geldwerte von circa 
11,43 1.800 Gulden bei dem Mittelpreiſe von höchſtens 18 Gulden 
pro 100 kg loco Fabrik entſprechen würde. Die Raffineure berechnen 
ihre eigenen Erzeugungskoſten, wie wir ſchon oben erwähnt haben, mit 
16:25 Gulden pro 100 kg, der ganze Reingewinn ſammt der Amorti— 
ſierung des Anlagecapitales würde demnach für die ſämmtlichen 57 ga— 
liziſchen Raffinerien beſtenfalls 1,111.425 Gulden betragen. Bei ſolch 
wenig lucrativem Gewinne iſt eine größere Ausdehnung des Betriebes 
und eine forcierte Mehrleiſtung trotz des ſeit dem Jahre 1893 be— 
ſtehenden und im vorigen Jahre nochmals auf 5 Jahre (bis zum Jahre 
1903) erneuerten Kartells der öſterreichiſch-ungariſchen Raffinerien 
bei den galiziſchen Fabriken nicht denkbar. Unter dieſen Verhältniſſen 
leiden am meiſten die Grubenbeſitzer, die immer mit einem großen 
Riſico zu thun haben, reichlicher Inveſtitionscapitalien bedürfen und 
mit einem Preiſe von 2:70, 2:80 oder 3 Gulden pro 100 kg kaum das 
beſcheidenſte Auskommen finden, wenn fie nicht glücklicherweiſe Spring- 
brunnen mit mehreren hundert Metercentnern pro Tag erbohrt haben. 

Dem Staate ſoll aber daran gelegen ſein, den eigenen Berg— 
bau und die eigene Induſtrie zu heben und zu kräftigen ſowie den 
inländiſchen Bedarf womöglich mit inländiſchen Fabricaten zu be⸗ 
friedigen. Der Conſum der Monarchie an Leuchtöl betrug im Jahre 
1897 etwa 2,190.000 % und dürfte nach den Berechnungen der In⸗ 
tereſſenten im Jahre 1900 auf etwa 2.500.000 4 ſteigen. Im 
Jahre 1897 wurden nun aus dem galiziſchen Rohöle etwa 1.714.980 4 
Leuchtöl, d. i. 78 des ganzen Conſums erzeugt, und nach der 
ſteten Progreſſion der galiziſchen Rohölproduction während der letzten 
zehn Jahre darf angenommen werden, dafs fte imſtande wäre, ſchon 
im Jahre 1902 oder 1903 die Höhe des geſammten Conſums Sſter⸗ 
reich⸗Ungarns zu erreichen. 

Dann muis zunächſt die Schurf- und Unternehmungsluſt in 
Galizien angeſpornt werden, und der kleinere Grubenbeſitzer darf 
nicht mit Verluſt oder ohne Gewinn arbeiten. Alle die geringfügigen 
Hilfsmittel, wie eine beſſere Verwertung der Naphtharückſtände, eine 
Vervollkommnung der Fabrication von Schmierölen oder eine Ver— 
wendung von Rückſtänden zur Beheizung der Locomotiven, werden da 
gar nichts fruchten können, ſie werden die Geſammtproductionskoſten 
der galiziſchen Gruben und Raffinerien nicht reducieren und den Roh— 
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ölpreis nicht heben, ſolange ein Import des billigen kaukaſiſchen 
Falſificates unbehindert bleibt. Den zu beſeitigen — ſelbſtverſtändlich 
ohne Benachtheiligung der kleinen Conſumenten — iſt die Aufgabe eines 
gerechten Zolltarifes, der wie die anderen Fabrikszweige unſerer 
Reichshälfte ſo auch den Erdölbergbau Galiziens vor dem Untergange 
behüten ſollte. Möge das raſch und in richtigem Maße geſchehen! 


E 
Die Bukowina in den Jahren 1843 und 1849. 


Von Prof. Dr. Raimund Friedrich Kaindl. 
Czernowitz. 
Loeben enteilt das erſte halbe Jahrhundert ſeit den denkwürdigen 
Si Ereigniſſen der Jahre 1848 und 1849. Auch die Bukowina war 
von denſelben nicht unberührt geblieben, doch iſt bisher noch 
eine zuſammenfaſſende Darſtellung der Bewegung und der Verhältniſſe in 
dieſem öſtlichſten Kronlande unſeres Kaiſerſtaates nicht verſucht worden. 
Daher darf der Verfaſſer annehmen, dass die folgenden Blätter 
nicht ganz unwillkommen ſein werden, und dies umſomehr, als bis heute 
über die Zuſtände in der Bukowina um die Mitte unſeres Jahrhunderts 
faſt gar keine Studien gemacht worden find. Benützt wurde für dieſe 
Arbeit zum großen Theile urkundliches Material, welches dem Verfaſſer 
aus dem Nachlaſſe des um die Geſchichte der Bukowina wohlverdienten 
Finanzrathes Franz Adolf Wickenhauſer 1891) zugekommen war,) 
ferner Aufzeichnungen desſelben, dann andere Urkunden und Erläſſe, 
endlich die ziemlich geringfügige Literatur und mündliche Überlieferungen, 
ſoweit ſie Verwendbares boten. Viele Ergebniſſe muſsten hier in 
möglichſter Kürze mitgetheilt werden, um den Umfang der Arbeit 
nicht allzuſehr anwachſen zu laſſen; andererſeits wäre manche Lücke 
auszufüllen, doch darf das Unterbleiben mit der Schwierigkeit der 
Forſchung entſchuldigt werden. 
* 


Die Lostrennung der Bukowina von Galizien. 


Als zufolge der Februarrevolution in Paris faſt zu gleicher 
Zeit in allen öſterreichiſchen Ländern die revolutionäre Bewegung 
ausbrach, gehörte die Bukowina noch als ein „Kreis“ zu Galizien.?) 
Dieſe unnatürliche Verbindung hatte im Jahre 1786 ihren Anfang 
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genommen; trotz ihres 62jährigen Beſtehens und mancherlei Verſuche 
war zwiſchen dem Königreiche und ſeinem öſtlichſten Kreiſe kein inniges 
Verhältnis erwachſen. Die Bewohner des Landes fühlten ſich fremd 
in dem Königreiche; die Berechtigten mieden faſt insgeſammt den 
Landtag in Lemberg; das Selbſtändigkeitsgefühl war mit nichten er— 
loſchen. Unter ſolchen Umſtänden iſt es leicht begreiflich, dais die aus— 
gebrochene Bewegung zunächſt den Anſtoß gab, die Selbſtändigkeit 
des Landes zu erringen. Wiewohl dem Centrum des Reiches weit 
entrückt, verfolgte man doch auch in der Bukowina die Vorgänge in 
demſelben mit Aufmerkſamkeit. Schon die mit dem Patente vom 
15. März ausgeſprochene Verleihung der Preſsfreiheit, Bewilligung 
einer Nationalgarde und Verheißung einer Conſtitution erregten große 
Freude im Lande und veranlaſsten eine Dankeskundgebung an Kaiſer 
Ferdinand.?) Eine noch freudigere Erregung rief die am 25. April 
verkündigte Verfaſſung hervor. Durch dieſelbe war, wie wir in 
einer Bukowiner Denkſchrift des Jahres 1848 leſen, ) „das Gefühl 
ängſtlicher Bangigkeit, welches angeſichts der Ereigniſſe, die mit Beginn 
dieſes Jahres über Europa hereinbrachen, die Bruſt eines jeden getreuen 
Oſterreichers erfüllen muſste, in ein Gefühl freudiger Zuverſicht und 
eines allgemeinen und innigſten Dankes verwandelt“. 

Nun ſah man auch den richtigen Zeitpunkt gekommen, die Los— 
trennung der Bukowina von Galizien anzuſtreben. Die Vorbereitungen 
wurden vorzüglich von der rumäniſchen Partei raſch betrieben. Im 
Juni war die Landespetition bereits fertiggeſtellt, welche ſofort über— 
reicht und etwas ſpäter ſammt ihrer Begründung in Druck gelegt 
wurde. 

Im erſten Punkte derſelben wird gebeten um „einen beſonderen, 
alljährlich zuſammentretenden Provinzial-Landtag mit gleich ſtarker 
Vertretung aller Stände ohne Unterſchied der Religion und zwar 
der Geiſtlichkeit, der Gutsbeſitzer, der Intelligenz, des Bürger- und 
Bauernſtandes“. Zur Begründung der Bitte um die Lostrennung 
des Landes von Galizien wird in der erwähnten Schrift neben anderem 
Folgendes hervorgehoben: „Wie ſehr nothwendig, zweckmäßig und 
ausführbar die Trennung der Bukowina von Galizien in ihrer Landes— 
verwaltung ſei, ergibt ſich aus der Verſchiedenheit der Inſtitutionen, 
der Nationalität,?) der Sprache, der Sitten, Gebräuche und Inter— 
eſſen, dann der Ausdehnung dieſer beiden Provinzen, aus der geo— 
graphiſchen Lage und Entfernung, dann aus der Ausdehnung, gegen— 
wärtigen Bevölkerung und den Einnahmsquellen der Bukowina. Wie 
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bereits oben gezeigt, hat die Bukowina als ein Theil der Moldau 
ihre organiſche Verfaſſung auf der Grundlage ihrer früheren Rechte 
und Gewohnheiten erhalten, und wiewohl ſeit 60 Jahren mehr factiſch 
als geſetzlich mit Galizien gleichmäßig behandelt, ſind im weſentlichen 
dennoch großentheils die urſprünglichen geſetzlichen und aus der Übung 
hervorgegangenen eigenthümlichen Grundlagen geblieben, und die vielen 
Zweifel und Schwankungen entſtanden gerade aus dem Streben, die 
vielleicht für Galizien angemeſſenen Beſtimmungen auch auf die 
Bukowina um jeden Preis anzupaſſen. Dieſe beſtehenden, der Nationalität 
und bisherigen Übung angemeſſenen Inſtitutionen nun ſollten, um 
nicht den ganzen Rechtszuſtand in Frage zu ſtellen, nicht beſeitigt und 
aufgehoben, ſondern zum Wohle aller Claſſen der Einwohner weiter 
ausgebildet und vervollkommnet werden, was in der Bukowina umſo 
ſchneller geſchehen kann, da hier bereits vieles vorbereitet und feſtgeſtellt 
iſt, was bis vor kurzem in Galizien nicht der Fall war.“ 

Dieſe Petition wurde vom Miniſterium der hohen Reichs— 
verſammlung am 3. Auguſt 1848 abgetreten und war auch thatſächlich 
von dem gewünſchten Erfolge begleitet. Noch im Jahre 1848 wurde 
„die Bukowina zu einem Herzogthume in Gnaden erhoben und ihm 
adminiſtrative Selbſtändigkeit eingeräumt“.“) Um eine vollſtändige 
Lostrennung der Bukowina von Galizien zu erzielen, wurde, wie— 
wohl es ſich inzwiſchen gezeigt hatte, daſs ein Theil der Bevölkerung 
und zwar der rutheniſchen gegen die Lostrennung von Galizien war,“) 
von der Deputation, die unter Führung des gr.-or. Erzbiſchofs Hak— 
man am 20. Jänner 1849 in Olmütz dem jungen Kaiſer die Huldigung 
darbrachte, ) an die damals in Kremſier tagende Reichsverſammlung 
neuerdings ein vom 8. Februar datiertes Promemoria gerichtet, welches 
ſich gegen „halbe Maßregeln“ ausſprach und auf die Nachtheile, die 
aus der Vereinigung mit Galizien für die Bukowina ſich ergeben 
hatten, hinwies. Daraufhin ſtellte unſer allgütiger Monarch in der 
octroyierten Verfaſſung vom 4. März 1849 die heißerſehnte gänzliche 
Selbſtändigkeit der Bukowina her, indem dieſelbe zu einem eigenen 
Kronlande mit einer abgeſonderten Landesverwaltung und Landes— 
regierung erklärt wurde. 

Die völlige Loslöſung von Galizien erfolgte jedoch nicht mit 
einemmale. Nachdem der Kreishauptmann Iſſeczeſkul im Jahre 1849 
in Ruheſtand geſetzt worden war, kam zunächſt als proviſoriſcher Leiter 
des Landes der k. k. Hofrath Eduard v. Bach, Bruder des damaligen 
Miniſters des Innern, und hierauf ebenfalls noch im Jahre 1849 
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A. v. Henniger, der bis zum März 1853 in der Bukowina verblieb. 
Während ſeiner Amtsthätigkeit wurde durch das Patent vom 
31. December 1851 die Verfaſſung vom 4. März 1849 aufgehoben, 
ohne daſs die durch dieſelbe erlangte Selbſtändigkeit der Bukowina 
und ihr Titel (Herzogthum) gefährdet worden wären; dagegen war Dt: 
folge dieſer Verfügung das Inslebentreten des in Ausſicht geſtellten 
Landtages und des Landesausſchuſſes für weitere zehn Jahre ver— 
zögert. Am 6. März 1853 traf als proviſoriſcher Landespräſident 
Franz Schmück ein. Das Proviſorium währte bis zum Jahre 1854. 
Erſt zufolge Gubernialdecretes vom 10. Mai 1854, Z. 3739, trat am 
29. Mai desſelben Jahres in Czernowitz die ſelbſtändige Landesbehörde 
ins Leben, „von welchem Tage ab die Selbſtändigkeit des Herzog— 
thums Bukowina ſowie ſeines Präſidenten und aller Behörden pro— 
elamiert wurde, in der Weiſe nämlich, daſs ſie unabhängig vom 
Gubernium in Lemberg einzig und allein dem Staatsminiſterium 
unterſtehen“. So wurde Schmück der erſte ſelbſtändige Landespräſident 
der Bukowina. Er ſchied 1857 aus dem Lande, und ihm folgte Graf Karl 
Rothkirch-Panthen, der im Februar 1858 in der Bukowina ankam. 


* 
Die Aufhebung des Unterthans verhältniſſes. 


Doch kehren wir wieder zur Geſchichte des Jahres 1848 zurück. 
Die nächſte wichtige Folge der ausgebrochenen Bewegung war für die 
Bukowina die Befreiung der Unterthanen von der Robot und den 
anderen Unterthanslaſten.“) Dieſelbe geſchah hier früher als in Ger 
ſammtöſterreich. Angeſichts des revolutionären Treibens der polniſchen 
Nationalpartei in Galizien hatte ſich der Gouverneur Stadion ver— 
anlaſst geſehen, ſchon am 17. April die Aufhebung der Robot und 
die Entſchädigung der Gutsbeſitzer durch den Staat zu verfügen, um 
hierdurch die Bauern der Wiener Regierung zu verpflichten. Zufolge 
dieſer Verordnung hörten wegen der damals noch beſtehenden Ver— 
bindung der Bukowina mit Galizien die Robot und die ſonſtigen unter— 
thänigen Laſten auch im erſteren Lande während der nächſten Wochen auf. 
Für die Bukowina insbeſondere wurde mit dem Patent vom 9. Auguſt 
des nämlichen Jahres die Verordnung wiederholt und zugleich der 
1. Juli 1848 als der Termin beſtimmt, mit welchem die Wirkſamkeit 
der dem unterthänigen Beſitz zugeſtandenen Begünſtigungen gegen 
künftige Entſchädigung der Grundherrſchaften zu beginnen hatte. Die 
Grundentlaſtung geſtaltete ſich in der Bukowina zu einem überaus 
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ſchwierigen Geſchäfte, da das Land den zur Entſchädigung der 
Grundherrſchaften nöthigen Grundentlaſtungsfonds nicht aufbringen 
konnte. Es erklärt ſich dies aus der ungeheueren Ausdehnung des 
grundherrlichen Beſitzes in der Bukowina; beſaß doch der gr.-or. Re— 
ligionsfonds allein weit mehr als die Hälfte des Landes, während der 
von Unterthanslaſten freie Kleingrundbeſitz äußerſt gering war. Nun 
war zwar ſowohl im Erlaſſe vom 17. April für Geſammtgalizien, als 
auch in jenem vom 9. Auguſt für die Bukowina insbeſondere die Ent- 
ſchädigung der Grundherrſchafteu aus dem Staatsfonds zugeſichert 
worden. Dieſe Beſtimmung wurde jedoch durch das bekannte Patent 
vom 7. September, mit welchem die Unterthanspflichten in ganz 
Oſterreich aufgehoben wurden, außer Kraft geſetzt, da nach ihm jede 
Provinz allein die Koſten zu tragen hatte. Nach dem Patent vom 
4. März 1849 hatten zu letzteren die eine Hälfte das Land, die andere 
die verpflichteten und nun befreiten Unterthanen zu leiſten. Für Galizien 
und die Bukowina war aber mit den Patenten vom 23. und 29. October 
1849 doch wieder faſt die ganze Laſt dem geſammten Lande aufgelegt 
worden, wodurch allenfalls die Verpflichteten, für welche ſonſt die 
nöthigen Leiſtungen unerſchwinglich geweſen wären, etwas entlaſtet 
wurden, dem Lande ſelbſt indes eine geradezu erdrückende Schuld 
aufgebürdet wurde. Es würde nämlich zur Deckung der Grund— 
entlaſtungserforderniſſe ein Zuſchlag von 1 fl. 38 kr. zu jedem Gulden 
der directen Steuer nothwendig geworden ſein. Dazu wären noch 
10% für Landeserforderniſſe hinzugekommen. Dagegen betrugen 
alle Zuſchläge zuſammen in Böhmen 13 kr. und in Niederöſterreich 
16 kr. So kam es, daſs erft durch die zufolge eines vom 1. April 1863 
datierten Majeſtätsgeſuches gewährte Vorſchuſsleiſtung aus Reichs— 
mitteln die Ordnung dieſer wichtigen Angelegenheit möglich geworden 
ijt. Bemerkt ſei hier noch, daſs bei der Grundentlaſtung den Ruſtical— 
gemeinden ihr Holzungsrecht in den herrſchaftlichen Waldungen, das 
ſie ſeit der moldauiſchen Zeit frei oder gegen geringes Entgelt im 
ausgedehnteſten Maße geübt hatten, durch Geld oder Abtretung von Wald— 


theilen und anderen Gründen abgelöst werden mujste (Servitutenablöſung). 
E 


Die erften Bukowiner Reichstagsabgeordneten und ihre 
Thätigkeit. 
Ganz anders hätte ſich dieſe Angelegenheit geſtaltet, wenn die 
Wünſche der erſten Bukowiner Reichstagsabgeordneten des Jahres 1848 


in Erfüllung gegangen wären. Wiewohl nämlich dem Landvolke im 
16* 
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Karpathengebiete noch jetzt der Begriff der conſtitutionellen Regierungs— 
form nicht klar iſt, 0) ſomit im Jahre 1848 nothwendigerweiſe 
viel weniger eigen war, ſind doch bei der erſten Reichsrathswahl ganz 
im Gegenſatze zu den gegenwärtigen Verhältniſſen nur Landleute ins 
Parlament entſandt worden. Sieben der Abgeordneten, welche die da— 
mals auch für die Bukowina als Amtsblatt geltende „Gazeta Ewowska““ 
in ihren Nummern 73 und 75 (Ende Juni) als Deputierte des 
Bukowiner Kreiſes aufzählt, ſind als Landleute bezeichnet und zwar: 
Georg Timeſch aus dem Landbezirke Czernowitz, Michael Bodnar 
aus Radautz, Waſyl Kirſte aus Sadagura, Iwan Dolenczuk aus 
Suczawa, Waſyl Morgatz aus Kotzman, Miron Czuperkowicz 
aus Gura-Humora und Lucian Kobylica aus Wiznig. Nur der 
Abgeordnete der Stadt Czernowitz, Anton Král, Gymnaſialpräfect in 
Czernowitz, gehörte alſo nicht dem bäuerlichen Stande an.) Dieſe Gez 
ſandten nehmen vorzüglich an den langwierigen Verhandlungen, welche der 
am 26. Juli eingebrachte Antrag des Abgeordneten Hans Kudlich 
auf Aufhebung des Unterthänigkeitsverhältniſſes hervorrief, leb— 
haften Antheil. Unter den 73 Verbeſſerungsanträgen befinden ſich 
auch ſolche der Bukowiner Abgeordneten. !?) Bod nar erzählte, wie die 
Bukowiner Bauern ſtatt der zwölf jährlichen Arbeitstage, zu denen 
ſie nach den althergebrachten Geſetzen verpflichtet waren, in der Regel 
bis 150 und oft noch mehr Tage jährlich arbeiten muſsten; in Anz 
betracht dieſes Umſtandes ſtellte er im Einvernehmen mit den anderen 
Bukowiner Deputierten den Antrag, daſs Robot und Zehent in der 
Bukowina ohne jede Entſchädigung aufzuheben ſeien. Denſelben An— 
trag ſtellte Czuperkowicz. Kirſte verlangte, daſs Die Dominien alle 
in den letzten 60 Jahren unrechtmäßig an ſich gebrachten Gründe den 
rechtmäßigen Eigenthümern, den Bauern und Gemeinden, zurückſtellen 
und dass die Grundherren jeden gegen die geſetzlichen Beſtimmungen 
und Verträge ihnen von den Unterthanen geleiſteten Arbeitstag nach— 
träglich vergüten mögen; parteiloſe Commiſſionen jollten hierbei entſcheiden. 
Endlich forderte der Abgeordnete Kräl, daſs in die Commiſſion, welche ſich 
des weiteren mit der Robotablöſung zu beſchäftigen hätte, neben den 
Abgeordneten von Galizien auch einer aus der Bukowina gewählt 
werde, was ſeine volle Berechtigung hatte, weil in der Bukowina ganz 
eigenthümliche Urbarialverhältniſſe herrſchten. Mit Fug darf man im 
Angeſichte dieſes kräftigen Eintretens der Abgeordneten des Bukowiner 
Kleingrundbeſitzes für ſeine Vortheile gleich dem Berichterſtatter der 


ot 


Tarnower „Zgoda” ausrufen: „Wie wir ſehen, verstehen es alſo 
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unſere Landleute, ihre Sache zu vertreten!“ Übrigens ergibt ſich aus 
den vorſtehenden Ausführungen, daſs jene weitgreifenden Wünſche 
nicht in Erfüllung gegangen find. Intereſſant ift, daſs in der denk- 
würdigen Abſtimmung vom 31. Auguſt 1848, durch welche über die 
Frage der Entſchädigung der Gutsbeſitzer entſchieden wurde, alle 
bäuerlichen Abgeordneten der Bukowina mit Ausnahme des krank— 
gemeldeten Iwan Dolenezuk einmüthig gegen die Entjchädigung - 
ſtimmten. Es waren die Abgeordneten: Michael Bodnar, Miron 
Czuperkowiez, Waſyl Kirſte, Lucian Kobylica, Waſyl Morgatz 
und Georg Timeſch. In dieſer Angelegenheit hat alſo das gemeinſame 
Intereſſe Rumänen und Ruthenen vereint gefunden. Der Abgeordneten, 
der Stadt Czernowitz, Anton Kräl, hatte ſich der Abſtimmung ent— 
halten. Es iſt bekannt, daſs die Stimmenmehrheit für die Entſchädigung 
der Großgrundbeſitzer entſchied.!“) 

Aus der ſonſtigen Thätigkeit der erſten Bukowiner Reichstags— 
abgeordneten iſt noch das Eintreten Kobylicas zu Gunſten der be— 
drückten Unterthanen erwähnenswert. Er überreichte eine „Beſchwerde 
im Namen mehrerer Gemeinden wegen Miſshandlung und Grund— 
abnahme ſeitens der Grundherrſchaften “. 11) Ahnliche Beſchwerden 
wurden übrigens aus der Bukowina in ziemlich großer Zahl dem 
Reichstage überſandt. Es iſt wohl nicht nöthig, dieſelben hier einzeln 
anzuführen. Man findet fie in dem „Verzeichniſſe der im Reichsraths— 
bureau eingelangten vorgeleſenen Eingaben“. 5) 

Ki 
Bürger- und Studentengarde in Czernowitz. 

Wie ſchon früher erwähnt wurde, war auch in der Bukowina 
die am 15. März erfolgte Bewilligung von Nationalgarden mit 
Freuden begrüßt worden. In Czernowitz wurde dementſprechend die 
Gründung einer Bürger- und Studentengarde beſchloſſen.““) Die Uniform 
derſelben beſtand urſprünglich aus grauem Segeltuch, ſpäter wurde 
der Rock aus blauem Tuch mit rothen Aufſchlägen, 7) die Bein— 
kleider aus grauem Tuch hergeſtellt; als Kopfbedeckung diente ein 
Calabreſer mit blaurother Cocarde, einem ſchwarzen Federbuſch und 
der Compagnienummer; die Bewaffnung bildete ein Schleppiäbel, 
Gewehre führten nur wenige. Im ganzen zählte man 6 Come 
pagnien, die fleißig auf der ſogenannten „Sturmwieſe“ militäriſchen 
Übungen oblagen. Anfangs wurden die Truppen von Civilperſonen 
befehligt, die zumeiſt angeſehene Männer waren und Ausſchreitungen 
der Garde zu verhindern ſuchten. Unter den Führern werden genannt: 
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Oberförſter Praſch, Apotheker W. v. Alth, Profeſſor Dr. Alth, 
Landesgerichtsrath Dr. C. Hilbricht und Landesgerichtspräſident 
Dr. J. Umlauff. Am 23. September hat aber Kaiſer Ferdinand 
den Lieutenant Kalmucki zum Commandanten der Bürgerwehr und 
der Studentengarde ernannt.!s) Traurig ijt es, das die Officiere der 
Garniſon der Garde dadurch ihre Miſsachtung zu bezeugen ſuchten, 
dass fie die freiheitliche Cocarde zum Schmuck ihrer Pferde u. dgl. 
zu benützen pflegten. An Bedeutung gewann die Bürgergarde mit dem 
Zeitpunkte, da faſt alles in der Bukowina befindliche Militär nach Aus— 
bruch des ungariſchen Aufſtandes auf den Kriegsſchauplatz abrückte. Nun be— 
zogen in Czernowitz Bürger und Studenten das Rathhaus. Im all— 
gemeinen ſtellten ſich die Gardiſten überaus willig und eifrig, wenn 
ſich auch mitunter eine Nachtpatrouille in ein Wirtshaus verlor, 
um, ſtatt über die Ruhe der Stadt zu wachen, am Zechtiſch über 
„Freiheit“ und „Conſtitution“ begeiſterte Reden zu halten. Aufgehoben 
wurden beide Garden infolge der Verhängung des Belagerungszuſtandes 
über Galizien und die Bukowina am 10. Jänner 1849. 
SS 
Unruhen und Aufläufe. Kobylica. 

Die Verhängung des Ausnahmszuſtandes geſchah aus folgenden 
Gründen. Die Miſsvergnügten in Galizien hatten ſchon im Jahre 1848 
auf einen Einfall der Ungarn gezählt, um, durch ſie unterſtützt, los— 
zuſchlagen.!?) Als nun ein beſonderer Eilbote am 9. Jänner 1849 
nach Lemberg die Kunde von dem weiter unten näher zu behandelnden 
Einmarſche des Inſurgentenführers Bem (5. Jänner) in die Bukowina 
brachte, erregte dieſe Nachricht ſo ſehr die revolutionären Elemente, 
daſs der commandierende General in Galizien, Hammerſtein, ſich zu 
den ſchärfſten Maßregeln gezwungen jah. Nachdem über Lemberg 2 
infolge vorgefallener Ausſchreitungen bereits am 3. November 1848 
der Belagerungszuſtand verhängt und das Standrecht verkündet worden 
war, wurde am 10. Jänner der Ausnahmszuſtand auf die ganze 
Provinz mit ausdrücklicher Einſchließung der Bukowina ausgedehnt. 
Hiermit wurde eine allgemeine Entwaffnung angeordnet, weshalb 
ſogar ſämmtliche Jagdgewehre abgeliefert werden muſsten. Die Civil— 
behörden wurden den militäriſchen unterſtellt, ohne dass jedoch die 
Amtsthätigkeit der erſteren geſtört worden wäre. Die Preſſe wurde 
eingeſchränkt, jo daſs ſelbſt die einzige damals in der Bukowina 
übrigens erſt ſeit kurzem herausgegebene Zeitung „Bucovina“ ihr Er— 
ſcheinen unterbrechen musste. 2) Das Vereins- und Verſammlungsrecht 
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wurde aufgehoben; mithin hatten alle Zuſammenläufe in Städten und 
Dörfern ebenfalls aufzuhören. Auch wurde die ſtrengſte Handhabung der 
Paſs- und Meldevorſchriften anbefohlen. Zur Durchführung des Stand— 
rechtes wurde verkündet, dass die Kreiſe Czernowitz, Kolomea, Czortkow 
und Staniſlau dem in der Bukowina operierenden Militärcommando 
zu unterſtehen hatten. Man darf wohl annehmen, daj3 die damals 
verfügte Einſchränkung der Unterhaltungen gleicherweiſe für die 
Bukowina galt; darnach ſollten dieſe in der Regel nur bis 12 Uhr 
nachts und zwar in Gegenwart eines Commiſſärs ſtattfinden; beſonders 
Maskeraden wurden verboten.?) Trotz einzelner Zugeſtändniſſe 29) blieb 
die Lage eine überaus drückende. So durften z. B. bis zum März 
1849 auch Strohmeſſer, Senſen und Sicheln nicht in den Kauf ge— 
bracht werden, weil man die Verwendung derſelben zu Waffen befürch- 
tete. Erſt über Einſchreiten der Miniſterien des Innern und der Finanzen 
hat der commandierende General den Handel mit den genannten Waren ge— 
ftattet; nur nach Ungarn und Siebenbürgen durften fie nicht geführt 
werden.“) 

Als hierauf die ruſſiſche Armee heranzog, um bei der Nieder— 
werfung des Aufſtandes der Ungarn behilflich zu ſein, hat Hammer- 
ſtein am 17. Mai durch eine beſondere Verordnung noch eingeſchärft, 
daſs niemand einen ruſſiſchen Soldaten zur Deſertion verleite oder 
den ruſſiſchen Kaiſer zu beleidigen wage. 29) Daſs dieje Verordnungen 
nicht bloß auf dem Papiere ſtanden, ſondern auch ſtreng gehandhabt 
wurden, beweiſen die langen Reihen von Verurtheilungen. 20) Übrigens 
mag bemerkt werden, daſs die militäriſchen Maßregeln in der Buko— 
wina bis in den März des Jahres 1848 zurückreichen. Schon am 
20. März des genannten Jahres war nämlich in Czernowitz 
die Verordnung des galiziſchen Generalcommandos ddo. 16. März 
eingelangt, daſs die Compagnien der Garniſon auf Kriegsſtand zu 
ſetzen ſeien, was ohne Verzug durch Urlaubereinberufung geſchehen war. 27) 

Im Jahre 1849 hatte die Bukowina ein Truppencontingent von 
1623 Chriſten und 83 Juden zu ſtellen; von dieſen hatten ſich bis 
zum 15. April 1359 Chriſten und 36 Juden gemeldet, während 
264 Chriſten und 47 Juden noch im Ausſtand ſich befanden.?) 

Die ſtrengen Maßnahmen, welche wir ſoeben geſchildert haben, 
waren allerdings zunächſt durch die Verhältniſſe in Galizien und be— 
ſonders in Lemberg veranlajst und über die Bukowina nur wegen deren 
Zugehörigkeit zu Galizien ausgedehnt worden. Aber auch in der Bukowina 
hat es an Aufläufen und Unruhen nicht gefehlt.“) 
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In Czernowitz kam es vor allem zu den berüchtigten Katzen— 
muſiken, die mit dem Einwerfen von Fenſtern verbunden waren. Dieſe 
Roheit galt met Perſonen, die einzelnen Schreiern miſsliebig ge— 
worden waren; die Zerſtörung wurde zuweilen ſo gründlich betrieben, 
dass man ſelbſt die Fenſterrahmen und Geſimſe ſowie die Einrichtungen 
im Hauſe zerſtörte. Während des Sommers 1848 fielen zehn- bis 
zwölfmal derartige Ausſchreitungen vor; betroffen wurden von den— 
ſelben der ſonſt ſehr hoch geachtete römiſch-katholiſche Pfarrer Kunz, 
der Polizeicommiſſär Kaminobrodzki, der Bürgermeiſter Suchanek 
und mehrere Lycealprofeſſoren. Der letztere Umſtand läſst vermuthen, 
daſs an den Exceſſen die als überaus zuchtlos geſchilderten Schüler 
des Lyceums keinen geringen Antheil hatten.?) Dieſelben geberdeten 
ſich überhaupt wie wüſte Studenten; ihre Abzeichen waren die blaue 
Mütze und ein großer ſchwerer Knotenſtock. Sie hatten ihre Stammkneipe 
in dem kleinen Hotel de Ruſſie aufgeſchlagen, das noch jetzt neben dem Gym— 
naſium zu ſehen iſt.“!) Dort verabredeten fie ihre Händel und trieben Politik. 

Um den Verfolgungen zu entgehen, ſuchten der Bürgermeiſter und 
der genannte Commiſſär ſchließlich Schutz im Kloſter Putna; es hieß, 
dass fte ins Bad gereist ſeien. Solche angebliche Badereiſen ſchützten 
überhaupt viele vor, um den ungemüthlichen Verhältniſſen der Landes- 
hauptſtadt den Rücken zu wenden. Auch gab es manchen, dem die klein⸗ 
ſtädtiſchen Zuſtände nicht genügten, und der in ſich den Beruf fühlte, 
an der Bewegung in Wien theilzunehmen. So brach auch aus Czernowitz 
eine aus 15 oder 16 Köpfen beſtehende Schar auf, um ſich den Auf⸗ 
ſtändiſchen in Wien anzuſchließen. Doch wurden ſie ſchon vor Lemberg 
aufgegriffen und entweder zwangsweiſe zurückgeſchickt oder unter das 
Militär gefteckt.32) Im großen und ganzen kam es aber in Czernowitz 
nicht zu ſo blutigen Exceſſen wie in Lemberg. Das traurige Schickſal 
dieſer Stadt — fie wurde am 1. November 1848 bombardiert 33) — 
und die bereits geſchilderten rigoroſen Vorkehrungen hielten in der Folge 
noch mehr jede ärgere Ausſchreitung nieder. Hierzu wird auch der 
Umſtand beigetragen haben, dajs der damalige Platzeommandant von 
Czernowitz, Major Freiherr von Barko, ein Mann von unnachſicht⸗ 
licher Strenge war. An der Beruhigung mögen übrigens einzelne 
Zugeſtändniſſe mitgewirkt haben, jo z. B. der Erlajs des Juſtiz⸗ 
miniſteriums vom 8. Jänner, dem zufolge alle Juſtizbeamten in 
Galizien und der Bukowina ſich mit der Landesſprache jener Gegend 
vertraut zu machen hatten, in welcher ſie dauernd angeſtellt ſein wollten. 
Auch die Überſetzung der Geſetzbücher ins Rumäniſche wurde an— 
geordnet.“) vn (Schluſs folgt.) 
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Angarns Ausgleich mit Ofterveid vom Jahre 1867. Von 
Graf Julius Andräſſy. Duncker & Humblot. Leipzig 1897. Gr.⸗8. 
IV und 422 ©. 

Dor mehr als Jahresfriſt erſchien in ungariſcher Sprache eine politiſche 
Studie des früheren ungariſchen Miniſters am Allerhöchſten Hoflager, 
© des Grafen Julius Andräſſy, welche bet ihrem Erſcheinen allge: 
meine Aufmerkſamkeit erregte und in den politiſchen Kreiſen vielfach beſprochen 
und beurtheilt wurde. Dieſe Studie beſchäftigt ſich mit dem Weſen und der 
Bedeutung des ſtaatsrechtlichen Dualismus zwiſchen Oſterreich und Ungarn 
und liegt nunmehr auch in deutſcher Bearbeitung vor. Es iſt keine 
einfache Überſetzung des ungariſchen Originales, ſondern in mancher 
Partie eine völlige Um- und Neubearbeitung, namentlich im „zweiten Theile“, 
der nach der Erklärung des Verfaſſers ſelbſt in „einer vom ungariſchen 
Original ſtark abweichenden Geſtalt“ hier vor das Publicum tritt. 

Die Herausgabe des Buches in deutſcher Sprache war ſowohl durch 
den Wert des Werkes an ſich gerechtfertigt, als geboten im Hinblick 
auf die Tendenz, welche dasſelbe vor Augen hat, und die es wünſchens— 
würdig macht, dafs auch außerhalb Ungarns vor allem in Oſterreich 
und dann im Deutſchen Reiche den hier niedergelegten Anſchauungen, 
Ideen und Zielen ernſte Beachtung geſchenkt werde. Das Buch will 
nicht nur über den ſtaatsrechtlichen Ausgleich vom Jahre 1867 poſitive, 
ſachliche Aufklärungen geben, ſondern zugleich entſchiedene Propaganda 
für die Aufrechthaltung dieſer hochbedeutſamen ſtaatsrechtlichen Schöpfung 
machen. 

Graf Julius Andräſſy, der Sohn des gleichnamigen berühmten 
ungariſchen Staatsmannes, war ſchon durch ſeine Abkunft und Erziehung 
wie kaum ein anderer dazu berufen, über das eigentliche Weſen, den 
Charakter und die Bedeutung des Ausgleichs vom Jahre 1867 authen— 
tiſche Auskunft zu ertheilen. Hatte er doch Gelegenheit, von ſeinem ver— 
blichenen Vater, dem hervorragenden Mitſchöpfer jenes Ausgleiches, 
die genaueſten Aufklärungen hierüber zu empfangen, die wahre Auf— 
faſſung und Tradition über Inhalt und Tragweite des Staatsactes 
kennen zu lernen. Er konnte ein getreuer Dolmetſch dieſer Überlieferungen 
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umſo eher werden, als ſein eigener Bildungsgang, ſeine politiſche Über— 
zeugung und ſeine praktiſche Einſicht und Erfahrung im öffentlichen Leben 
des Vaterlandes ihn für den Standpunkt ſeines ſeligen Vaters ge— 
wonnen, reſpective darin befeſtigt hatten. Graf Julius Andräſſy iſt 
kein bloßes Echo der Meinungen ſeines Vaters, ſondern der ſelbſtändige 
Interpret jenes epochalen Ausgleichswerkes, das er auf Grund un— 
befangener Prüfung an der Hand der Geſchichte wie der realen Bedürf— 
niſſe der Gegenwart, der vitalen Intereſſen Ungarns und der habs— 
burgiſchen Monarchie geprüft hat und mit Eifer, Geſchick und Umſicht 
rechtfertigt und vertheidigt. Die Lectüre des Buches vermittelt uns das 
Bild eines Politikers, der trotz ſeiner jungen Jahre ſeine Anſchauungen 
mit der Reife und Überlegung des denkenden und erfahrenen Mannes 
überzeugend zu erörtern weiß. 

Die im 21. Bande der „Oſterreichiſch-Ungariſchen Revue“ ver— 
öffentlichte Studie über den öſterreichiſch-ungariſchen Ausgleich verfolgte 
vor allem die Abſicht, dieſen Staatsact in ſeinem Werden und in ſeinem 
materiellen Inhalte darzuſtellen; die hiſtoriſchen und thatſächlichen Verhält— 
niſſe ſollten im Zuſammenhange anſchaulich geſchildert werden. Graf 
Julius Andräſſy hält in ſeinem Werke einen anderen Zweck vor Augen. 
Er ſetzt die Kenntnis jenes Inhaltes und jener Verhältniſſe voraus und 
legt das Schwergewicht auf die Rechtfertigung und Vertheidigung des 
Ausgleiches vom Jahre 1867. Seine Darſtellung iſt demnach theils eine 
apologetiſche, theils eine polemiſche, in allen Punkten aber anziehend und 
belehrend, ſelbſt da, wo man ſeinen Anſichten nicht beizupflichten vermag. 

Das Buch zerfällt äußerlich in zwei, dem Umfange nach ſehr un⸗ 
gleiche Theile. Der erſte Theil (S. 1 bis 325) enthält acht, der zweite 
Theil (S. 329 bis 422) nur zwei Capitel. 

Im erſten Capitel vertritt Graf Julius Andräſſy die Theſe: 
„Ungarn bedarf eines ſtändigen Staatsbündniſſes und zwar mit Djter- 
reich.“ Wohl habe es einſtens (unter König Ludwig dem Großen und 
unter König Matthias dem Corviner) einen großen und ruhmreichen 
ungariſchen Staat gegeben; heutzutage haben ſich jedoch die bewegenden 
Kräfte der Weltgeſchichte derart geſtaltet, dafs dasjenige, was vordem 
möglich geweſen, es heute nicht mehr ſei. „Zur Wahrung der völlig 
unabhängigen Exiſtenz,“ jagt der Verfaſſer, „it heute eine größere Aus- 
dehnung des Landes, eine größere Zahl der Bevölkerung und eine größere 
Summe urſprünglicher Kraftfactoren nothwendig, als dies in den alten 
Zeiten der Fall geweſen.“ Die verheerende Kraft der modernen Waffen 
ſichert dem ziffermäßigen Übergewicht eine entſcheidende Übermacht, und 
die modernen Großſtaaten haben durch die Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht, durch die Bewaffnung der geſammten Bevölkerung eine ſo 
große Kriegsmacht erworben, daſs die kleinen Staaten auf keine Weiſe fähig 
ſind, derſelben nahe zu kommen. Das heutige Ungarn iſt angeſichts der 
politiſchen Conſtellation in Europa, namentlich durch die Neugeſtaltung 
der Machtverhältniſſe in ſeiner Nachbarſchaft, dann infolge ſeiner geo— 
graphiſchen Lage und der noch ungeklärten, unfertigen Zuſtände 
im Orient ſowie vermöge ſeiner inneren Kraftfactoren nicht im— 
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ſtande, ſich durch ſeine eigene Kraft und allein ſeine Selbſtändigkeit, 
Unabhängigkeit und Zukunft zu ſichern. Hier gibt es nur einen Weg, 
den des Bündniſſes mit den Nachbarn. Das Beiſpiel der benachbarten 
„unabhängigen“ Staaten Rumänien, Bulgarien, Serbien oder Griechen— 
land iſt wahrlich kein verlockendes. Trotz ihrer äußerlichen Unabhängig— 
keit ſtehen ſie thatſächlich in voller Abhängigkeit von ihren mächtigeren 
Nachbarn, ſind ein Werkzeug oder Spielball in der Hand einer fremden 
Politik. Darum ijt der Anſchluſs an eine benachbarte Macht, ein Bündnis 
mit derſelben für Ungarn eine Nothwendigkeit, welche von allen 
Parteien ſeit mehr als 300 Jahren bewuſst oder unbewuſst anerkannt 
und befolgt wurde. Als die einzige hierfür geeignete Nachbarmacht er— 
ſcheint Oſterreich. Wenn Oſterreich ſchon aus europäiſchem Geſichts— 
punkte eine Bedingung der ſtaatlichen Ruhe und Ordnung im öſtlichen 
Europa iſt, ſo iſt es aus ungariſchem Geſichtspunkte doppelt nothwendig; 
„Oſterreichs Kraft iſt eben dazu ausreichend, mit Ungarn vereint eine 
Großmacht zu bilden, aber nicht genügend groß dazu, uns (Ungarn) zu 
erdrücken.“ „Unſer Bündnis mit Oſterreich ijt auch darum wichtig, weil 
Oſterreich durch ſeine Intereſſen auf unſere Bundesgenoſſenſchaft eben- 
falls angewieſen iſt.“ Graf Julius Andräſſy motiviert und beleuchtet 
im weiteren Verlaufe dieſe Theſe mit überzeugenden Gründen, doch 
müſſen wir uns verſagen, auf die Beweisführung hier des näheren ein— 
zugehen. Wir empfehlen den Vertretern ſeceſſionsſüchtiger Aſpirationen 
dies⸗ und jenſeits der Leitha den ſoeben ſkizzierten Theil des Buches zu 
beſonderer Beherzigung. ` 

Da nun das Bündnis zwiſchen Ungarn und Oſterreich feit mehr 
denn 300 Jahren factiſch und geſetzlich vorhanden iſt, ſo ergibt ſich zu— 
nächſt die Frage, ob die heutige rechtliche und politiſche Form des 
beſtehenden Bundes aufrecht erhalten werden ſolle. Mit der Erörterung 
dieſer hochwichtigen Frage beſchäftigt ſich der Verfaſſer im zweiten Capitel, 
worin er vor allem die Schwierigkeiten unterſucht, welche einem ſtändigen 
Staatsbündniſſe zwiſchen einander fremden Nationen im Wege liegen. Der 
ſtaatsrechtliche Ausgleich vom Jahre 1867 hat die Löſung des Problems 
unternommen: iſt dieſelbe gelungen? Nach einer prüfenden Umſchau 
über die Vereinigung von Staatengebilden zu einem größeren oder ge— 
ringeren Ganzen (Deutſchland, Italien, Nordamerika) und einer kriti— 
ſchen Beleuchtung des Weſens und der Wirkungen der ſogenannten 
„reinen Perſonalunion“ unter verſchiedenen Staaten, wobei der Ver— 
faſſer eine ebenſo genaue Kenntnis der Staatengeſchichte als ein 
unbefangenes politiſches Urtheil bekundet, kommt er auf die hiſtoriſche 
Gewordenheit der Beziehungen Ungarns zu Oſterreich zu ſprechen und 
gedenkt der verſchiedenen Verſuche, welche zur Feſtſtellung und Stabili— 
ſierung dieſer Verhältniſſe im Laufe der Jahrhunderte geſchehen ſind. Aus 
den Geſchicken jener früheren, miſslungenen Verſuche zieht er dann die Folge— 
rung, „daſs wir, wenn die heutigen Verhältniſſe erträglich find, jede 
Veränderung derſelben, ſelbſt die eventuell anmuthenden Ideen zurück— 
weiſen müſſen, weil die Wahrſcheinlichkeit immer größer ijt, dajs fie 
unſeren Zuſtand eher verſchlimmern, als dafs fie denſelben verbeſſern“. 
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In dem dritten Capitel beſpricht Graf Julius Andräſſy 
„die Gefahren der Modification des Ausgleiches“ und ſchickt hier— 
bei folgende Sätze an die Spitze ſeiner Darlegungen: „Das heutige 
Bündnis aufzulöſen und auf neue Grundlagen zu ſtellen, lebende 
Organismen entzweizureißen, neue Organismen zu ſchafſen, ſo wichtige 
Fragen, welche die Exiſtenzintereſſen zweier Staaten, mehrerer Nationen 
und der Dynaſtie berühren, aufs neue zu löſen, alles dies würde aller 
Wahrſcheinlichkeit nach mit der Erweckung gegenſeitigen Haſſes, mit 
der Erregung häſslicher Leidenſchaften verbunden und nur auf dem Wege 
großer Erſchütterungen durchführbar ſein, welche, wenn fte auch vorüber- 
gehen, eine dauernde Spur zurücklaſſen und einen Geiſt entwickeln, der zu 
allem geeignet iſt, nur dazu nicht, dem neuen Syſtem günſtige Vor— 
bedingungen zu ſchaffen. Dieſer Geiſt würde das vereinte Wirken er- 
ſchweren und verhindern, dafs die eventuellen Vortheile des neuen Syſtems 
zur Geltung gelangen. Wir können das Eintreten dieſes Ergebniſſes 
als ganz gewiſs annehmen, wenn wir bedenken, wie viele ſolche Experi⸗ 
mente auch bisher ſchon vorübergeſtürmt ſind, wie infolge deſſen die 
Situation auch bisher ſchon geſpaunt und wie ſchwach der Geiſt 
des Zuſammenhaltens zwiſchen den Verbündeten iſt; wenn wir ferner 
bedenken, daſs fid das gegenwärtige Syſtem weder in den Augen der 
öffentlichen Meinung Europas, noch in den Augen der Dynaſtie, noch in 
den Augen der übrigen maßgebenden Factoren überlebt hat, und dass 
der Umſturz desſelben überall nur dem ungariſchen Chauvinismus zu— 
geſchrieben werden würde, dem Umſtande, daſs mit dem ungariſchen 
Stamm auf die Dauer nicht auszukommen ſei, weil er windig und leicht⸗ 
ſinnig ſei, dem Umſtande, daſs dieſer Stamm gar nicht den Willen habe, 
in einem Bündniſſe zu bleiben, ſondern nach auswärts gravitiere. Das 
erneuerte Aufwerfen der Organiſation der gemeinſamen Angelegenheiten 
würde die verſchiedenen Aſpirationen, die croatijchen, ſlavoniſchen, walachi— 
ſchen, Cechifchen, polnischen Wünſche an die Oberfläche bringen, wie fte auch 
in der Vergangenheit durch jede Kriſis, welche die Exiſtenzgrundlage, 
den Organismus der Monarchie berührte, an die Oberfläche gebracht 
wurden. Der centraliftijdje Typus würde aus jenem Sarge, den ihm der 
Ausgleich bereitet hat, künſtlich wieder erweckt werden, ſobald das 
ungarische Element die Offenſive gegen jene Inſtitutionen ergriffe, welche 
die Centraliſation ihrer Exiſtenzbaſis beraubt haben, weil ſie jene Ziele, 
welchen dieſelbe erfolglos gedient hatte, beſſer ſicherten, nämlich das 
Anſehen der Dynaſtie und die Machtſtellung der Monarchie. Es würden 
endlich wieder einzeln emportauchen: die Idee des den flavifchen 
Typus tragenden Föderalismus, der Gedanke des Central-Parlaments, 
mit welchem an die Stelle der Parität die Möglichkeit der Majoriſierung 
tritt, der Glaube des Zurgeltunggelangens des böhmiſchen Staats— 
rechtes und alle jene Extravaganzen, welche das Andenken der Vergangen— 
heit und die thörichten Hoffnungen auf die Zukunft zu erwecken imſtande ſind.“ 

Nachdem der Verfaſſer die Gefahren einer Abänderung des ſtaats— 
rechtlichen Ausgleichs vom Jahre 1867 für Ungarn, für die Monarchie 
und für die Dynaſtie eingehend geſchildert, kommt er zur Beantwor— 
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tung der weiteren Frage: Welche Folgen haben die Schöpfungen vom 
Jahre 1867 gehabt? Haben ſich dieſelben bewährt, oder erſcheint es 
rathſamer, ſelbſt großen Gefahren entgegen zu gehen, als dieſe Schöpfungen 
auch weiterhin zu ertragen? Demgemäß beſchäftigt ſich das vierte Capitel 
unſerer Vorlage zunächſt mit der Unterſuchung der Ergebniſſe des Aus— 
gleiches vom Standpunkte der Machtintereſſen und beantwortet hierbei 
die Fragen: Wie hat der Ausgleich der Aufgabe der gemeinſamen 
Vertheidigung entſprochen? Füllt Oſterreich-Ungarn im europäischen 
Staatenſyſtem den Platz aus, welchen diejenigen Staaten, die hier 
ſicher beſtehen wollen, unbedingt ausfüllen müſſen? Ferner: Iſt es den 
beiden verbündeten Staaten gelungen, ihre innere Unabhängigkeit aufrecht 
zu halten? Mit anderen Worten: Wird die innere Entwicklung und Er— 
ſtarkung Ungarns durch den Verband, in welchem es mit Oſterreich 
ſteht, geſtört? Die Fragen über die Machtſtellung unſerer Monarchie 
beantwortet Graf Julius Andräſſy nach ebenſo anziehender als 
einleuchtender Zergliederung der europäiſchen Staats- und Machtverhält— 
niſſe in der Weiſe, dafs der Ausgleich vom Jahre 1867 „unſeren 
führenden Männern das Selbſtvertrauen verliehen, dafs er den alten 
öſterreichiſchen Peſſimismus gebrochen und anderntheils den Wert unſerer 
Allianz, das Gewicht unſeres Wortes erhöht hat. Solange dieſer 
Zuſtand anhält, haben wir auch nichts zu fürchten“. Beſagter Zuſtand 
bedingt jedoch nach der Anſicht des Verfaſſers, dafs „die ungariſche 
Nation befriedigt ſei und ihre ganze Kraft in den Dienſt der gemein— 
ſamen Intereſſen Welte", dafs „der Kampf der Monarchie immer und unter 
allen Umſtänden auch ein Kampf des ungariſchen Staates, der ungariſchen 
Nation ſei“. „Die Frage alſo, ob der Ausgleich die ungariſche Freiheit 
zu ſichern imſtande ſei, iſt eine Lebensfrage unſerer Monarchie und eine 
europäiſche Wichtigkeit erſten Ranges.“ 

Nun folgt die weitere Unterſuchung im fünften Capitel über 
„das Ergebnis des Ausgleiches hinſichtlich der Wahrung der Rechte“ 
und im ſechsten Capitel hinſichtlich der Ausübung der Rechte des ungariz 
ſchen Staates innerhalb des Rahmens des Ausgleichswerkes. Wir 
empfehlen die licht- und geiſtvolle Erörterung dieſer beiden Fragen 
der beſonderen Aufmerkſamkeit des Publicums, wobei wir namentlich 
auf die unbefangene Würdigung der gemeinſamen Armee, deren Noth— 
wendigkeit und Zweckdienlichkeit auch im Intereſſe des ungariſchen Staates 
hinweiſen. Darin bekundet der Autor ebenſoviel richtige politiſche Ein— 
ſicht ols moraliſchen Muth, um angeſichts gegenſätzlicher Strömungen 
der Vernunft, Wahrheit und Thatſächlichkeit entſchieden das Wort zu 
ſprechen. 

Gleichwie der Verfaſſer dargethan hat, dafs die rechtliche Organiſation 
des Ausgleiches den ungariſchen Staat keinem anderen Staate unter— 
geordnet und jene Rechte, welche derſelbe vor dem Ausgleiche beſeſſen, 
der ſpäteren Zeit intact übergeben habe, ſo führt er dann im einzelnen 
den Nachweis, der Ausgleich vom Jahre 1867 habe die Ausübung der 
Rechte des ungariſchen Staates nach jeder Richtung hin geſichert und 
letztere zur praktiſchen Geltung gebracht. Schon hier findet Graf 
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Julius Andräſſy wiederholten Anlafs, auf die Irrthümer, Ent- 
ſtellungen oder Selbſttäuſchungen jener politiſchen Partei in Ungarn 
aufmerkſam zu machen, welche den Umſturz, reſpective die Beſeitigung 
des Ausgleiches vom Jahre 1867 anſtrebt. Im ſiebenten Capitel unter— 
zieht er demgemäß das Programm der „Unabhängigkeitspartei“ einer 
eindringlichen, ſcharfen und vernichtenden Kritik und kommt zu dem 
Reſultat, daſs „das Unabhängigkeitsprogramm an und für ſich als verfehlt 
erſcheint. Es würde in jeder Hinſicht ſchlechtere Ergebniſſe haben, als es 
die thatſächlichen Folgen des 1867er Syſtems find“. 

Sehr intereſſant iſt der Schluſs des erſten Theiles unſerer Vor— 
lage, das achte Capitel, welches die Concluſion aus den vorangehenden 
Erörterungen und Unterſuchungen zuſammenfaſst und in Folgendem gipfelt: 
„Das dauernde Intereſſe der (ungariſchen) Nation fordert die Aufrecht— 
haltung des Ausgleiches. Das leitende Motiv unſerer Politik muss die 
Aufrechthaltung und Befeſtigung dieſes Geſetzes ſein. An dieſes Ziel 
müſſen wir uns feſt anklammern. Das verlangt das Heil unſerer Nation. 
Wenn wir dafür auch einen ſchweren Kampf kämpfen müſſen; wenn wir 
deswegen bisweilen auch unpopulär werden; wenn wir zuweilen auch 
unſer eigenes Gefühl bezwingen müſſen; wenn wir ſelbſt dann geduldig 
bleiben müſſen, wenn wir in uns ſelbſt das Blut aufbrauſen fühlen; 
wenn wir auch überall verkannt, hier für Nichtungarn, dort für Chauvi⸗ 
niſten gehalten werden: all das wird uns durch das Bewuſstſein leicht 
erträglich gemacht, daſs wir unſere Pflicht erfüllen, daſs wir unſerem 
Vaterlande und auch denjenigen nützen, die auf uns Steine werfen.“ 

Der, wie erwähnt, an Umfang beträchtlich geringere „zweite Theil“ 
des Buches beſchäftigt ſich in ſeinen zwei Capiteln mit den Mitteln, 
durch welche das Ziel der Aufrechthaltung und Befeſtigung des Aus⸗ 
gleiches erreicht werden könne. Der „zweite Theil“ zeigt in der 
deutſchen Ausgabe eine vom ungariſchen Original ſtark abweichende 
Geſtalt. Die Modificierung wurde einerſeits durch das neue Geſetz über 
die Reform des bisherigen Militärunterrichts-Syſtems bei der Honvéd— 
Armee veranlaſst, andererſeits iſt ſie eine Folge der gerade durch dieſes 
Geſetz herbeigeführten geänderten Haltung der „Nationalpartei“ im 
ungariſchen Reichstage. Graf Julius Andräſſy hatte in dem ungari— 
ſchen Original gegen dieſelbe ſcharf polemiſiert, um ſie im Intereſſe des 
ſtaatsrechtlichen Ausgleiches, zu deſſen Anhängern dieſe Partei auch 
gehört, zum Aufgeben ihres bisherigen unfruchtbaren oppoſitionellen 
Verhaltens zu bewegen und zwiſchen ihr und der „liberalen“ oder der 
„Regierungspartei“ eine Fuſion zu erzielen. Letzteres iſt bisher noch 
nicht geglückt; !) doch hat die „Nationalpartei“ des Grafen Albert 
Apponyi namentlich zufolge ihrer Erklärungen gelegentlich der 
Schaffung der neuen Geſetze über die ungariſchen Militär-Lehr- und 
Erziehungsanſtalten an Regierungsfähigkeit bedeutend gewonnen. Dar 
durch wurde auch die Aufrechthaltung und Befeſtigung des 1867er 


1) Seitdem iſt bekanntlich die Auflöſung der „Nationalpartei“ und deren 
Anſchluſs an die „Regierungspartei“ erfolgt. 
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Ausgleiches weſentlich gefördert. Dieſer Ausgleich bildet nämlich nach 
der Auffaſſung des Grafen Julius Andräſſy und ſeiner politiſchen 
Geſinnungsgenoſſen nicht bloß für einige Jahre, ſondern aller Wahr— 
ſcheinlichkeit nach noch auf lange Zeit hinaus die einzig mögliche, die 
einzige den Intereſſen unſeres Vaterlandes entſprechende Formulierung 
der ſtaatsrechtlichen Beziehungen zwiſchen Ungarn und Oſterreich. 

Allerdings kann nichts ewig dauern; das Fundamentalgeſetz der 
Entwicklung ſetzt auch den politiſchen Beſtrebungen eine Grenze. Immer— 
hin müſſen wir alle Kräfte aufbieten, um das 1867er Ausgleichswerk 
beſtändig und unverändert aufrecht zu erhalten, ſolange jene welt— 
geſchichtliche Nothwendigkeit, welche die genannte ſtaatsrechtliche Schöpfung 
ins Daſein gerufen, fortbeſteht. 

„Unſere in dieſer Frage zu befolgende Politik muss eine conſervative 
ſein.“ Wegen dieſes Ausſpruches wurde Graf Julius Andräſſy von 
verſchiedenen Seiten her ſtark angegriffen. Er vertheidigt, reſpective recht— 
fertigt ſeine Auffaſſung in zutreffender Weiſe und zeigt hier insbeſondere 
den Unterſchied zwiſchen den politiſchen Anſchauungen Franz Deäks 
und ſeiner Freunde und jenen der Majorität des öſterreichiſchen Reichsrathes 
im Jahre 1867. Die ungariſchen Anhänger des Ausgleichswerkes „be— 
trachteten dieſes Werk in dem Maße als definitiv, wie ein Geſetz oder 
eine Verfaſſung überhaupt definitiv ſein kann“. „Im Gegenſatze hierzu 
nahmen in Oſterreich die Anhänger des Ausgleiches denſelben zum 
größten Theile geradezu mit dem Ausdrucke der Hoffnung an, dais die 
Mängel desſelben je eher eliminiert werden.“ „Sie fügten ſich der Zwangs— 
lage, jedoch mit der Kundgebung ihrer Hoffnung, dajs die von ihnen 
für nothwendig erklärte Abänderung des Geſetzes bereits in naher Zu— 
kunft erfolgen werde.“ Aus ſolch verſchiedener Auffaſſung des neuen 
Syſtems entſtanden ſeither mancherlei Conflicte und Gefahren für den 
Ausgleich. Deshalb müſſe in der ungariſchen Nation die Überzeugung 
gezeitigt werden, daſs das auf Abänderung des Ausgleiches abzielende 
Streben eine unrichtige Politik ſei, und daſs wir weder ſelbſt den 
Ausgleich antaften, noch zulaffen dürfen, dafs er von einem anderen an— 
getaſtet werde. Dieſe conſervative Politik ſcheine befähigt, den von welchen 
der beiden Staaten immer ausgehenden Angriffen gleichmäßig die Stirne 
zu bieten, Die größte Gefahr, meint Graf Julius Andräſſy, drohe 
heute von Oſterreich. Dort gebe es zwar keine Partei, welche ſich zu 
unſeren gegenwärtigen ſtaatsrechtlichen Zuſtänden in abſoluten Gegenſatz 
ſtelle, wie es bei uns die „Unabhängigkeitspartei“ thue, dagegen ſei 
dort die überwiegende Mehrheit mit dem Ausgleich unzufrieden und 
wolle ihn zurückentwickeln, während in Ungarn die Majorität den Aus- 
gleich entſchieden unterſtütze. 

Der Verfaſſer beſpricht nun jene Verſchiedenheit der Auffaſſung 
auch im Lichte der herrſchenden politiſchen Parteiverhältniſſe in Oſter— 
reich und Ungarn. Wir verweiſen auf dieſe jedenfalls ſehr intereſſante 
Erörterung und beſchränken uns hier auf einige kurze Bemerkungen. 
„Der echte öſterreichiſche Gedanke,“ jagt Graf Julius An dräſſy, „it 
auch heute nur Groß-Oſterreich mit centraliftijcher oder föderaliſtiſcher 
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Organiſation. Der Dualismus wird von wenigen verſtanden, von 
wenigen gutgeheißen.“ Hier beſtehe für Ungarn die Gefahr, dass es 
den Anhängern einer engeren Einheit der Monarchie gelingen könnte, 
für dieſe Idee die Sympathie der Dynaſtie zu erringen. Denn weder 
der Centralismus noch der Föderalismus rütteln an der Einheit der 
Armee und der auswärtigen Politik; nicht die Einheit der dee 
Inſtitutionen iſt es daher, was jie befehden, ſondern die uns (d. i 
Ungarn) zugeſicherte Parität. 

Iſt es aber an dem, dann erſcheint es vom ungariſchen Standpunkte 
EE gerechtfertigt, die Sympathie der Dynaſtie und des Herrſchers 
für dieſen Standpunkt zu gewinnen und zu erhalten, ſie zu überzeugen, 
dass die Intereſſen der Dynaſtie und Ungarns identiſch ſeien; allein dabei 
mujs doch auch den legitimen Anſprüchen und Aſpirationen des anderen 
Staates der Monarchie in gerechter Weiſe Rechnung getragen werden. 
Wenn die ungariſche Politik dahin gerichtet ſein ſoll, „das Gewicht 
der ungariſchen Nation in der Monarchie zu vermehren“; wenn infolge 
deſſen das „in Geltung ſtehende Rechtsverhältnis conſerviert werden 
ſoll, um uns (Ungarn) mit umſomehr Kraft der Eweiterung unſeres 
Einfluſſes befleißen zu können“; wenn unſer Einfluſs „auf dem Gebiete 
der gemeinſamen Inſtitutionen der ausſchlaggebende“ ſein, der politiſche 
Schwerpunkt der Monarchie nach Ungarn verlegt werden muſs: dann 
fragt es ſich, ob eine ſolche Auffaſſung und Durchführung der Parität in 
Oſterreich für annehmbar gehalten werden könne. Denn die Verwirk— 
lichung dieſer „Parität“ wäre im Grunde doch kaum etwas anderes 
als die politiſche Vorherrſchaft des einen Theiles über den andern gleich- 
berechtigten Bundesgenoſſen. Ob durch eine derartige Politik das ſchäd— 
liche Miſstrauen, die Eiferſucht und die wachſende Abneigung gebannt 
und ſtatt deſſen das fo wünſchenswerte, ja nothwendige gegenſeitige Vers 
trauen geweckt, das Einverſtändnis gefunden, das Bewuſstſein der Zu⸗ 
ſammengehörigkeit und der bundesfreundlichen Eintracht gekräftigt würden, 
möchten wir allerdings bezweifeln. 

Doch wir brechen unſere ohnehin faſt zu breit gewordene Be— 
WE des Andräſſy' iden Buches ab und wiederholen nur die 
Empfehlung desſelben; der denkende Leſer wird daraus reiche Belehrung 
und Anregung ſchöpfen. Der Verfaſſer iſt ſicherlich berufen, bei der 
Löſung der von ihm ventilierten Fragen werkthätig mit hand— 
anzulegen. e 


Nachſchrift. Vorſtehende Ankündigung des Buches vom Grafen 
Julius Andräſſy war bereits druckfertig abgeſchloſſen, als dieſes Buch 
ber den Ausgleich vom Jahre 1867 zum Gegenſtande intereſſanter par— 
lamentariſcher und publieiſtiſcher Auseinanderſetzungen gemacht wurde, denen 
wir eine kurze Nachſchrift zu unſerer Beſprechung widmen müſſen. Im öſter⸗ 
reichiſchen Abgeordnetenhauſe nahm nämlich der Abgeordnete Freiherr 
von Dipauli zu Anfang April 1899 Gelegenheit, aus dem Buche des 
Grafen Julius Andräſſy eine Reihe von Citaten mitzutheilen, um den 
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Grafen den Beweis zu führen, „wie ſehr die ungariſche Auffaſſung der 
ſtaatsrechtlichen Lage dem Gedanken der Geſammtmonarchie zuwiderlaufe“. 

Graf Julius Andräſſy erwiderte hierauf in zwei Artikeln der 
„Neuen Freien Preſſe“ vom 8. und 9. April 1898 unter dem Titel: 
„Die Citate des Freiherrn von Dipauli.“ Graf Julius Andräſſy 
conſtatiert darin mit Befriedigung, wie ſein Buch in Herrn v. Dipauli 
„das Bewufstſein gefeſtigt, daßs Ungarn unter gar keinen Umſtänden ge— 
neigt wäre, einen feſteren Verband zu acceptieren als denjenigen, der im 
Jahre 1867 vereinbart wurde“; dass auch um den Preis welcher 
wirtſchaftlicher Opfer immer von der Schaffung einer Geſammtmonarchie 
nicht die Rede ſein könne, die in dem (ungariſchen) Geſetzartikel XII 
vom Jahre 1867 nicht begründet ſei; Ungarns Rechte ſeien unverkäuflich, 
eine Rückbildung der gegenwärtigen ſtaatsrechtlichen Grundlage un— 
möglich. 

Hingegen verwahrt ſich Graf Julius Andräſſy gegenüber der 
Zumuthung, als ob ſein Buch „Ungarn auch Rechte vindiciere, die über die 
Auffaſſung des Geſetzartikels XII vom Jahre 1867 hinausgehen, dajs 
es verborgene Beſtrebungen an das Tageslicht bringe, hinſichtlich deren 
es die Pflicht des Freiherrn von Dipauli geweſen ſei, die Aufmerkſam— 
keit des öſterreichiſchen Parlamentes wachzurufen“. Ungarn beſitze „keine 
verborgenen Aſpirationen“, die es daheim bekenne, aber Oſterreich gegen— 
über verbergen müſſe. Was Ungarn über die ſtaatsrechtliche Lage be— 
hauptet, beruhe „auf poſitiven Geſetzen“; was Ungarn wünſcht, gereiche 
der „Dynaſtie und der Machtſtellung der Monarchie zum Vortheile“. 

Graf Julius Andräſſy geht nun alle vom Freiherrn von 
Dipauli angeführten Citate durch und ſtellt deren Inhalt richtig, ergänzt die 
Lücken derſelben und ſucht darzuthun, dafs fie entweder miſsverſtanden 
oder falſch gedeutet und ausgelegt worden ſeien. Daraus reſultierte, 
dafs „es noch immer zweierlei Interpretationen des Ausgleiches gibt: 
eine öſterreichiſche und eine ungariſche“. Für die Richtigkeit der un⸗ 
gariſchen Auffaſſung ſpreche der Umſtand, dajs der Ausgleich in ſeiner 
Gänze eine ungariſche Conception war, ſein juriſtiſcher Grundgedanke 
von Franz Deát herrührt. Man thue jenſeits der Leitha unrecht, 
die ungariſche Auffaſſung zu fürchten, in ihr eine Gefahr für die 
Monarchie zu erblicken. „Über der Wahrnehmung unſerer Rechte,“ ſagt 
Graf Andräſſy, „haben wir das Großmachtintereſſe niemals aus dem 
Geſichtskreiſe verloren. Wir wijfen, dafs dieſes die Einheit der Vertheidi- 
gungsmittel fordert. Wenn die Erhaltung dieſer Einheit auch Opfer 
heiſcht, fürchten Sie nichts, wir werden die Opfer auch in der Zukunft 
bringen, wie es in der Vergangenheit geſchehen ijt! Wir wiſſen, dass 
die Kraft der Monarchie unſere Kraft, das Unglück der Monarchie 
unſer Unglück iſt. Ich wiederhole: fürchten Sie die ungariſche Auf— 
faſſung nicht!“ 

Den gemeinſamen Inſtitutionen gegenüber erhebe Ungarn aller 
dings „gewiſſe moraliſche Forderungen“. So z. B. ſei es moraliſche 
Pflicht des Militärs, Ungarn zu achten und ſeinen Geſetzen zu gehorchen; 
die militäriſche Erziehung erfordere Achtung Ungarns vom Oſterreicher, 
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Beſtärkung im Patriotismus für Ungarn u. dgl. Ob das unbillige 
Forderungen ſeien? Oſterreich beſitze die gleichen Rechte: die erſte 
Pflicht des Soldaten jet die Anhänglichkeit an den gemeinſamen Kriegs- 
herrn, und dieſe Anhänglichkeit müſſe den verſchiedenen Patriotismus in 
einer höheren Harmonie vereinigen. 

Freiherr von Dipauli beanſtände es ferner, daſs Graf Andräſſy 
in ſeinem Buche den Nachweis zu führen ſuche, daſs Ungarn „die im 
Ausgleiche garantierten Rechte auch thatſächlich ausgeübt“, daſs „die Politik 
der Monarchie ſich dem Willen Ungarns entſprechend geſtaltet habe“, 
daſs „Ungarns Wort mit größerem Gewicht in die Wagſchale gefallen 
als das Wort Oſterreichs“, und daſs „der maßgebende Factor der 
Monarchie heute Ungarn ſei“. Enthalten dieſe Sätze Unrichtiges oder 
Verletzendes für Oſterreich? Was Graf Andräſſy für die Ungarn 
fordere, das gebe er auch den Oſterreichern. „Der Einfluſs, das Ge— 
wicht, welche eine Nation beſitzt, können nicht in ganz gleiche Theile 
abgemeſſen werden. Sie ändern ſich fortwährend, ändern ſich mit der 
Politik, welche die Nation befolgt, ändern ſich mit dem moraliſchen Inhalt, 
den ſie bergen. Wir müſſen beſtrebt ſein, durch die Befolgung einer 
richtigen Politik, durch eine zielbewujste Entwicklung unſerer Kräfte in 
ehrlichem, offenem Wortſtreite die Priorität in der Monarchie zu erringen.“ 

„Die großen Ziele des 1867er Ausgleiches,“ heißt es am Schluſſe 
der Ausführungen des Grafen Andräſſy, „ſind erreicht; die beiden 
Staaten entwickelten ſich kräftig, nach außen ſicherten wir uns den 
Frieden und die Machtſtellung. Nur eine Hoffnung erwies ſich als 
Illuſion; nur ein Glaube derjenigen, die das epochemachende Werk 
geſchaffen, hat ſich nicht erfüllt. Das gegenſeitige Gefühl der verbündeten 
Völker iſt auch heute kein befriedigendes. Die verbündeten Völker trauen 
einander nicht.“ Daraus entſtehen die fortgeſetzten Verhetzungen; wäre 
es nicht hoch an der Zeit, dafs derlei Verhetzungen aufhörten? 

Auf die Artikel des Grafen Julius Andräſſy antwortete Frei— 
herr von Dipauli in einer „Erwiderung“ (ſiehe „Reichswehr“ vom 
13. April 1898), in welcher er zunächſt ſeine aufrichtige Anhänglichkeit 
an das ſtaatsrechtliche Ausgleichswerk vom Jahre 1867 betont und ſich 
ebendeshalb für berechtigt hält, „einzutreten für die auf gemeinſamem 
Gebiete beſtehende ſtaatliche Einheit und die gemeinſame Verfaſſung“. 
In den vorgeleſenen Citaten habe er nichts geändert, höchſtens manche 
Sätze abgekürzt, ohne den „Sinn und Umfang des Gedankens irgend— 
wie zu alterieren“. 

Freiherr von Dipauli weist gleichfalls auf die Unterſcheidung der 
jogenannten „ungariſchen Auffaſſung“ vou der „öſterreichiſchen Auffaſſung“ 
der Ausgleichsgeſetze von 1867 hin und findet dieſe Verſchiedenheit ſchon 
in der abweichenden Anſchauung über das Forum der Verantwortlichkeit 
für die gemeinſamen Miniſter, dann über die legislatoriſche Kraft der 
Beſchlüſſe der Delegationen begründet. Hinſichtlich der Einfluſsnahme unga- 
riſcher Reſſortminiſter auf die Arbeiten der Delegationen herrſche in Ungarn 
ebenfalls eine mit dem Ausgleichsgeſetze unvereinbarliche Anſchauung und 
Praxis. An eine Rückbildung der gegenwärtigen ſtaatsrechtlichen Grundlage 
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könne heute auch in Oſterreich von keinem ernſten Politiker gedacht werden; 
anderntheils werde vielleicht ſelbſt Graf Julius Andräſſy zugeben, dafs 
ungariſcherſeits nach mancher Richtung (ich erinnere an den Titel unſerer 
Monarchie) eine Ausdehnung der Vereinbarungen über die fixierten Be— 
ſtimmungen der 1867er Geſetze ſtattgefunden habe. Und doch liege die beſte 
Gewähr für die Stabilität ſolcher ſtaatsrechtlicher Grundgeſetze in der 
unveränderten und möglichſt einfach interpretierten Aufrechterhaltung der— 
ſelben. Jedes Spannen ſolcher Geſetzesbeſtimmungen auf das Prokruſtes— 
bett nationgler Politik könne natürlich Gegenſpannungen erwarten. 

„In Oſterreich,“ jagt Freiherr von Dipauli, „gibt es keine princi— 
piellen ſtaatsrechtlichen Gegner des Ausgleiches .. . . Daſs zwiſchen der un— 
gariſchen und der öſterreichiſchen Auffaſſung des Ausgleiches (wenigſtens für 
die Mehrzahl der Staatsangehörigen) ein Unterſchied obwaltet, ſcheint mir 
kaum zweifelhaft, dürfte vielleicht auch nicht widerſprochen werden, 
da ſchon die Geneſis des Ausgleiches eine ‚ungarische Conception’ war. 
Ich will nicht unterſuchen, ob dieſer Beweis für die Richtigkeit der 
ungariſchen Auffaſſung ausſchlaggebend jet; auch anerkenne ich, dass 
Ungarn keine verborgenen Aſpirationen beſitze; aber ich will dieſen Faden 
nicht weiter ſpinnen, denn als Patriot will ich ja auch gerne das Einigende 
ſuchen und in einem ſo wichtigen politiſchen Zeitpunkte nicht weiter 
darüber rechten, ob das gemeinſame Ziel auf dieſem oder jenem Wege 
erreicht werde.“ 

„Auch ich will,“ damit ſchließt Freiherr von Dipauli ſeinen 
Artikel, „keine andere Geſammtmonarchie als die durch die Geſetze des 
Jahres 1867 begründete. Für dieſe Geſammtmonarchie Opfer zu bringen, 
ſind auch wir bereit. Nicht nur das Geſammtintereſſe, die Exiſtenz dieſer Ge— 
ſammtmonarchie liegt uns am Herzen, und deshalb ſind auch wir ſusceptibel 
im Punkte der großen Geſammtmonarchie, wie es die Ungarn für ihre 
Reichshälfte ſind. Ferne liegt uns aber jeder Angriff auf die ſtaatsrechtliche 
Stellung Ungarns. Wir wünſchen nur, dafs man auch in der anderen 
Reichshälfte ſich mit der ſtaatsrechtlichen Stellung des 1867er Aus⸗ 
gleiches beſcheide, wir wollen keine ungariſchen Rechte kaufen, im Gegen⸗ 
theil! Wir wollen nur die Gleichheit der Opfer auch der Gleichheit der 
Rechte annähernd näher bringen, und daher können auch wir ebenſo 
loyal wie aufrichtig zurückrufen: „Fürchten auch Sie die öſterreichiſche 
Auffaſſung nicht!““ 

Damit endigen wir die Nachſchrift über die intereſſante Controverſe 
der beiden namhaften Politiker, des ungariſchen Grafen Julius An— 
dräſſy mit dem öſterreichiſchen Freiherrn von Dipauli, dem gegen— 
wärtigen Handelsminiſter Oſterreichs. 

Budapeſt. Prof. Dr. Schwicker. 
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ammlung der nach gepflogener mündlicher Verhandlung gr 

ſchöpften Erkenntniſſe des k. k. Reichsgerichtes. Begründet von 

weiland Dr. Anton Hye Freiherrn von Glunek, Mitgliede und 
ſtändigem Referenten des k. k. Reichsgerichtes wie auch lebenslänglichem Mit⸗ 
gliede des Herrenhauſes des öſterreichiſchen Reichsrathes, fortgeſetzt von Dr. Karl 
Hugelmann, k. k. Sectionsrathe und Präſidialſecretär des k. k. Reichsgerichtes. 
X. Theil. Judicate des Reichsgerichtes in den Jahren 1893, 1894, 1895, 1896 
und 1897. Anhang: Erkenntuiſſe des Senates zur Entſcheidung von Competenz⸗ 
conflicten zwiſchen Reichsgericht und Verwaltungsgerichtshof. 1894 bis 1895. 
Wien 1898. 5 g 

Anzeiger der Akademie der Wiſſenſchaften in Krakau. Nr. 5. Mai. 
Krakau 1899. Offentliche Sitzung der Akademie vom 3. Mai 1899. — Sitzungen 
vom 1., 15. und 23. Mai 1899, — Nefumes: Bibliothek der polniſchen Schrift⸗ 
ſteller, 36. Band. — A. Brückner. Der handſchriftliche Nachlaſs des W. Potocki. 
II. Theil. — St. Niementowſki. Über neue Arten der Anhydroverbindungen. 
— W. Syniewſki. Über die Conſtitution der Stärke I. — A. Bochenek. Die 
Reifung und Befruchtung des Eies von Aplyſia. 

Przeglad polski (Polniſche Revue). 33. Jahrgang. 129. Band, Nr. 390. 
VI. Heft, December. Krakau 1898. (Polniſch.) Zum 50, Jahrestag der Thron⸗ 
beſteigung Kaiſer Franz Joſefs. Von Staniſlaus Tarnowſki. — Aus 50 
Jahrgängen des „Czas“. IV. Die Jahre 1857 bis 1860 (Fortſetzung). Von Ludwig 
Debicki. — Budget und öffentlicher Credit (Schluſs). Von Dr. Joſef Milewfki. 
— Die Lemberger Berathungen vom October 1898, betreffend die Reform der 
Mittelſchulen. von Dr. Leon Kulezyüſki. — Griechenland. Reiſeerinnerungen 
aus dem Frühjahr 1896 (Schluſs). Von Staniſlaus Rzepinſki. — Literariſche 
Chronik. — Politiſche Revue. 

Muzeum (Muſeum).Zeitſchrift des Vereines der Lehrer höherer Lehranſtalten. 
Redigiert von Dr. B. Mankowſki. XV. Jahrgang. Heft 4 und 5, April und Mai. 
Lemberg 1899, (Polniſch.) Zeitſchriften für die Jugend. — A. Chudzinſki: Die 
preußiſchen Mittelſchulen nach der Reform von 1892 (Fortſetzung). — Sz. Matuſiak: 
Wie viele Conjugationen haben wir im Polniſchen? — W. Heck: Das Schulmuſeum 
in Brüſſel. — Zeitungsweſen und Schule. — Stimmen zur Mittelſchulreform. 
St. Schneider: Die Philologie bei den Enquêteberathungen, — Recenſiouen 
und Berichte. — Bibliographiſche Nachrichten. — Vereins⸗ und Sitzungsberichte. 
— Laufende Angelegenheiten. — Verſchiedenes. — Mickiewicz⸗Stiftung. 

Ceská Revue (Oechiſche Revue). II. Jahrgang. Heft 11, Auguſt. Prag 
1899. (Gechiſch.) Prof. B. Bause: Urſprung und Beginn des Ackerbaues. — 
Dr. Joſef Karäſek: Apollon Nikolajevie Majkov. — Dr. Dobroſlav Krejéi: 
Über die Ungerechtigkeit unſerer Reichsrathswahlordnung. — Dr. v. Spambera: 
Sudan und Sahara. — Jan Trestik: Aus dem Leben der Albaneſen (Schluſs). — 
Fr. Bräbek: Alexander Petöfi (Schluſs)). — Dr. J. Präsef: Die Schlacht 
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bei Polit am 18. Juni 1757 (Schluſs). — Rudolf Dovoräf: Denkungsweiſe 
Chinas. — Rundſchau. 

Mittheilungen des Vereines für Geſchichte der Deutſchen in 
Böhmen. XXXVII. Jahrgang. Nr. IV. Nebſt der literariſchen Beilage. Redigiert 
von Dr. A. Horéiéka und Dr. O. Weber. Prag 1899. Ein mantuaniſcher Gez 
ſandtſchaftsbericht aus Prag vom Jahre 1383. Von Rudolf Knott. — Wallen⸗ 
ſteins letztes Quartier. von W. Maher. — Aus der Geſchichte der Egerer La— 
teinſchule unter Rector Goldammer. Von Dr. J. Simon. — Die Ordnung der 
Krummauer Steinmetzen, Maurer und Zimmerleute aus dem Jahre 1564. Von 
Dr. Joſef Neuwirth. — Ein „Chronicon breve regni Bohemiae saee. XV”. 
Von Dr. Ad. Horéiéka. — Ein Splitter. Von Ad. Hauffen. — Mittheilungen. 

Rivista Dalmatiea (Dalmatiniſche Revue). J. Jahrgang. 2. Heft, 


Juli. Zara 1899. (Italieniſch.) A. Lubin: Dante-Frage. — V. Brunelli: 
Giovanni Lucio (III und IV). — G. J. Boxich: Erinnerung (Gedicht). — 
S. Mitis: Hiſtoriſche Notizen über die Inſel Cherſo. — R. Feruzzi: Die 


Kunſt und die III. Ausſtellung in Venedig. — U. Inchioſtri: Sonette. — 
G. A. Galzigna: Die Frau in der gelehrten Komödie des Jahres 500. — 
G. Smirich: Das Portal des Grafenpalaſtes in Pago. (Mit 1 Tafel.) — 
Anzeigen. — Bibliographiſche Notizen. — Kleine Anzeigen. 

Zeitſchrift für öſterreichiſche Volkskunde. Organ des Vereines für 
öſterreichiſche Volkskunde in Wien. Redigiert von Dr. Michael Haberlandt. 
V. Jahrgang 1899. 1. bis 2. Heft. Mit 5 Textabbildungen. Wien 1899. Adolf Kett⸗ 
ner: Schleſiſche Lebzeltformen (mit 5 Abbildungen). — Dr. Franz Tappeiner: 
Einige ethnologiſche und anthropologiſche Aufzeichnungen über die Bewohner des 
hinterſten Otzthales und des Schnalſerthales. — Dr. Oskar Hovorka von 
Zderas: Dalmatiniſche Spitznamen. — Johann Haudeck: Volkstracht im 
Leitmeritzer Mittelgebirge. — Kleine Mittheilungen. — Ethnographiſche Chronik 
aus Oſterreich. — Literatur der öſterreichiſchen Volkskunde. I. Beſprechungen. 
II. Überſichten. — Mittheilungen aus dem Verein und dem Muſeum für öſterrei⸗ 
chiſche Volkskunde. 

Zeitſchrift des Ferdinandeums für Tirol und Vorarlberg. 
Herausgegeben von dem Verwaltungsausſchuſſe desſelben. III. Folge. 42. Heft. 
Innsbruck 1898. Redlich Osw. Dr. David von Schönherr. Ein Lebensbild. 
Mit Porträt. — Egger Joſef Dr. Schloſs Gerrenſtein und ſeine Herren. — 
Mayr-Adlwang Mich. Dr. Regeſten zur tiroliſchen Kunſtgeſchichte. — Hammer 
Heinrich Dr. Die Bauten Herzog Siegmunds des Münzreichen von Tirol. — 
Hintner Val. Dr. Noch einmal die Iſs⸗-Namen. — Wolfskron Max Reichs⸗ 
ritter v. Beitrag zur Geſchichte des Tiroler Erzbergbaues. — Kleinere Mit— 
theilungen. — Vereinsnachrichten. 

Jahrbuch des Bukowiner Landes-Muſeums. VI. Jahrgang 1898. 
Nedactionscomite: C. Mandyezewſki, A. Mikulicz, Dr. J. Polek (Cura⸗ 
toriumsmitglieder) und K. A. Romſtorfer (Schriftführer). Czernowitz 1898. 
Dr. Raimund Friedrich Kaindl: Zur Geſchichte der Bukowina im Jahre 
1849. — Dr. J. Polek: Die Lippowaner in der Bukowina. II. Religion und 
Kirchenweſen. — Karl A. Romſtorfer: Neconftruction der Miroutzkirche in 
Suczawa. — Derſelbe: Bericht über die Forſchungsarbeiten am alten Woje- 
wodenſchloſſe in Suczawa. — Aus den „Mittheilungen der k. k. Central-Com⸗ 
miſſion ꝛc.“ — Vermiſchtes. — Verzeichnis der Conſervatoren und Correſpondenten 
der k. k. Central-Commiſſion ze, in der Bukowina. 

Argo. Zeitſchrift für krainiſche Landeskunde. VI. Jahrgang. Nummer 11 
und 12. Redacteur, Herausgeber und Verleger: Alfons Müllner, Muſealeuſtos. 
Laibach 1898. Das Eiſen in Krain (Fortſetzung). Von A. Müllner. — Die 
Zukunft der Stadt Laibach. XIX. — Anton Damian, ein Laibacher Kaufmann. Mit 
2 Illuſtrationen.) Von Müllner. — Ein Brandgräberfeld aus der Zeit der 
Römerherrſchaft in Laibach am Baugrunde des Herrn Joſ. Graiſer. III. (Mit 
1 Illuſtrationsbeilage.) — Emona und Emonia. Von J. Bilc. — Zur Emona⸗ 
Frage. Von Müllner. — Lehen der Grafen von Gilli, Von Fr. Komatar. — 
Rapport eines Regimentscommandanten vom Jahre 1649 aus Loitſch. — Ber 
ſchwörungsformeln gegen Schlangenbiſs. Bon Müllner. 
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Zlberſetzurigen aus dem Slopeniſchen von A. Funteli. 


Laibach. Mädchen und Vöglein. 
. 


Von F. Lepſtik. 


Um Brunnen ſchöpfte ein Mägdelein, 

Pl Das ſenkte den Eimer ins Waſſer ein, 

(@ > Und wie fih ihr Bildnis im Waſſer zeigt, 

Ds Entzückt fi) das Mädchen darüber neigt: 

„Die Schönheit, die da ſchmückt mein Geſicht, 

Ich gäb' ſie für drei Paläſte nicht!“ 

Da hüpft auf dem Zweige ein Vöglein herbei, 
Hebt an gar ſchelmiſche Melodei: 

„Doch wiſſe, kommt einer, der wohl Dir gefällt — 
Traun, all die Schönheit umſonſt er erhält!“ 
„Und was Du geſungen, iſt Lug und Trug — 
Ich kann Dich nicht haſchen im raſchen Flug!“ 
„Und hätteſt Du Flügel wie ich einmal, 

Du flögſt noch heute zu Berg und Thal, 

Und fändeſt Du einen, der gut Dir wär', 

Und wäre er arm wie keiner mehr: 

Hier unter den Schlöſſern auf Deinem Geſicht 
Verwehrteſt Du ihm ein Obdach nicht.“ 

Das Vöglein ſang's und ſchwang ſich vom Baum, 
Flog weiter im lichten Himmelsraum. 

Das Mädchen blickte ihm ſinnend nach: 

„Weiß nicht, ob das Vöglein nicht Wahrheit ſprach! 
Es fliegt in den Lüften und merkt und ſieht, 
Was unter Menſchen auf Erden geſchieht.“ 
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Nur im Lenze nicht! 

Von Joſef Stritar. 
Nahe ſteht mein Leben jenem Tage, 
Deſſen jeder Menſch gedenkt mit Angft: 
Endet auch mein Ich mit einem Schlage, 
Herr, ich ſcheide ſonder Furcht und Klage, 
Sterbe gerne, wenn Du es verlangſt! 
Dieſes Aug’, worin die Sonne blinket 
Und das kleinſte Ding ſich ſpiegelt klar, 
Das ſo ſehnſuchtsvoll die Helle trinket, 
Dem der Himmelsglanz von ferne winket, 
Bald erliſcht es ganz, auf immerdar. 
Dieſes Herz, das Sehnſucht, Hoffen, Bangen 
Jäh durchwühlen, quälen Tag und Nacht — 
Ob's von Leid, von Freude ward umfangen, 
Gott, es ſtehet ſtill auf Dein Verlangen, 
Und auf ewig wird's zur Ruh' gebracht! 
Sei's denn! Wie ein Fenſter will ich ſchließen 
Dieſes Aug', auf daſs kein Tag mehr graut, 
Konnt' ich doch das Leben nie genießen: 
Da ich ſah der Menſchheit Thränen fließen, 
Habe ich des Leids genug geſchaut. 
Sei's denn! Mag dies Herz nicht fürder ſchlagen, 
Mag es ſchlafen wie ein müdes Kind! 
Eig'ne Schmerzen hat es ſtets getragen, 
Und, was ſchlimmer, es trug fremde Klagen, 
Mag's denn ohne Bürde ruhn gelind! 
Sei's denn! Dunkler Vorhang, ſinke, falle 
Und verdecke mir der Sonne Licht! 
Herr und Meiſter, wenn Du willſt, erſchalle 
Dein Gebot, auf daſs zu Dir ich walle — 
Nur im Lenz, im Lenz geſcheh' es nicht! 
Wenn es ſtille auf den Fluren allen, 
Wenn entlaubt der Buſch und kahl der Baum, 
Wenn Maßliebchen welk im Graſe fallen, 
Wenn die Kraniche gen Süden wallen: 
Dann entfleuch' mein Geiſt vom Erdenraum! 
Nicht doch jetzt, wo Blüten, Luſt alleine 
Streut der Lenz, wohin der Schritt ihn trägt, 
Wo das Herz, das Weltall ſtrahlt im Sonnenſcheine 
Und die Amſel ſchlägt im grünen Haine, 
Lerche, Fink, um Liebe werbend, ſchlägt. 
Jetzt, wo Leben aus dem Leben blinket, 
Wo ſich alles regt, was todt erſchien, 
Wo mein Aug' die Schönheit, die ihm winket, 
Gierig wie den Seim der Falter trinket — 
Ach, wie könnte ich von dannen ziehn! 
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Sieh, ich murre nicht! Nein, ohne Beben, 
Wenn, mein Schöpfer, Deine Stimme ſpricht, 
Will ich ſcheiden aus dem Erdenleben, 
Deinem Willen, Deiner Macht ergeben — 
Nur im Lenz, im Lenz geſcheh' es nicht! 
* 
Die Ideale. 
Von S. Gregoréié. 
O, kämpfe nicht mit Idealen, 
Sie gleichen ganz den Sonnenſtrahlen, 
Worin die ſtarre Welt erglüht 
Und mancher Blume Pracht erblüht! 
Dort auch, wo Ideale wallen, 
Wenn ſie durchflammen das Gemüth, 
Kann manche Blüte ſich entfalten. 
Vernichte nicht die Ideale, 
Ihr Licht gleicht ganz dem Sonnenſtrahle: 
Gib einen Sonnenſtrahl mir nur, 
Er weist mir hoch im Sternenſaale 
Der hehren Gottesſonne Spur — 
Es gleicht ſo ganz das Ideal 
Dem goldig lichten Sonnenſtrahl! 
Nicht von der Erde her ſie ſtammen, 
Sie ſind des Herzens nur Beſitz, 
Sie bringt hervor des Geiſtes Blitz, 
Und hoch im ew'gen Lichte flammen 
Die Ideale nur zuſammen, 
Ihr Licht daher nach aufwärts fließt 
Zum Licht, das ihre Quelle iſt. 
KX 
Die Birke. 
Von Simon Jenko. 
Steht die junge Birke 
Zwiſchen Kieferbäumen, 
Muis auf eig'nem Boden 
Fremd und einſam träumen. 
Und am Stamme rütteln 
Rauh die Waldeswetter, 
Von den Aſten fallen 
Die verwelkten Blätter. 
Und der Wind ſie wirbelt 
In entleg'ne Kreiſe, 
Bringt den fernen Schweſtern 
Grüße von der Waiſe. 


d 
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Zwei Uovelletten von Árpád v. Bergik. 
II 


Die Mama der Gracchen. 
Aus dem Ungariſchen überſetzt von Heinrich v. Wlislorki. 
Jegenye in Siebenbürgen. 


Jer erſte Bekannte, dem ich im Badeorte Kis-Héviz auf der 
Promenade begegnete, war die liebe kleine Irene, geborene 
Välnay und verehelichte Déry, alſo alles zuſammengefaſst, 

Irene Déry-Välnay oder, wie wir ſie ſcherzweiſe nannten, die 
Mama der Gracchen. Dieſen Ehrennamen aber hatte ſie daher erhalten, 
daſs jie ihre beiden rothen, ruheloſen Spröſslinge überaus liebte. 
Wie die berühmte römiſche Muſtermutter ihre beiden Söhne als ihren 
höchſten Schmuck betrachtete, ſo trug auch Irene keinen anderen, und wie 
Cornelia auf dem Forum mit ihren Kindern zu erſcheinen pflegte, ſo 
konnte man ſich auch Irene nicht ohne ihre Söhne vorſtellen. Überallhin 
ſchleppte ſie dieſelben zum Verdruſſe der vielen Cavaliere mit ſich, welche 
ſich der zum Verſchlingen ſchönen jungen Frau genähert hätten, aber 
die „kindliche“ Umgebung für ſehr ungeeignet hielten. Es blieb auch jeder 
von ihr weg, den man des Hofierens hätte verdächtigen können. Soviel 
ijt gewijs, daßs ſich die Peſſimiſten in ihren Prophezeihungen getäuſcht 
hatten. 

Irene Välnay gehörte zu den unterhaltendſten Mädchen, und 
Thomas Dery wurde gewarnt, fie zu heiraten, er werde noch viel 
Ungemach mit ihr haben. Sie ſei ſchön, ſei lebhaft, ſie ſei auch 
ein wenig kokett, ſie paſſe eben nicht zu einer Gattin. Déry aber 
heiratete ſie doch, und als ob man das Weibchen nach der Verheiratung 
ausgetauſcht hätte! Sie zog ſich zurück, ward eine Hausfrau, die nur 
ihrem Gatten lebte und dann ihren Kindern. Des Himmels Segen folgte 
gar ſchnell nacheinander, und die 24jährige junge Frau kann ſich heute 
ſchon mit einem ſechs- und mit einem fünfjährigen Söhnchen brüſten. 

Es mag als glänzendſter Beweis meiner Uneigennützigkeit der 
Umſtand dienen, dajs ich mich dieſer Nachrichten freute, obwohl man 
mich einſtens auch mit Irene foppte. Nicht zu leugnen, ſie gefiel mir, 
dies Gefallen aber konnte zu ernſter Abſicht nicht heranreifen, denn ich 
fand nicht die geringſte Erwiderung. Ich entſagte ohne Bitterkeit, und 
unſer Bekauntſchaftsverhältnis entwickelte ſich zu angenehmer Freundſchaft. 
Doch gar wenig ſah ich ſie ſeit ihrer Verehelichung. 5 

Gegenſeitig freuten wir uns nun der Begegnung. Sie weilt hier 
allein; ihr Gatte, der Landwirt, durfte ſie zur Zeit der Sommerarbeiten 
nicht begleiten. 

„Wie bringen Sie die Zeit zu?“ fragte ich ſie und war beinahe 
auf die Antwort gefafst. Sie wird mit dem Ausdrucke der Zufriedenheit 
antworten: „Herrlich!“ Was anderes hätte denn eine Mama ant— 
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worten können, vor der zwei ſolche von Geſundheit ſtrotzende Bürſchlein 
herumſprangen? N 

Große Überraſchung harrte meiner. Uber Irenens Antlitz huſchte 
eine Wolke hinweg. 

„Langweilig,“ ſprach fie mijggelaunt. 

„Warum?“ 

„Ich habe keine Geſellſchaft.“ 

„Und die Kinder? Gibt es beſſere Geſellſchaft als dieſe?“ 

Irenens Augen flammten auf, und mit Liebe und Stolz blickte fie 
auf ihre Söhne, doch das Feuer erloſch plötzlich. 

„Schön iſt die Kinderſtube, ſie hat ihre Poeſie, aber das iſt noch 
nicht die ganze Welt. Eine kleine Unterhaltung ſchadet nicht — der 
Abwechslung zuliebe.“ 

„Haben Sie denn hier keine Bekannten?“ 

„Wie denn nicht? Hier iſt ja Frau Bäräny mit einer großen 
Geſellſchaft, fünf, ſechs ſchönen jungen Frauen, eine ganze Schar 
Höflinge um ſie herum, die unterhalten ſich ſtets.“ 

„Schließen Sie ſich dieſen an, wenn es Ihnen die Zeit geſtattet!“ 
rieth ich ihr mit beſtem Willen, nicht einmal ahnend, welch eine Saite 
des Schmerzes ich angeſchlagen. 

Irene bus ſich die Lippe, fie hätte gern etwas gejagt, aber jie 
erſtickte ihren Gedanken im Keime. 

„Hat man Sie etwa beleidigt?“ 

„Soll ich ſprechen — ſoll ich nicht ſprechen? ... Ah, Sie find 
mein alter, wahrer Freund! Ich brauche nicht mich vor Ihnen zu zieren. 
Alſo wiſſen Sie, man hat mich zurückgewieſen — wie ein Gemälde aus 
der Kunſtausſtellung!“ 

Sie zitterte vor Aufregung und wies ihren kleinen Sohn, der 
mit irgendeiner Frage zur Mama gelaufen kam, kurz und trocken ab. 

„Und wiſſen Sie, warum? Wegen meiner Kinder. Frau Bäräny 
hat es mir rund herausgeſagt: Meine Liebſte! Du biſt uns eine zu 
o Mama! Du haft zu viele Kinder. Du würdeſt den Einklang 
tören.“ 

„Neid! Sie fürchten ſich vor Ihnen.“ 

Vom Badehaus her wurde lautes Gelächter hörbar. Frau Bäräny 
und ihre Geſellſchaft näherten ſich. Sie begaben ſich in den Wald. 

„Gehen wir!“ ſprach plötzlich Irene und wandte ſich an die 
Bonne. „Bleiben Sie hier mit den Kindern, wir machen einen kleinen 
Spaziergang!“ 

Es war klar, dass fie der Bäräny'ſchen Geſellſchaft ausweichen 
wollte. 

Frau Dery lud mich an ihren Tiſch, und in einigen Tagen machte 
ich überraſchende Beobachtungen. Die Mutter der Gracchen kokettierte. 
Sehr furchtſam, außerordentlich primitiv — aber ſie kokettierte. Den 
Gegenſtand ihres Kokettierens bildete ein Cavalier mit ſtrohgelben Haaren 
am Tiſche der Frau Bäräny. Ich kannte ihn, er gehörte zu den proe 
feſſionellen Courmachern, die ſtets hofieren, überall und jeder — aus 
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Gewohnheit, Langeweile, denn ſie können eben über nichts anderes mit den 
Frauen ſprechen. Glück haben ſie zwar ſelten, ſie bringen indes wenigſtens 
die eine oder die andere unachtſame oder ungeſchickte Frau in Feuer, und 
ihre Eitelkeit begnügt ſich ſelbſt mit dieſer Genugthuung. 

Nicht lange Zeit nachher geſchah es, bas der Cavalier mit den 
ſtrohgelben Haaren fid) bei einem Ausfluge verſpätete, den die Barany- 
ſchen in die Berge machten, und ich ihn in Irenens Geſellſchaft 
traf. Bei einer anderen Gelegenheit ſchmerzten dem Herrn zufällig 
die Zähne, demzufolge er an einer improviſierten Tanzunterhaltung 
nicht theilzunehmen vermochte, aber nach dem Nachtmahle ſpazierte 
er mit Irene zuſammen um die Badeanſtalt herum. Oft kam er im 
Speiſeſaale an unſeren Tiſch, was den Bäräny'ſchen im allgemeinen 
nicht nach Geſchmack ſein konnte, deſto angenehmer dafür Irene war, 
die den Cavalier mit ſtrohgelben Haaren mit Liebenswürdigkeit über— 
häufte. 

O, Du kleines unachtſames Geſchöpf, Du bringſt Dich noch in Verruf, 
wenn ich Dir die Augen nicht öffne! Wir ſaßen beiſammen am Rande 
des Waldes, und ich benützte die Gelegenheit. 

„Wiſſen Sie, Irene, daſs die Bäräny'ſchen ſehr über Sie 
klatſchen?“ 

Irenens Antlitz ſtrahlte vor Freude. 

„Sie tratſchen? Nun, ſie mögen nur tratſchen! Sie mögen ſehen, 
daſs man auch über mich tratſchen kann!“ 

„Alſo das kümmert Sie gar nichts?“ 

„Mich nicht! Ein kleiner Tratſch iſt nicht die Welt.“ 

Ich wuſste genug; die Mutter der Gracchen hatte ihre bisherige 
Rolle ſatt bekommen, und die gekränkte Eitelkeit lechzte nach Rache, 
obgleich letztere nur in der Geſtalt eines Cavaliers mit ſtrohfärbigen 
Haaren erſchien. 

Die Folgen gaben mir recht. Die Kinder ſpielten von nun an 
mit der Bonne allein fern von der Mama, die zu zweien mit dem 
Cavalier, der ſtrohfärbige Haare hatte, auf der Promenade herum— 
ſpazierte, um die Badeanſtalt herum, am Waldrand, überall — wo viele 
waren, wo ſie von vielen geſehen werden konnten, beſonders von den 
Bäräny'ſchen, von denen ſich der junge Mann mit den ſtrohgelben 
Haaren endgiltig losgeriſſen hatte. 

Die Mama der Gracchen benöthigte ſehr einen — Schutzgeiſt, 
denn wenn der Papa der Gracchen ankäme, träfe er eine ſolche Situation, 
die kaum ſeine Zuſtimmung finden würde. Warum ſollte dies nicht durch 
meine Wenigkeit als Schutzgeiſt verhindert werden? 

Ich begann den Gekränkten zu ſpielen. Zwei, drei Tage hindurch 
meldete ich mich nicht beim Mittagsmahl — ich ſpeiste eine Stunde 
ſpäter — auch auf der Promenade war ich nicht ſichtbar. Die Inter— 
pellation konnte nicht ausbleiben. 

„Sie kann man ja gar nie ſehen!“ 

„Ungefähr.“ 

„Und warum nicht?“ 
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„Ich ſehnte mich nie nach der Rolle des fünften Rades. Ich bin 
überflüſſig, deſto beſſer! Sie haben wenigſtens ſchon Geſellſchaft und 
langweilen ſich nicht.“ 

Ich ſetzte von Irene voraus, dafs fie mich nicht auf fo leichte 
Weiſe in die Welt fliegen laſſen werde. 

„Lieber Freund! Sie ſind nie überflüſſig!“ 

„Dann geſtehen Sie es aufrichtig ein, bas Sie ſich mit einem 
Stück Cavalier nicht begnügen! Drei, vier, fünf brauchten Sie, damit 
Frau Bäräny berſte. Dies übernehme ich nicht ... Irene!“ 

Den Namen „Irene“ ſprach ich mit großem Nachdruck, unter— 
drückter Glut aus und ſchoſs dabei einen möglichſt tiefen und bedeut— 
ſamen Blick auf ſie. N 

„Was ſoll dies bedeuten?“ fragte ſie erſtaunt. 

„Das, dais... ja, ja, ich reiße den Schleier vom Geheimnis 
herab, das Sie nie erfahren hätten, wenn mich Ihr Benehmen dazu 
nicht berechtigt haben würde! Ich liebte Sie, betete Sie an ...“ 

„Mein Herr!“ 

„Hören Sie mich nur zuende! Wenn Sie die Hofierung des 
Cavaliers mit den ſtrohfärbigen Haaren anhören, ſo können Sie mir 
auch eine Minute weihen. Ich wiederhole es, dafs ich Sie geliebt habe 
und noch jetzt liebe. Haben Sie es je geahnt? Nicht wahr, nein? 
Denn ich hätte es für eine Schandthat gehalten, die Ohren der Mutter 
zu beſudeln, um welche herum ihre Kinder ſpielen. Jetzt aber kommen 
und gehen Sie ohne Ihre Kinder — und nicht allein — das Alleinſein 
achte ich auch — ſondern mit einem Menſchen, deſſen Geſellſchaft Sie 
compromittiert. Wenn Sie ſich nun weder mit Ihrer Familie, noch mit 
Ihrem Ruf befaſſen, jo opfern Sie dieſelben wenigſtens für einen 
ſolchen Menſchen, der dies Opfer verdient!“ 

Irene erröthete vor mir in der größten Verwirrung. Sie hätte 
mich gerne unterbrochen, ſie bereitete ſich dazu vor, das Unerwartete der 
Enthüllung raubte ihr jedoch die Geiſtesgegenwart. 

Ich ſah, dafs ich auf gutem Wege bin, ich fuhr alſo fort, aber 
flüſternd, mit ſchmachtender Färbung. 

„Wenn Sie unglückſelig ſind, wenn Sie Ihren Gatten nicht 
lieben, wenn Sie Ihr Schickſal ändern wollen, iſt es dann nicht 
ehrenvoller, klüger, eine neue Verbindung einzugehen, als Ihren Ruf 
ohne Ziel auf Würfel zu ſetzen?“ 

Das Weibchen begann in ſich zu kehren. 

„Wer jagt, dass ich meinen Gatten nicht liebe?“ 

„Vielleicht verheimlichen Sie es vor ſich ſelber. Dies iſt indes 
nur Selbſtbethörung. Sie lieben Ihren Gatten nicht!“ 

„Sprechen Sie nicht ſo, denn die Freundſchaft zwiſchen uns iſt 
zuende!“ 

„Verzeihen Sie, Irene . .. aber ich kann meine Aufregung nicht 
zähmen! Sie waren mir zwiſchen den Schanzen des Familienlebens 
unnahbar, dieſer Zuſtand iſt Ihnen jedoch langweilig. Sie ſehnen ſich 
nach Unterhaltung, Lärm, nach dem glänzenden Leben der Großwelt. 
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Mit Ihrem Gatten, der im Winter, im Sommer auf dem Dorfe wohnt 
und ſich außer um ſeine Wirtſchaft und um ſeine Familie um nichts 
bekümmert, erreichen Sie dies nicht. Mit mir ja!“ 

Irene blickte erſchreckt auf mich. 

„Mit Ihnen!“ 

Ich fühlte, das ich die große Kanone abbrennen müſſe. 

Und mit dem Ausbruche meines ganzen zur Verfügung ſtehenden 
Leidenſchaftsvorrathes rief ich aus: 

„Werden Sie die Meine!“ 

Mit der Wirkung war ich vollſtändig zufrieden. Von Zorn 
brennendes Augenpaar — zitternder Körper — zuſammengepreſste Lippen 
und die mit erſterbender Stimme ausgeſprochenen paar Worte: „Dies 
hätte ich von Ihnen nicht erwartet! Adieu! Sehen wir uns nimmer 
wieder!“ 

Doch ich wich nicht. | 

Alſo wich fie und ließ mich ganz auf regelrechte Weiſe jtehen. 

Was jetzt geſchah, gehört zu den allerunterhaltendſten Abenteuern 
meines Lebens. 

Sie wich mir aus, lief vor mir, ich verfolgte ſie. 

Die arme Kleine konnte nirgends erſcheinen, ohne über mich zu 
ſtraucheln. Und ſo oft ſich die Gelegenheit dazu bot, ſo oft wir infolge 
zufälliger Umſtände allein blieben, ſetzte ich mit eiſerner Conſequenz mein 
Hofieren fort. Mein Hofieren läſst "éi im Nachſtehenden zuſammen— 
faſſen: ſie oder der Tod; das Leben ohne ſie iſt eine öde Wüſte; ſo 
ein Herz wie das meine findet ſich von den Karpathen bis zur Adria 
nimmer; wahnſinnige Glückſeligkeit erwartet ſie, wenn ſie mich erhört. 

Beiſpiellos war die Angſt, welche die kleine Frau ergriff, wenn 
ſie mich erblickte. Und erſt dann, wenn wir unter vier Augen 
waren! 

Sie trachtete, mit Hilfe des Cavaliers mit den ſtrohfärbigen Haaren 
ſich zu vertheidigen; dieſer aber fand die Situation langweilig, und die 
Erfolgloſigkeit ſeines Hofierens einſehend, ſchlug er ſich zu ſeiner früheren 
Geſellſchaft zurück, wo man den reuigen Sünder mit Triumph empfieng. 

Irene war nun mir ausgeliefert. Entweder muſste ſie daheim 
bleiben oder ſich der ſchauerlichen Gefahr der Begegnung mit mir aus— 
ſetzen. In einem Badeorte kann man nicht ewig daheim hocken! 

Wie ſie mir immer ausweichen mochte, ſchließlich packte ich ſie doch 
an einem abſeits gelegenen Orte, wo ſie fern vom Geräuſch des Bade— 
lebens ſich mit Handarbeit beſchäftigte. 

Sie zuckte zuſammen. 

„Gnädige Frau!“ 

„Mein Herr, um Gotteswillen, verlaſſen Sie mich! Nehmen 
Sie denn nicht wahr, daſs . . . was ſoll ich ſagen? Kurz, mit einem 
Wort, wenn Sie noch einen Tropfen Achtung für mich hegen, ſchonen 
Sie mich!“ 

Ich mufste den Becher leeren. Wenn ich auch für ewig die Geſell— 
ſchaft, die Freundſchaft dieſer lieben kleinen Frau verliere, ſo wird mich 
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das Bewufstfein beruhigen, dajs ich ihr einen großen Dienſt geleiſtet 
habe ohne ihr Wiſſen! 

„Erwähnen Sie nicht die Achtung! Bis zu einer gewiſſen Grenze 
können wir uns in Schranken halten; wenn wir aber einmal den erſten 
entſcheidenden Schritt gethan haben, vermögen wir nicht früher ſtehen 
zu bleiben als beim äußerſten.“ 

„Entfernen Sie ſich, ich fürchte mich vor Ihnen!“ 

„Ich kann mich nicht entfernen!“ ſprach ich kräftig. 

Irene ſprang von ihrem Sitze auf. 

„Mama, Mama, wo biſt Du?“ ließ es ſich von einem Neben- 
pfade her hören. Irene ſchrie auf. 

„Michel! Laczi! Meine Kinder, hier iſt die Mama! Her, her, 
Fräulein, ich bin auf dem Sitzplatz! Eilet!“ 

Im Nu erſchienen die Kinderchen aus dem Gebüſch, liefen zu ihrer 
Mutter, die ſie mit Küſſen über und über bedeckte. 

„Hier bleibt Ihr! Nicht einen Schritt erlaube ich Euch weg — 
von mir!“ ſprach fte triumphierend, vor Freude zitternd ... 

Von dieſem Tage an konnte man Irene nie mehr ohne ihre 
Kinder ſehen — ſelbſt nicht einen Augenblick lang. Gar bald kam ihr Gatte, 
führte ſie heim; und wie ich höre, ſeither (und dem ſind ſchon ſieben 
Jahre) iſt ſie die geblieben, die ſie geweſen war: die Mama der 
Gracchen. Jetzt aber hat ſie ſchon vier kleine Gracchen. 


Für die Redaction verantwortlich: Eduard Kotek. 
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m 10. September kehrte zum erſtenmale jener Tag 


at wieder, der das unerhörteſle Verbrechen ſah, welches 


die an Unthaten nicht armen Annalen der Menſchheit je 
auf ihren Blättern zu verzeichnen hatten — der Tag, an 
dem unſere erhabene Herrſcherin, unſere unvergessliche 
Kaiſerin und Königin Elifabeth unter dem Mord- 
werkzeuge eines Verworfenen ihr fo ſchönes Leben verhauchen 
mufste: in weherfüllter Erinnerung an dieſen Tag, welcher 
über das geſammte Vaterland ein nie verſtegendes Meer 
von Schmerzen goss, widmen wir heute den hochverehrten 
Gönnern und Freunden der „Gſterreichiſch-Ungariſchen Revue” 
vorſtehende Reproduction des ſeither berühmt gewordenen 
Glporträts der hehren Verblichenen aus dem Meiſterpinſel 
unſeres heimiſchen Künſtlers L. Horopitz. 


Wien, am 10. October 1899. 
Hochachtungsvollſt: 


Die Redaction. 
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